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Personalisierung eines inhaltsleeren,
aber effektvollen Wahlkampfes, zur
Schau getragenes Bekenntnis zu kon-
servativen Anliegen, Herausstellung
der Kontinuität zur Vorgängerregie-
rung – nach dem grandiosen Wahl-
sieg von Labour tat Gerhard Schröder
vieles, um sich den Wählern als
„deutscher Blair“ darzustellen.

Wird er diesem Anspruch auch ge-
recht?

Ein Blick über den Kanal nach Groß-
britannien zeigt, worauf das Ansehen
und der Einfluß von Tony Blair be-
ruhen:

Tony Blair hat die Labour Party noch
in der Opposition radikal kuriert.
Strukturell, programmatisch und per-
sonell ist sie heute eine moderne,
entideologisierte Kraft der „radikalen
Mitte“. Damit ist sie attraktiv auch für
ehemalige Tory-Wähler.

Weiter wurde die einstmals bedrücken-
de Macht der Gewerkschaften inner-
halb Labours nachhaltig begrenzt.
Und die Mitgliedschaft der Labour
Party hat sich verdoppelt.

Tony Blair hält in „New Labour“ eine 
unangefochtene Führungsposition. Das

politische Programm, das er den
Wählern angeboten hat, kann er dank
der absoluten Mehrheit im Unterhaus
ohne Rücksicht auf Koalitionspartner
und ungefährdet durch abweichende
Parteiflügel durchsetzen.

Die traditionellen Umverteilungspo-
litiker der Labour Party führen ein
Nischendasein und finden nirgends
mehr beachtenswerten Rückhalt.

Auch im Kabinett ist Blair, gestützt auf
einen kleinen Kreis von Führungs-
kräften, unangefochten der erste
Mann.

In wichtigen Fragen – Nordirland-Ver-
handlungen, Europa-Politik, Sozial-
staatsreform – greift er höchstpersön-
lich in einzelne Ressorts ein.

Ganz anders die Situation in Deutsch-
land: Gerhard Schröder hat mit einer
SPD zu tun, die in vielen Bereichen
auf eine umfassende programmati-
sche Erneuerung warten läßt.

Der dominierende Parteivorsitzende
Oskar Lafontaine ist ein Staatsinter-
ventionist; seine politischen Konzep-
te weichen von dem im Wahlkampf
von Schröder vertretenen Programm
wesentlich nach links ab.

Gerhard Schröder – 
kein deutscher Blair!

Alfred Bayer
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Die Koalitionsverhandlungen haben
gezeigt: Nicht der Kanzler, sondern
der Parteivorsitzende der SPD gab der
neuen Bundesregierung die inhalt-
lichen Leitlinien vor. Und Lafontaine
findet dafür in seiner Partei ohne wei-
teres die notwendigen politischen
Mehrheiten.

Selbst im Kabinett nimmt Oskar 
Lafontaine als Superminister für 
Finanzen und Grundsatzfragen der
Wirtschaft eine Schlüsselstellung ein.
Gefragt nach der künftigen Staatsver-
schuldung, räumte Gerhard Schröder
kurz vor der Kanzlerwahl unumwun-
den ein, diese falle in den Bereich des
Finanzministers. Damit verzichtete er
zu Gunsten seines „Schatzkanzlers“
Lafontaine offen darauf, in einer zen-
tralen politischen Fragestellung die
Richtlinien für die Arbeit der künf-
tigen Bundesregierung eindeutig vor-
zugeben.

Der schnelle Rückzug des designierten
Wirtschaftsministers Stollmann zeigt:
Selbst im personellen Bereich, dem 
im politischen Getriebe zentralen
Schlüsselfeld, bestimmte nicht der
designierte Bundeskanzler, sondern
sein Parteivorsitzender das Gesicht
des neuen Bundeskabinetts.

Zusätzlich muß Gerhard Schröder mit
einem Koalitionspartner leben, des-
sen programmatische Vorstellungen
von denen, die er bis zur Wahl pro-
pagierte, teils substantiell abweichen
– Beispiele sind die Energiepolitik, 
die Steuerpolitik und die Sicherheits-
politik.

Im Gegensatz zu Großbritannien wur-
den auch die Gewerkschaften durch
den Regierungswechsel gestärkt. Da-

mit aber hat eine am englischen Bei-
spiel und Erfolg angelehnte Sozial-
staatsreform keine Chance.

Gerhard Schröder will sich bei der
Wahl im Jahr 2002 am Erfolg in 
der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
messen lassen. Aber es ist nicht 
möglich, auf der Grundlage des rot-
grünen Koalitionsvertrages eine Ar-
beitsmarktpolitik zu führen, die der 
von Konservativen entwickelten, von
Tony Blair fortgesetzten erfolgreichen
britischen Politik entspräche.

Der „dritte Weg“ Tony Blairs erinnert
an die Soziale Marktwirtschaft Ludwig
Erhards mit ihrem vergleichsweise
strengen ordnungspolitischen Rahmen.

Die politische Ausrichtung der neuen
Bundesregierung aber knüpft an so-
zialistischen Umverteilungsideologien
eines dirigistischen Staates an.

Eine Basis für ein – in Großbritannien
erfolgreich geschmiedetes – „Bündnis
für Arbeit“ bietet das ebensowenig
wie die Chance, über eine moder-
ne Wirtschaftspolitik die Dienstlei-
stungsgesellschaft weiterzuentwickeln
und ihre aus freiem bürgerlichem
Engagement erwachsenden Möglich-
keiten zur Entfaltung zu bringen.

Auch in der Europapolitik wurden die
Unterschiede zwischen Tony Blair
und Gerhard Schröder sehr schnell
sichtbar.

Tony Blair nutzte nach seiner Wahl
die vor allem im Bereich der Sozial-
politik und der Währung schwach
ausgeprägte Integrationsbereitschaft
der Vorgängerregierung zu einer vor-
wärtsweisenden Politik. Der britische
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Premierminister gewinnt durch diese
Integrationspolitik auch innerhalb
Europas an Gewicht.

Gerhard Schröder dagegen vertritt die
Politik Lafontaines mit, obwohl sie
der erfolgreichen, auf einen stabilen
EURO abzielenden Integrationspolitik
Deutschlands widerspricht.

Der Kanzler duldete sogar, daß Lafon-
taine, kaum im Amt, nicht nur die
Bundesbank angriff, sondern dadurch
auch den Außenwert der D-Mark stra-
pazierte. Daß Schröder sich nach
seinem Antrittsbesuch in London
positiver zur Unabhängigkeit der
Bundesbank äußerte als vorher, läßt
vermuten, daß Tony Blair die „Politik
des leichten Geldes” des neuen deut-
schen Finanzministers nicht unter-
stützt.

Damit wird deutlich, daß es Gerhard
Schröder derzeit nicht gelingt, zwi-
schen den voneinander abweichen-
den Politikansätzen Frankreichs – die
Lafontaine näherstehen – und Groß-
britanniens eine eigene Position zu
belegen, die dem deutschen Gewicht
in Europa entspräche.

Ähnlich wird die deutsche Rolle in
der Europäischen Union und darüber
hinaus gefährdet durch Politikansät-
ze, die wettbewerbsverzerrend wirken
und mit weltweit anerkannten markt-
wirtschaftlichen Grundsätzen nicht
vereinbar sind.

Dazu gehört nicht nur die unausge-
reifte, wirtschaftsfeindliche „Große
Steuerreform” oder die unsystema-
tische Koppelung der Energiebesteue-
rung mit der Senkung von Sozialab-
gaben.

Ebenso folgenreich ist die im Koa-
litionsvertrag festgehaltene Absicht,
den Kampf gegen Sozial- und Um-
weltdumping zum Mittel der Ent-
wicklungspolitik zu machen. Denn
damit werden im Endeffekt lediglich
die Chancen der Entwicklungsländer
nachhaltig beschnitten, aus eigenen
Kräften im Wettbewerb zu bestehen.

In wichtigen von der internationalen
Staatenwelt getragenen Organisatio-
nen, speziell der UNO und ihren
Unterorganisationen, geht durch sol-
che Forderungen die über viele Jahre
aufgebaute Vertrauensbasis Deutsch-
lands schnell verloren.

In Zeiten, in denen ein Tony Blair
sein internationales Ansehen erfolg-
reich steigert, setzt die Regierung
Schröder damit deutsches Ansehen
und deutschen Einfluß weltweit aufs
Spiel.

Als Fazit können wir festhalten:

● Gerhard Schröder hat weder eine
klare Führungsposition in der Par-
tei noch spielt er dieselbe herausra-
gende Rolle im Kabinett wie Tony
Blair.

● Die programmatische Ausrichtung
der Regierung Schröder weist nicht
nach vorne, sondern nach hinten.

● Die Grundlage der Regierungsar-
beit, die Koalitionsvereinbarung,
trägt weniger die Handschrift des
Kanzlers als die von Oskar Lafon-
taine mit dem linken Flügel der
SPD und den Grünen.

● Die finanz- und wirtschaftspoli-
tische Ausrichtung der Regierung 
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Schröder ist weit entfernt von der
Blairs, die in vielem an Ludwig Er-
hard erinnert.

● Der Start des neuen Kanzlers in der
Europa- und Internationalen Poli-
tik ist mit dem Beginn der Amtszeit
Tony Blairs nicht zu vergleichen;
wir stellen keinen Ansehensgewinn,
sondern einen drohenden deut-
lichen Einflußrückgang Deutsch-
lands in der Welt fest.

Gerhard Schröder hat jetzt, wenn
nichts Unerwartetes geschieht, fast
vier Jahre Zeit, an seinem Ansehen zu
arbeiten. Aber die zu Beginn seiner
Amtszeit geschaffenen Voraussetzun-
gen werden ihm Schritte, die in zu-
kunftsweisende Erfolge für die Bürger
münden, sehr schwer machen. Die
SPD, so titelte Edmund Stoiber in der
„Welt“ vom 23. September 1998 völ-
lig zu Recht, „ist von Blairs Kurs weit
entfernt“.



POLITISCHE STUDIEN-Zeitgespräch
mit Eckhard Jesse zum Ausgang 

der Bundestagswahl 1998

Professor Dr. Eckhard Jesse, geboren 1948 in Wurzen bei Leipzig,
lehrt seit 1993 an der Technischen Universität Chemnitz Poli-
tikwissenschaft. Er studierte nach einer Verwaltungslehre und
dem Abitur auf dem Zweiten Bildungsweg an der Freien Uni-
versität Berlin Politikwissenschaft und Geschichtswissenschaft.
Danach war er in verschiedenen Funktionen – als wissenschaft-
licher Mitarbeiter, Hochschulassistent, Hochschuldozent – an
der Universität Trier tätig. Er lehrte als Gastprofessor u.a. an den
Universitäten in München, Mannheim und Potsdam. Seine Dis-
sertation behandelte die Kontinuität und Reform der Wahl-
rechtsgestaltung in Deutschland, die Habilitation den Komplex
der streitbaren Demokratie unter besonderer Berücksichtigung
der „Berufsverbote“. Jesse gehört u.a. dem Vorstand der Gesell-
schaft für Deutschlandforschung und dem Wissenschaftlichen
Beirat des Hannah-Arendt-Instituts für Totalitarismusforschung
in Dresden an. Er ist Demokratie-, Extremismus-, Parteien- und
Wahlforscher. „Die Demokratie der Bundesrepublik Deutsch-
land“ liegt in 8. Auflage vor (Baden-Baden 1997), der Band „Poli-
tischer Extremismus in der Bundesrepublik Deutschland“ in der
4. Auflage (Bonn 1996, mit Uwe Backes). Das mit Uwe Backes
herausgegebene Jahrbuch „Extremismus &Demokratie“ ist so-
eben zum zehnten Male erschienen (Baden-Baden 1998).

Im nachfolgenden Gespräch nimmt Prof. Jesse zu Fragen Stel-
lung, die den Ausgang der Bundestagswahl 1998 wie die Per-
spektiven der Parteien und des deutschen Parteiensystems be-
treffen.

Politische Studien, Heft 362, 49. Jahrgang, November/Dezember 1998

POLITISCHE STUDIEN: Herr Prof.
Jesse, wie würden Sie die Bundestags-
wahl vom 27. September 1998 histo-
risch in die Geschichte Nachkriegs-
deutschlands einordnen?

Prof. Jesse: Die Bundestagswahl des
Jahres 1998 stellt einen Einschnitt in

die Geschichte Nachkriegsdeutsch-
lands dar. Sie kann in ihrer Bedeutung
mit der ersten Bundestagswahl von
1949 – sie leitete die vierzehnjährige
Ära Adenauer ein – und mit der von
1969 – diese war der Beginn der sozial-
liberalen Ära, die dreizehn Jahre dau-
erte – auf eine Stufe gestellt werden.
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Zum ersten Mal wurden auf Bun-
desebene die bisherigen Regierungs-
parteien vollständig abgewählt. 1966
trat die SPD in die Regierung ein (die
Union verblieb in ihr), 1969 die FDP
(die SPD verblieb in ihr), 1982 die
Union (die FDP verblieb in ihr).

Zum ersten Mal auch gelangt das
Bündnis 90/Die Grünen auf Bundes-
ebene in die Regierungsverantwor-
tung. Die Wahlen führten zu einer
erdrutschartigen Verschiebung der
Kräfteverhältnisse: Die Union verlor
6,4 Punkte gegenüber der letzten Bun-
destagswahl, die SPD gewann hinge-
gen 4,5 Punkte. Nur bei der zweiten
Bundestagswahl 1953, als das Partei-
ensystem in einem gleichsam flüssi-
gen Aggregatszustand war, gab es mit
insgesamt 14,6 Punkten größere Ver-
schiebungen zwischen Union und
SPD.

Damit ist nach 16 Jahren die Ära Kohl
zu Ende gegangen. Gleichwohl löste
der Regierungswechsel auf der einen
Seite keine große Euphorie aus und
auf der anderen keine tiefe Betrübnis
– anders als 1969. Der Beobachter ge-
wann den Eindruck, die Union habe
gar kein Interesse daran gehabt, als
Juniorpartner in eine große Koalition
einzutreten.

POLITISCHE STUDIEN: Kam nach
dem Wahlergebnis nur eine rot-grüne
Koalition in Frage oder hätten sich
andere Konstellationen angeboten?

Prof. Jesse: Ich hatte vor der Wahl
aus einer Reihe von Gründen eine
große Koalition befürwortet. Doch
dieser Wahlausgang ließ nur die Bil-
dung einer rot-grünen Koalition zu.
SPD und Bündnis 90/Die Grünen ha-

ben 21 Mandate mehr als CDU, CSU,
FDP und die PDS. Wäre die Rege-
lung zu den Überhangmandaten ab-
geschafft worden, wie vom Land
Niedersachsen in einem Normen-
kontrollantrag beim Bundesverfas-
sungsgericht nach der Bundestags-
wahl 1994 gefordert, hätte sich die
Mehrheit auf acht Mandate verrin-
gert. Obwohl Schröder vor der Wahl
eine Koalition mit dem Bündnis 90/
Die Grünen nur bei einer Mehrheit
von mindestens zehn Mandaten bil-
den wollte, entspricht die Bildung
einer rot-grünen Regierung demokra-
tischen Prinzipien.

POLITISCHE STUDIEN: Das Ergeb-
nis hat einen unerwartet großen Vor-
sprung für rot-grün gebracht. Dies
war – zumindest nach den Umfragen
kurz zuvor – so nicht zu erwarten ge-
wesen. Lagen die Umfragen daneben,
oder gab es in der letzten Minute
einen Umschwung?

Prof. Jesse: Der große Vorsprung für
rot-grün (SPD: 40,9 %; Bündnis 90/Die
Grünen: 6,7 %) gegenüber schwarz-
gelb (CDU und CSU: 35,1 %; FDP: 
6,2 %) ist in der Tat wohl für alle über-
raschend. Die meisten Beobachter
hatten angesichts des für wahrschein-
lich gehaltenen Einzugs der PDS in das
Bundesparlament eine „Patt“-Situa-
tion erwartet: Weder würde es für rot-
grün noch für schwarz-gelb zu einer
Mehrheit reichen.

Was die Meinungsumfragen betrifft,
so ist ein „Umschwung“ kurz vor
„Toresschluß“ auszuschließen. Die Mei-
nungsforscher hatten ihren Zahlen
nicht so recht getraut. Bekanntlich
werden die Rohdaten von den Institu-
ten „umgerechnet“ – nach einem Ver-
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fahren, das kein Institut transparent
macht. Die Auffassung war verbreitet,
daß die Union mit Bundeskanzler
Kohl, dem ein besonderes Gespür 
für Stimmungen in der Bevölkerung
wahrlich nicht abzusprechen ist, den
Vorsprung der SPD stark verringern
werde. Ausgerechnet das Institut für
Demoskopie in Allensbach, dem eine
Nähe zur Union nachgesagt wird, lag
weitgehend richtig. Insgesamt gehört
die Zunft der Meinungsforscher zu
den Verlierern der Wahl.

POLITISCHE STUDIEN: Die Perso-
nalisierung war bei diesen Wahlen so
groß wie vielleicht noch nie zuvor.
War dies eher eine Personalwahl 
oder eine Richtungswahl? Ist diese Art 
der Personalisierung erst der Anfang
einer neuen Art von Wahlkämpfen in
Deutschland?

Prof. Jesse: Die SPD machte sich 
den Schröder-Bonus zu eigen. Schrö-
der hatte sich damit bereits die Kanz-
lerkandidatur in der eigenen Partei
dank seiner Popularität bei der brei-
ten Bevölkerung gegenüber Oskar La-
fontaine gesichert. Die Union konnte
den Kohl-Malus im Wahlkampf nicht
kompensieren. Sie hatte – im Gegen-
satz zur SPD, die die Frage der Arbeits-
losigkeit ganz nach vorn rückte – kein
klares Wahlkampfkonzept. Ihr gelang
es nicht, die Wahl als Richtungswahl
darzustellen, schon deshalb nicht,
weil der flexible und sich pragmatisch
gebende Schröder diese Strategie zu
unterlaufen wußte.

In einer Mediengesellschaft wird 
die Wahrnehmung der Spitzenkan-
didaten immer wichtiger. Die Bun-
desrepublik ist aber ungeachtet 
weiter voranschreitender Tendenzen

nicht auf „dem amerikanischen Weg“.
Dort sind die Präsidentschaftswahlen
aufgrund der anderen Struktur des Re-
gierungssystems noch stärker auf die
Personen ausgerichtet.

POLITISCHE STUDIEN: Was hat
außer der Person Schröders den Wahl-
erfolg der SPD gefördert? Welche
Probleme könnten sich aus dem
Wahlsieg ergeben?

Prof. Jesse: Die SPD hat bis zum
Schluß eine Doppelstrategie durchge-
halten. Sie ließ ihr Koalitionsvotum
offen: Eine Koalition mit der Union
kam für sie ebenso in Frage wie eine
Koalition mit dem Bündnis 90 / Die
Grünen. Auf diese Weise konnte sie
einerseits Wählerschichten anspre-
chen, die einen deutlichen Wandel
mit dem Bündnis 90 / Die Grünen
wünschten, und andererseits solche,
die einen vorsichtigen Wandel an-
strebten. Der SPD war bewußt, daß
eine rot-grüne Koalition von einer
deutlichen Mehrheit der Bevölkerung
nicht gewünscht wird. Deshalb hat 
sie sich nicht auf die Strategie der
Union eingelassen. Diese hatte dem
Wähler folgende Alternative vor
Augen geführt: Entweder schwarz-
gelb oder rot-grün (gegebenenfalls
unter Duldung der PDS). Und vor
allem: Der Sieg der SPD war mehr eine
Niederlage der Union: Große Teile der
Bevölkerung waren des alten Kanzlers
überdrüssig und trauten der Re-
gierung, die 16 Jahre „das Ruder“ in
der Hand hatte, ungeachtet ihrer
Beteuerungen keinen Abbau des „Re-
formstaus“ zu.

Der Wahlerfolg kam wesentlich des-
halb zustande, weil die SPD unter
Schröder einen Kurs der – tatsäch-
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lichen oder vermeintlichen – Mitte
steuerte bzw. sich nicht festlegte. Soll-
te sich hinfort stärker die Richtung
um den Parteivorsitzenden Oskar La-
fontaine durchsetzen, würde vermut-
lich ein Teil der SPD-Wähler damit
nicht einverstanden sein. Der Grat,
auf dem Schröder wandelt, ist schmal:
Er kann die „eigene Basis“ nicht vor
den Kopf stoßen, darf aber die Bin-
dung an „seine“ Wählerschaft nicht
verlieren, um mit Berufung auf diese
die „Basis“ in die Schranken zu wei-
sen. Hinzu kommt: Die Erwartungs-
haltung vieler Wähler ist angesichts
der leeren öffentlichen Kasse zu groß.

POLITISCHE STUDIEN: Das Bündnis
90 /Die Grünen und die FDP haben
jeweils klar die Fünfprozenthürde
übersprungen. Das war nicht immer
zu erwarten gewesen. Heißt das, daß
diese beiden Parteien unabhängig
von den Verschiebungen in der Wäh-
lerschaft eine feste Basis in der Be-
völkerung haben, oder ist ihre zukünf-
tige parlamentarische Existenz damit
nicht gesichert?

Prof. Jesse: Wie die Wahlforschung
gezeigt hat, ist die Bindung an die
Parteien nicht mehr so stark wie frü-
her (im Westen) oder noch nicht aus-
geprägt (im Osten). Feste Wählermi-
lieus lösen sich auf. Insofern dürften
künftig Augenblickskonstellationen
eine größere Rolle beim Wähler-
votum spielen. Das ist für die beiden
Parteien eine Chance und eine Gefahr
gleichermaßen. Ihre Stammwähler-
schaft dürfte unter fünf Prozent lie-
gen. Dem Bündnis 90 /Die Grünen
und den Liberalen kam zugute, daß
sie sich klar für eine Koalition mit
„ihrem“ großen Partner ausgespro-
chen haben. Die Liberalen profitier-

ten von folgender Überlegung „eigent-
licher“ Unionswähler: Nur ein Einzug
der Liberalen bildet die Voraussetzung
für die Fortsetzung der Koalition. Und
dem Bündnis 90 /Die Grünen nützte
der Sachverhalt, daß die SPD unter
Schröder betont in der „neuen Mitte“
„fischte“, den linken Rand also ver-
nachlässigte. Allerdings sind die bei-
den Parteien im Osten Deutschlands
1998 gegenüber den Wahlen zuvor er-
neut schwächer geworden. In den
neuen Bundesländern fehlt es den Li-
beralen an einer ausreichend großen
sozialen Basis, und dem Bündnis
90/Die Grünen kommt die „unpoliti-
sche“ Kultur im Osten nicht entge-
gen. Sollte eine der beiden Parteien
einmal an der Fünfprozenthürde im
Bund scheitern, ist dies ein Alarm-
zeichen. Denn nichts ist so erfolglos
wie die Erfolglosigkeit.

POLITISCHE STUDIEN: Die PDS
konnte nicht nur vier Direktmandate
erringen, sondern auch die Fünfpro-
zenthürde überspringen. Was bedeu-
tet dies für die zukünfige Existenz der
Partei.

Prof. Jesse: Die PDS hat sich erneut
gesteigert – von 2,4% (1990) über 
4,4 % (1994) auf 5,1% (1998). Im 
Osten erzielte sie 21,6%. Sie ist hier
eine Milieupartei, weniger eine Pro-
testpartei. Dabei war die Konstella-
tion für die PDS diesmal nicht einmal
sonderlich günstig. Die PDS, die sich
so entschieden für eine „Wende“ aus-
gesprochen hatte, war in einem be-
sonderen Dilemma: Ihr Einzug in 
das Bundesparlament hätte eine rot-
grüne Koalition verhindern können.

Die längerfristige Existenz dieser Par-
tei wird wesentlich davon abhängen,
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ob die im Kern antidemokratische
PDS in das politische System inte-
griert wird. Wer mit ihr Koalitionen
eingeht, wertet sie auf, macht sie sa-
lonfähig und führt ihr neue Wähler
zu. Das „Magdeburger Modell“ (Tole-
rierung der SPD-Regierung durch die
PDS) hat das „Schweriner Modell“
(Koalition der SPD mit der PDS) nach
sich gezogen. Dabei bleibt die PDS 
für den dortigen Landesvorsitzenden
Helmut Holter „Systemopposition“.
Anders könnten es auch Gegner der
PDS nicht zum Ausdruck bringen.

POLITISCHE STUDIEN: Die CSU hat
zwar ein schlechteres Resultat bei den
Bundestagswahlen erreicht, aber er-
neut weit überdurchschnittlich zum
Gesamtergebnis der Union beigetra-
gen. Sie stellt einen relativ größeren
Teil der Unionsabgeordneten als in
der letzten Legislaturperiode. Was be-
deutet dies für die Stellung der CSU in
der Bundespolitik und innerhalb der
Union?

Prof. Jesse: Die CSU ist die drittstärk-
ste Partei geblieben. Durch ihre rela-
tive Stabilität ist ihr Kurs gegenüber
der CDU gestärkt worden. Auf diese
Weise dürfte die Auseinandersetzung
mit dem politischen Gegner deut-
licher werden. Allerdings: Sollte die
CSU auf Konfrontation zur CDU ge-
hen – und sei es nur zur eigenen Profi-
lierung – schadete dies der Einheit der
Union. Wichtiger noch als ihr Ab-
schneiden bei den Bundestagswahlen
war das überaus gute und über-
raschende Ergebnis der bayerischen
Landtagswahlen 14 Tage zuvor. Ed-
mund Stoiber gehört damit neben
Wolfgang Schäuble und Volker Rühe
zum engsten Kreis der Kanzlerkandi-
daten.

POLITISCHE STUDIEN: Die CDU hat
stark verloren – in den neuen Bundes-
ländern besonders dramatisch. Was
bedeutet dies für die Zukunft der CDU
im vereinigten Deutschland? Wie
kann sie in Ostdeutschland wieder
Boden gut machen?

Prof. Jesse: Die CDU sieht sich einer
schwierigen Bewährungsprobe aus-
gesetzt. Ihr steht eine – personelle,
inhaltliche und organisatorische – Re-
form an Haupt und Gliedern bevor.
Allerdings sprechen keine Anzeichen
dafür, daß die Partei zerfällt. Durch
die lange Regierungszeit von Kohl
und seine Amtszeit als Parteivor-
sitzender (25 Jahre!) sind Innova-
tionen auf der Strecke geblieben.
Kohl hat sich mehr um die Außen-
und Europapolitik, weniger um die
Innenpolitik gekümmert. Die CDU
steht in mancher Hinsicht dort, wo
die SPD 1982 stand.

Das Wahlergebnis zumal in den neuen
Bundesländern ist desaströs. Der Kurs
der CDU war in vieler Hinsicht nicht
konsequent. In Ostdeutschland kann
sie dadurch wieder an Boden gewin-
nen, daß sie einen geradlinigen Kurs
verfolgt, ökonomische wie soziale
Kompetenz beweist und die inkonse-
quente Politik der SPD gegenüber der
PDS anprangert. Die CDU hat hier
größere Chancen, Stimmen zurückzu-
gewinnen als in den alten Bundeslän-
dern. Ostdeutsche sind aufgrund ihrer
Sozialisation im Schnitt konservativer
als Westdeutsche.

POLITISCHE STUDIEN: Die Parteien
der extremen Rechten haben erneut
den Einzug in den Bundestag verpaßt;
die DVU konnte bei der Landtags-
wahl in Mecklenburg-Vorpommern
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ihren Erfolg von Sachsen-Anhalt
nicht annähernd wiederholen. Wo
liegen die Gründe hierfür? Was be-
deutet dies für die Zukunft des
Rechtsextremismus?

Prof. Jesse: Bundestagswahlen sind
Hauptwahlen, keine Nebenwahlen.
Erfahrungsgemäß schneiden Rechts-
außenparteien, deren Wählerschaft
sich stark aus Personenkreisen rek-
rutiert, die gegen tatsächliche oder
vermeintliche Mißstände protestie-
ren, hier schlechter ab. Daß die DVU
ihren spektakulären Erfolg von Sach-
sen-Anhalt in Mecklenburg-Vorpom-
mern nicht wiederholen konnte, lag
auf der Hand: Ein solcher Über-
raschungscoup gelingt nur einmal.

Die Rechtsaußenparteien sind bei die-
ser Wahl in den neuen Bundeslän-
dern insgesamt erfolgreicher gewesen
als in den alten. Das ist ein Symptom
für die geringere Parteibindung. Was
häufig übersehen worden ist: Die
Rechtsaußenparteien stellten in den
neuen Bundesländern neben natio-
nalistischen Parolen sozialistische in
den Vordergrund. Auch nach dieser
Bundestagswahl kommt es nicht zu
einer Einigung des „nationalen La-
gers“, sei es aufgrund personeller, sei
es aufgrund inhaltlicher Querelen. 

Die Zukunft des Rechtsextremismus
hängt wesentlich von der Zukunft 
der PDS ab. Sollte sich diese auf 
Bundesebene festsetzen können, be-
günstigt das Erfolge rechtsextremisti-
scher Gruppierungen: Die PDS verliert
Wähler an die extreme Rechte; diese
gewinnt ein Mobilisationsthema und
vermag den „Etablierten“ ihre Einsei-
tigkeit in der Behandlung des „Extre-
mismus“ vorzuhalten.

POLITISCHE STUDIEN: Wie wird
sich unser Parteiensystem entwickeln?

Prof. Jesse: Eine Vorbemerkung: „Das“
Parteiensystem gibt es in Deutsch-
land nicht. Der Westen und der 
Osten driften gegenwärtig auseinan-
der. Im Westen haben wir zwei große
und zwei kleine Parteien; im Osten
ist die „dritte Kraft“ – die PDS mehr
als dreimal so stark wie Bündnis 90 /
Die Grünen und FDP zusammen. Die
Antwort auf diese Frage hängt von
vielen Faktoren ab, zumal davon, ob
sich die PDS oder/und eine Rechts-
außenpartei etablieren kann – und
nicht zuletzt davon, inwiefern es dem
Bündnis 90/Die Grünen und den
Liberalen gelingt, sich bundesweit zu
stabilisieren. Die Aussichten sind da-
für gut.

Begrüßenswert ist ein Modell, bei
dem der Wähler vor der Wahl weiß,
wer mit wem regiert. Diesmal hat die
SPD eine Antwort auf diese Frage
offengelassen. Es spricht vieles dafür,
daß vorerst eine „Neupositionierung“
des Parteiensystems ausbleibt. SPD
und Bündnis 90/Die Grünen dürften
enger zusammenrücken. Die FDP wird
sich in der Opposition nicht von der
Union entfernen (können).

In absehbarer Zeit bleiben ange-
sichts großer inhaltlicher Unterschie-
de schwarz-grüne Koalitionen in den
Bundesländern aus, hingegen wohl
nicht weitere Koalitionen zwischen
der SPD und der PDS. Bündnisse mit
der PDS bilden eine machtstrategische
Versuchung, der die SPD aus demokra-
tischer Prinzipientreue nicht nach-
geben sollte. Gegenwärtig steht die
SPD einer prinzipiell antidemokrati-
schen Partei (PDS) näher als die Union
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einer demokratischen Partei (Bündnis
90/Die Grünen).

POLITISCHE STUDIEN: Sehen Sie
mit diesem Wahlergebnis einen
Schritt in Richtung auf eine „Berliner
Republik“, deren wertbestimmte Fun-
dierung sich von der „Bonner Repu-
blik“ entfernt? Welche Veränderun-
gen bahnen sich in der politischen
Kultur Deutschlands an?

Prof. Jesse: Der Begriff der „Berliner
Republik“ ist entweder mißverständ-
lich oder höchst kritikwürdig, in je-
dem Fall also untauglich. Mißver-
ständlich insofern, als man nicht
genau weiß, was darunter zu verste-
hen ist. Wer damit meint, daß die
Bundesrepublik künftig von Berlin
regiert wird, verweist auf eine Bana-
lität. Kritikwürdig insofern, als die
Prinzipien, die die „Bonner Republik“
viele Jahrzehnte ausgezeichnet haben
(Liberalität, Stabilität), nicht aufge-
geben werden sollten.

Es käme einer fatalen Änderung der
politischen Kultur Deutschlands und
einer Verschiebung des politischen
Koordinatensystems gleich, würde
sich der antiextremistische Konsens
weiter auflösen. In der Logik der
Entscheidung von Mecklenburg-Vor-
pommern liegt folgender Schritt: Die

Einbindung der PDS bezieht sich
künftig wohl auch auf die Bundes-
ebene (zunächst in der Form der Tole-
rierung). Sollte bei der nächsten Bun-
destagswahl die rot-grüne Koalition
auf die PDS angewiesen sein, dürften
machtpolitische Überlegungen bei der
SPD den Ausschlag geben.

Die Konzeption der streitbaren Demo-
kratie, mit der die Bundesrepublik
Deutschland fünfzig Jahre lang gut
gefahren ist, bliebe auf der Strecke
bzw. erführe eine Amputation. Sie
würde weiterhin gut nach rechts
funktionieren, jedoch nicht mehr
nach links. Damit ergibt sich folgende
Paradoxie: Es bedurfte erst des Zusam-
menbruchs eines kommunistischen
Regimes auf deutschem Boden, bis
eine weithin linksextremistische Par-
tei Anklang fand und von Teilen der
Politik, Wissenschaft und Publizistik
als eine im Prinzip „normale Partei“
wahrgenommen wurde. „Normal“ ist
dieser Befund nicht. Die Erosion des
antiextremistischen Gründungskon-
sensus der zweiten deutschen De-
mokratie könnte für deren Stabi-
lität nicht ohne nachteilige Folgen
bleiben.

POLITISCHE STUDIEN: Herr Prof.
Jesse, wir danken Ihnen für dieses
Gespräch.

Die Fragen für die POLITISCHEN STUDIEN stellte Dr. Gerhard Hirscher,
Referent für Grundsatzfragen der Politik, Parteien und Politische Theorien
der Akademie für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung,
München.
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Es scheint ein Hauptmerkmal der letz-
ten Jahre des ausgehenden Jahrtau-
sends zu sein, daß die Inseln der Sta-
bilität und Prosperität im Schrumpfen
begriffen sind.

Dabei gibt nicht nur der Umstand
Anlaß zur Besorgnis, daß die Konkurs-
masse der ehemaligen Sowjetunion
immer noch einen Scherbenhaufen
darstellt, der wenig Anlaß zu Opti-
mismus bietet, daß sich die rasante
Aufwärtsentwicklung südostasiatischer
Volkswirtschaften als instabile Seifen-
blase entpuppt hat oder daß die süd-
lichen Randgebiete des Mittelmeers
von einer gefährlichen Kombination
aus wirtschaftlicher Stabilität und po-
litischer Destabilisierung ergriffen zu
werden drohen.

Ebenso erschreckend und deprimie-
rend ist der Umstand, daß große Teile
der sogenannten „Dritten Welt” nach
wie vor dem Fluch sozioökonomischer
Stagnation unterworfen sind und daß
Länder, die noch vor einiger Zeit den
Status eines Schwellenlandes gesichert
zu haben schienen, wieder von der er-
reichten Schwelle in Richtung Unter-
entwicklung abzugleiten drohen.

Besonders prekär ist die Situation Afri-
kas südlich der Sahara, wo sich nicht
nur die Implosion staatlicher bzw.
quasi-staatlicher Strukturen mit wirt-
schaftlicher Stagnation oder gar Rück-
schritt zu einem gefährlichen Krisen-
syndrom verschränkt hat, sondern wo
auch die Hoffnung auf eine „Lokomoti-
venfunktion” des demokratischen Süd-
afrika zunehmend Zweifel erzeugt. Mit
minimalen Ausnahmen kann von einer
afrikanischen Renaissance nur reden,
wer die himmelschreiende Diskrepanz
zwischen dem Potential Afrikas und
seiner Realisierung zu verdrängen ver-
steht. Erklärungen für die desolate
Situation sind Legion: Von den dut-
zenden Varianten von Imperialismus-
theorie über die historisch-kulturelle
Vernetzungstheorie bis hin zu Hypo-
thesen mit sozialpsychologischem An-
satz. Theorien aber mit bloß mittlerer
Reichweite, aus denen sich aber gerade
aufgrund des Fehlens hochabstrakter
Rundumschläge konkrete Handlungs-
möglichkeiten ableiten lassen, sind
selten. Komponente solcher Theorien
der Stagnation und/oder Unterent-
wicklung sollte aber auf jeden Fall die
Hypothese sein, daß die desolate Si-
tuation in weiten Teilen der „Dritten
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Welt” auch auf das Wirken der Orga-
nisierten Kriminalität zurückzuführen
ist. Es scheint der Fall zu sein, daß ge-
rade die reziproke Unangemessenheit
von sozialem und politischem System,
wie sie für weite Teile der „Dritten
Welt” so typisch ist, die Entstehung
asozialer Strukturen besonders fördert,
die mittels eines weiten Arsenals kri-
mineller Handlungsmuster Möglichkei-
ten gesamtgesellschaftlicher Entwick-
lung zu neutralisieren vermögen.

Organisierte Kriminalität in Entwick-
lungsländern sollte als wichtiger Faktor
für die Erklärung von Entwicklungsdefi-
ziten nicht mehr vernachlässigt werden.

Das gilt um so mehr in einer Situa-
tion, die wie die heutige dadurch
besonders gekennzeichnet ist, daß die
„Inseln” von Stabilität und Pros-
perität zunehmend durch den „fall-
out” sozioökonomischer Katastrophen
anderswo belastet werden.



Afrika ist der Kontinent, der von den
entwickelten Ländern am wenigsten
verstanden wird. Und in der Tat ver-
steht sich Afrika selbst auch nicht. Ver-
suche von denjenigen, das Geheimnis
Afrikas, besonders des sub-saharischen
Afrikas, zu analysieren, die den Konti-
nent als Außenstehende betrachten,
werden oft durch unterdrückte Ein-
flüsse historischer Schuld oder durch
rassistische Impulse kompliziert, wäh-
rend die Afrikaner selbst dazu tendie-
ren, einen unkritischen Ansatz an 
den Tag zu legen, der beeinflußt wird
durch Engstirnigkeit oder durch ein
Gefühl von Unzulänglichkeit.

Ein adäquates Verständnis für afrika-
nische Politik oder für den afrika-
nischen Staat hat sich uns entzogen,
was teilweise auf die häufige Ein-
bildung, daß afrikanische Politik 
oder daß der afrikanische Staat Teil
eines homogenen afrikanischen Phä-
nomens ist, zurückzuführen ist. Die
afrikanische Gesellschaft ist nicht ho-
mogen und die afrikanische Politik
auch nicht. Trotz der Betonung dieser
Tatsache, werde ich fortfahren genau
das zu tun, wovor ich gewarnt habe,
nämlich Probleme des Sub-Sahari-
schen Afrikas allgemein zu erörtern.

Die konventionelle Sicht der gegen-
wärtigen afrikanischen Staaten ist
eine, die sich als im Grunde genom-
men künstliche und externe Kreation
sieht, hergeleitet von einem aufge-
zwungenen europäischen Kolonialis-
mus. Diese Ursprünge veranlaßten
afrikanische Herrscher nach der Un-
abhängigkeit mit unterschiedlichem
Erfolg darum zu kämpfen, die Regie-
rungsstrukturen, die die Kolonialher-
ren zurückgelassen hatten, zu wah-
ren, zu erweitern und zu beheimaten
und dies innerhalb territorialer Ein-
heiten, die von Außenstehenden fest-
gelegt wurden und denen somit jede
landesinterne Logik fehlte.1 Die allzu
offensichtlichen Probleme der afrika-
nischen Regierung wie Korruption,
Instabilität und Ineffektivität können
dann praktischerweise dem fehlen-
den „Zusammenpassen“ zwischen die-
sem eingeführten Modell und Afri-
kas bruchstückhafter Wirtschaft, den
künstlichen Staatsgrenzen und lan-
deseigenen sozialen Strukturen und
Werten zugeschrieben werden.

Frühere koloniale Mächte und andere
entwickelte Länder waren deshalb oft
fest entschlossen, die Konsequenzen
ihrer auferlegten Strukturen und Nor-
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men, durch anfängliche Bereitstel-
lung von Entwicklungshilfe für die
neuen Herrscher, verbunden mit rela-
tiv wenigen Bedingungen zu korrigie-
ren. Man nahm an, daß diese Form
der Entwicklungshilfe nach der Un-
abhängigkeit der neuen politischen
Führung die Möglichkeit geben wür-
de, die Entwicklung in Einklang mit
früher unterdrückten landeseigenen
Entwicklungsprioritäten und Normen
zu fördern. Man hoffte, daß sich 
unter diesen Konditionen die afrika-
nischen Staaten zu mehr marktorien-
tierter Wirtschaft und Vielparteien-
Demokratie hinbewegen würden.

Diese Form von Hilfe, die von den
entwickelten Ländern und internatio-
nalen Agenturen bereitgestellt wurde,
verhinderte nicht die Tendenz vieler
neuer unabhängiger afrikanischer Län-
der hin zu größerer Zentralisierung
und wachsender staatlicher Kontrolle
über ihre Wirtschaft.

An der politischen Front ging die Ten-
denz eher hin zu einer autokratische-
ren Herrschaft als zu der Art von Plu-
ralismus und Demokratie, die sich die
früheren Kolonialmächte erhofft hat-
ten. Kurz gesagt, diejenigen, die an
der konventionellen Ansicht der afri-
kanischen Staaten festhalten, suchen
die Erklärung für das Leid Afrikas
hauptsächlich in der destruktiven
Auswirkung, die der Kolonialismus
auf die landeseigenen sozialen Struk-
turen, auf das Organ Politik und die
landeseigene Kapazität hatte, eine
Wirtschaft zu betreiben, die in Ein-
klang mit den Wirtschaftsmodellen,
die von den früheren Kolonial-
mächten durchgeführt wurden, stellt.
Wenn nur den neuen unabhängigen
Staaten geholfen werden könnte, die

korrekten Werkzeuge zu entwickeln,
würden sie sich in die „richtige“ Rich-
tung bewegen.

Einen Alternativansatz der Entwick-
lungseinschätzungen in Afrika, die
hauptsächlich aus den Studien der
französischen Afrikaexperten gezogen
wurden, zieht die Geschichte der afri-
kanischen Gesellschaften der letzten
zwei Jahrhunderte, bei der Suche
nach Erklärungen für Entwicklungen,
die heute miterlebt werden, in Be-
tracht.2 Die Betonung liegt auf der
Langfristigkeit. Die afrikanischen Ge-
sellschaften und Regierungssysteme
haben sich an einer Flugbahn entlang
entwickelt, die Jahrhunderte zurück-
reicht.

Dieser Ansatz spielt den Einfluß des
Kolonialismus herunter und stellt den
gegenwärtigen Haltungskurs gegen-
über Macht und Politik als tief ver-
wurzelt in afrikanischer historischer
Erfahrung dar. Die relativ kurze Pe-
riode der Kolonialherrschaft hat diese
Grundlage afrikanischer Erfahrung
nicht zerstört. Der afrikanische Staat
ist deshalb nur geringfügig von der
dazwischenliegenden Periode des Ko-
lonialismus betroffen gewesen. Dieser
Ansatz vertritt den Standpunkt, daß
die afrikanischen Staaten auf ihre
eigene Weise gesehen werden müs-
sen, nämlich als das Produkt ihrer
eigenen Gesellschaften und nicht
bloß als gescheiterter Versuch, Regie-
rungsmodelle zu reproduzieren, die
anderswo entworfen wurden.3 Er be-
wegt sich weg vom idealisierten Bild
der afrikanischen Vergangenheit als
ein Kontinent, der unverdorben von
Materialismus und westlicher Ausbeu-
tung ist und zeichnet dagegen ein
Afrika, das vor allem von der Grund-
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lagenarmut materieller Ressourcen
und dem Bedürfnis derjenigen cha-
rakterisiert wird, die die politische
Macht haben, die Kontrolle über die
Wirtschaftsressourcen zu gewinnen.

Im Vorfeld dieses Ansatzes identifi-
ziert Bayart, der französische Afrika-
experte, ein Afrika, in dem Macht ge-
schichtlich etwas mit dem Zugang zu
Reichtum zu tun hat. Dies nennt er
die „Politik des Bauches“. Sie ist ein
Ansatz, der den „Privatisierungs“-Pro-
jekten der Weltbank, die lediglich
versprechen, Ressourcen von der for-
malen Kontrolle des Staates in den
privaten Geschäftsbereich jener, die
es regieren, zu transferieren, sehr
wenig Hoffnung anbietet; noch er-
laubt sie viel Entfaltungsmöglichkeit
für Projekte zur Vielparteien-Demo-
kratisierung, die gleichermaßen nach
Unterscheidung zwischen öffentli-
chen und privaten Sphären verlan-
gen, was nach Bayarts Ansicht der
afrikanischen politischen Tradition
fremd ist.4

Die zuvor genannten, zwei sehr un-
terschiedlichen Ansätze zur Betrach-
tung der afrikanischen Politik und 
des afrikanischen Staats werden hier
nicht bloß skizziert, weil sie interes-
sant sind, sondern weil sie eine wich-
tige Auswirkung auf unsere Sichtweise
der sozialen Umgestaltung und der
Ursprünge des organisierten Verbre-
chens in Afrika haben. Erleben wir
gerade afrikanische Staaten, die sich,
aufgrund der zerstörerischen Aus-
wirkung des Kolonialismus, mit der
sozialen Umformung herumschlagen,
mit dem Ziel, sich zu mehr Demokra-
tie und freier Marktwirtschaft hin zu
bewegen oder erleben wir gerade ein
tief verwurzeltes afrikanisches Phäno-

men, welches glaubt, daß politische
Macht direkt mit dem Zugang zu
Reichtum zu tun hat?

Es kann keinen Zweifel geben, daß
das sub-saharische Afrika gerade ern-
ste Schwierigkeiten wirtschaftlicher
und politischer Natur erlebt. Forde-
rungen, die als Ergebnis landeseigener
Dynamik und als Ergebnis interna-
tionaler Vermittlungen und der ent-
wickelten Welt an afrikanische Staa-
ten gestellt wurden, haben in vielen
Ländern zu einem schwierigen Pro-
zeß der sozialen Umformung geführt.
Die weitverbreiteten Forderungen,
1989 –90 die afrikanischen Regierun-
gen zu demokratisieren, lösten Um-
gestaltungsprozesse in praktisch je-
dem Land auf dem Kontinent aus. In
anderen Teilen der Welt, hauptsäch-
lich in Osteuropa und in der ehema-
ligen Sowjetunion, fanden auch gera-
de fundamentale Umformungen von
autoritären Regierungssystemen hin
zu Demokratien statt.

Es ist allgemein bekannt, daß unter
solchen Umständen die Autorität 
des Staates und verbunden damit, 
die Effektivität der Staatsstrukturen,
wie des Polizeidienstes, bedeutend
untergraben werden. Dies gilt für 
entwickelnde und unterentwickelte
Länder. Kriminelle Organisationen
neigen dazu, sich inmitten der Bedin-
gungen, die unweigerlich den Über-
gang zu Demokratie und freier Markt-
wirtschaft begleiten, zu entwickeln
und erfolgreich zu sein. Die politi-
schen Übergänge in Südafrika, Polen
und Rußland sind zum Beispiel von
einer Zunahme einheimischer krimi-
neller Organisationen und des Dro-
genmißbrauchs und Drogenhandels
sowie der damit verbundenen Gewalt
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begleitet worden. Dies begründet 
sich teilweise darauf, daß Übergänge
durch einen oder mehrere der folgen-
den Merkmale charakterisiert werden:

● Der Zusammenbruch und die Wie-
derherstellung von Staatsstruktu-
ren;

● bedeutende Änderungen der Prin-
zipien, die dem wirtschaftlichen
Management zugrunde liegen;

● eine Redefinition der Prinzipien
und Werte, durch die die Gesell-
schaft funktioniert (z.B. wer kommt
für die Mitbestimmung in politi-
schen Angelegenheiten in Frage)
und

● eine Reorientierung in den Bezie-
hungen mit der Außenwelt, was
gewöhnlich eine Öffnung der Wirt-
schaft und der Gesellschaft mit
sich bringt.5

Diese Konsequenzen des fundamenta-
len Übergangs sind beinahe eine Vor-
gabe, ungeachtet wo das Land sich
selbst findet und soweit es Afrika be-
trifft, ungeachtet, ob jemand die kon-
ventionelle Betrachtungsweise Afrikas
oder den Ansatz, der die Betonung auf
die historische Flugbahn legt, über-
nimmt.

Organisiertes Verbrechen in Afrika
kann nicht richtig verstanden wer-
den, es sei denn, wir befassen uns 
bei unserer Suche nach Erklärungen
intensiv mit der zugrundeliegenden
Dynamik der verschiedenen Umfor-
mungsprozesse. Wie sollten die Um-
formungsprozesse in Afrika analysiert
werden? Ein typischer Ansatz vom
konventionellen Standpunkt her wür-
de meinen, daß das heutige Afrika
einem schwierigen doppelten Über-
gang gegenübersteht. Es strengt sich

sehr an, den Übergang von der staat-
lich geführten zur marktgeführten
Wirtschaft zu schaffen, gleichzeitig
verändert es sich von der autokrati-
schen zur demokratischen Politik.6

Die Debatte konzentriert sich dann
darauf, ob die zwei Übergänge kom-
plementär sind oder nicht und ob es
zu erwarten ist, daß sie simultan statt-
finden.

Der alternative Ansatz, der stark auf
die historische Kontinuität der afri-
kanischen Gesellschaft baut, würde
die afrikanischen Umformungspro-
zesse als weit komplexer ansehen.
Eine Analyse, die stark von dem letz-
teren Ansatz beeinflußt ist, identi-
fiziert vier Arten von Umformungs-
prozessen, die momentan auf dem
afrikanischen Kontinent stattfinden.7

Der erste ist verbunden mit Verände-
rungen im makro-ökonomischen Kon-
text und dem Zusammenschluß der
afrikanischen Staaten mit der inter-
nationalen Wirtschaft. Im Laufe der
letzten fünfzehn Jahre haben eine
ständig wachsende Anzahl afrikani-
scher Staaten die Liberalisierungs- und
Deregulierungspolitik übernommen.
Strukturelle Einstellungsprogramme
sollten unproduktive Formen wirt-
schaftlichen Verhaltens, Korruption
und den Einfluß politischer Interes-
sen im Wirtschaftsleben und der
Politikbetreibung eliminieren. Diese
Programme produzieren widersprüch-
liche und manchmal unerwartete
Effekte, was die wirtschaftlichen und
sozialen Konsequenzen anbelangt. Fi-
nanzielle Liberalisierung hat die Geld-
wäsche erleichtert, und die Schaffung
neuer wirtschaftlicher Möglichkeiten
hat das Auftauchen nationaler oder
transnationaler Akteure bewirkt, die
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in kriminelle wirtschaftliche Aktivitä-
ten verwickelt sind.

Die Privatisierung staatlicher Firmen
und Banken und die Einführung eines
Minimums an Staat auf Veranlassung
von Geldgebern hat zu der Privatisie-
rung einer Anzahl souveräner Staats-
funktionen geführt, inklusive so
wichtiger wie Zolldienste und Steuer-
einziehung. Diese Privatisierung des
Staates hat zu einer generellen Aus-
weitung straffälligen Benehmens und
zu einer Kommerzialisierung admini-
strativer Funktionen geführt, wie 
derjeniger, die mit dem kriminellen
Justizsystem zu tun haben. Der offen-
sichtliche Verlust der Kohärenz und
der Mangel an Verantwortlichkeit des
Staates und der Staatsakteure hat die
Entstehung neuer Formen der Macht-
beziehungen gefördert, besonders je-
ne zwischen der Zentralregierung und
kommunalen Akteuren und neuer In-
stitutionen wie Bürgerwehrgruppen
und privaten Milizen.

Die zweite Art des Umformungspro-
zesses hat mit der komplexen Umfor-
mung des Staates selbst zu tun. Viele
afrikanische Staaten verändern und
entwickeln sich gerade in mehrere
und oft widersprüchliche Richtungen.
Die weitverbreitete Forderung nach
Demokratie, die die eiserne Hand der
Diktaturen und Ein-Partei-Staaten ge-
schwächt haben, wurde zum größten
Teil von Gegenmaßnahmen, die von
den Machthabern eingeführt wurden,
in Grenzen gehalten. Kenia ist ein
Beispiel dafür, wie der Demokrati-
sierungsprozeß kooptiert und dazu
benutzt wurde, die Kontinuität der
politischen und wirtschaftlichen Ord-
nung zu legitimieren und zu ver-
schleiern. In einigen Bezirken bewirk-

te der Druck zu Demokratisieren und
der sich daraus ergebende und fol-
gende Umformungsprozeß wiederum
autoritäre Regierungen dazu, eine
Strategie mit dem Ziel die Machter-
haltung zu übernehmen. Strategien,
die darauf zielten, die frühere auto-
ritäre Gewalt wiederherzustellen, ha-
ben oft Zuflucht zu kriminellen Prak-
tiken genommen, entweder weil die
Machthalter bewaffnete Gruppen be-
nutzt haben, um ihre Position zu
stärken, ihre Gegner durch Tötung
und Folter einzuschüchtern und es
unmöglich zu machen, sie zu ver-
drängen, oder weil sie ihre politische
Strategie durch eine intensivere Aus-
beutung der nationalen Wirtschaft
finanziert haben, oder weil sie von
Nischen in der internationalen krimi-
nellen Wirtschaft Gebrauch gemacht
haben.8

Der dritte Umformungsprozeß ist mit
der Entstehung wirtschaftlicher Prak-
tiken und Formen der Verwaltung der
Naturschätze verbunden, die herr-
schende Musterbeispiele und Theo-
rien der Marktwirtschaft durchein-
anderbringen, da sie weder den
gegenwärtigen Modellen von Kapital,
Produktion, Investition oder Profit
entsprechen, noch in der Tat dem ge-
genwärtigen Verständnis von Geld,
Preisen und Devisen. Hinsichtlich
einiger afrikanischer Länder sorgt ein
komplexes Netz politischer, kommer-
zieller und finanzieller Beziehungen
für die Verbindung zum Rest der Welt.
Diese Verbindungen haben starke
ethnische, korporative oder kommu-
nale Elemente.9 Auch wenn es in den
Augen der internationalen Gemein-
schaft diskreditiert wurde, fuhr Zaire
zum Beispiel fort, mit dem Rest der
Welt intensiven Handel mit Trans-



Peter Gastrow24

portmitteln des Landes, von denen
sich viele Luftchartergesellschaften
und Lastwagenparks in Privatbesitz
befinden, zu betreiben. In Sierra Leo-
ne, Liberia und Angola schürfen jun-
ge Kämpfer, Abenteurer und Grup-
pen, die Verbindungen zum Staat
haben, Diamanten, die in London
oder in Antwerpen verkauft werden,
wobei sie durch die Hände der de
Beers wandern. Formelle Handelsbe-
ziehungen spielen keine Rolle und
konventionelle Finanzierung, Marke-
ting, Besteuerung oder Umweltkon-
trolle werden außer Acht gelassen.

Im Zusammenspiel der zuvor genann-
ten drei Prozesse findet man den
vierten Umformungsprozeß, der gera-
de in einer Anzahl von afrikanischen
Staaten stattfindet, nämlich einen
Prozeß, der die „Kriminalisierung“
des Staates betrifft. Dieser Prozeß wird
in einem Buch untersucht, das gerade
von den drei Afrikaexperten Bayart,
Ellis und Hibou herausgebracht wor-
den ist. Die Autoren konzentrieren
sich auf jene kriminellen Praktiken,
die kollektiv oder hochorganisiert
sind und die eine deutliche oder sogar
organische Beziehung mit Inhabern
politischer Macht oder den Institutio-
nen des Staates an den Tag legen. Sie
untersuchen, wie die politische Arena
von kriminellen Praktiken heimge-
sucht wird. Ihre Definition der „Kri-
minalisierung“ verläßt sich nicht auf
eine strikte juristische Definition.
Stattdessen definieren sie sie auf die
folgende allgemeine Weise:

„Man muß die Kriminalisierung von
Politik und Staat als ein Phänomen
betrachten, wobei Praktiken, deren
kriminelle Natur offenbar ist, zur Rou-
tine werden, ganz im Zentrum von

politischen und Regierungsinstitutio-
nen. Diese kriminelle Natur ist offen-
sichtlich sowohl als vom Gesetz des
in Rede stehenden Landes als auch
von den Normen des internationalen
Gesetzes und internationaler Organi-
sationen sowie insbesondere von der
internationalen Gemeinschaft und den
Entwicklungshelfern gesehen.10

Die Autoren entwickeln die Hypothe-
se, daß die Politik in Afrika gerade
merklich mit Verbrechen in Zusam-
menhang kommen wird. Sie führen
eine Anzahl von Kriminalisations-
indikatoren der Politik an, zu dem
Zweck, das Phänomen, das sie Krimi-
nalisierung nennen, von anderen
klassischeren Formen der Korruption,
Raub oder Kleptokratie zu unterschei-
den. Basierend auf ihren eigenen In-
dikatoren kommen sie zu folgendem
Schluß: Informationen, die momen-
tan erhältlich sind, würden darauf
hindeuten, daß nur Äquatorial-Gui-
nea, die Kommoren und die Seychel-
len korrekterweise als kriminelle Staa-
ten identifiziert werden könnten. Die
Mehrheit der anderen afrikanischen
Staaten zeigen klassische Symptome
der „Politik des Bauches“, das heißt
einen Machtansatz, der verbunden
mit dem Zugang zu Reichtum ist.
Länder, die unter diese Kategorie
fallen, sind der Senegal, die Côte 
d’Ivoire, Gabon, Zimbabwe, Tansania
und Namibia. Eine Kategorie, die 
gerade positivere Indikatoren pro-
duziert, umfaßt Länder wie Ghana, 
Uganda, Botswana, Mali und Burkina
Faso. In Bezugnahme auf die Autoren,
sind einige Staaten eindeutig Haupt-
organisatoren des Schmuggels (Gam-
bia, Benin, Mocambique), aber sie
könnten nicht als kriminell beschrie-
ben werden.
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Vor dem Hintergrund der zuvor ge-
nannten komplexen Umformungs-
prozesse, die viele afrikanische Staa-
ten gerade durchmachen, bin ich
gebeten worden, einige Bemerkungen
über den Ursprung des organisierten
Verbrechens in Entwicklungsländern
zu machen.

Interpol benutzt eine Definition für
organisiertes Verbrechen, die kurz
und knapp ist, aber nur zutrifft, wenn
die kriminelle Organisation eine orga-
nisierte Befehlsstruktur entlang kor-
porativer Linien aufweist. Organisier-
tes Verbrechen wird definiert als:

„Irgendeine Gruppe, die eine korpora-
tive Struktur hat, deren primäre Ziel-
setzung es ist, Geld durch illegale Ak-
tivitäten zu bekommen und dabei oft
nur durch Angst und Korruption be-
stehen kann.“11

Diese Definition trifft mehr die gut
strukturierten mafiaartigen kriminel-
len Organisationen, die in westlichen
Ländern aktiv sind, als auf die Viel-
zahl von verschiedenen kriminellen
Netzwerken, Organisationen und Ver-
bindungen, die sich selbst in Entwick-
lungsländern manifestieren.

Zur Zeit werden Versuche gemacht,
sich auf eine international akzeptierte
Definition für organisiertes Verbre-
chen und organisierte Verbrechens-
strukturen zu verständigen. Diesbe-
züglich wurde, als der Europäische
Rat im März dieses Jahres sich zum er-
sten Mal auf eine Definition, was eine
kriminelle Organisation und eine Be-
teiligung daran ausmacht, einigte, ein
wichtiger Fortschritt erreicht. Aber
selbst diese Definition, obwohl um-
fassender als die Definition von Inter-

pol, hat nicht viel Bezug zu der
umfangreichen Auswahl und Natur
krimineller Aktivitäten, die man in
Entwicklungsländern erlebt.12

Es wäre wahrscheinlich korrekt an-
zunehmen, daß die vorherrschende
Sichtweise von organisiertem Verbre-
chen in afrikanischen Ländern, wie
von außerhalb des Kontinents be-
trachtet, stark beeinflußt ist von der
konventionellen Beurteilung des afri-
kanischen Staats. Das Konzept des or-
ganisierten Verbrechens, wie es von
der Europäischen Gemeinschaft oder
den Vereinten Nationen verstanden
wird, unterscheidet sich wesentlich
von der viel umfangreicheren Natur
der organisierten kriminellen Akti-
vitäten, die in vielen Entwicklungs-
staaten in Afrika erlebt werden und
tatsächlich von anderswo in der Welt,
zum Beispiel von einigen Ländern
Südamerikas und des Fernen Ostens.

Die Einflüsse, die organisiertes Ver-
brechen in diesen Ländern und in
Afrika speziell, formen, müssen in
einer anderen Definition von orga-
nisiertem Verbrechen reflektiert wer-
den, die besser an die afrikanische
Erfahrung angepaßt ist als die Defi-
nitionen, die von der entwickelten
Welt gerade entstehen. Ein Versuch
dieser Art hat die Definition von or-
ganisiertem Verbrechen auf dem afri-
kanischen Kontinent viel näher an
die Realitäten dieses Phänomens ge-
bracht, obwohl sie von jemandem
entwickelt wurde, der anscheinend
die afrikanische Politik auf die kon-
ventionelle Weise betrachtet. James
Opolet schlägt vor, daß eine passende
Definition von organisiertem Verbre-
chen auf dem afrikanischen Konti-
nent folgende wäre:
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„Eine kriminelle Konspiration, um
schnell und leicht einen Profit zu ma-
chen, durch die Ausnutzung politi-
scher Instabilität, chaotischer und un-
terbemittelter Gesetzesdurchführung,
durchdringender institutioneller Kor-
ruption und die Ausnutzung unter-
nehmerischer Möglichkeiten.“13

Er stellt drei Typen von organisierten
kriminellen Unternehmern fest:

● Erstens gibt es etablierte Branchen,
kommerzielle Führer und hochran-
gige Staatsbeamte, die ihre regie-
rungsmäßigen und wirtschaftli-
chen Positionen für persönliche
Vorteile nutzen.

● Zweitens gibt es weniger angesehe-
ne, „zwielichtige“, Geschäftsleute,
die aktive Beziehungen mit Regie-
rungsbeamten und kriminellen
Unternehmern unterhalten.

● Und letztens gibt es „kriminelle
Unternehmer“, die in Drogenhan-
del, Wilderei, Schmuggel und Raub
verwickelt sind.

Die Definition des organisierten Ver-
brechens von Interpol oder der Euro-
päischen Gemeinschaft würde wahr-
scheinlich nur in der Lage sein, die
letzte Kategorie, nämlich den „kri-
minellen Unternehmer“ in ihr Netz
einzufangen und nicht die ersten
beiden.

Der „illegale Unternehmer“ wäre
nicht unbedingt ein Ziel.

Die drei Typen der organisierten Ver-
brechensunternehmer, die Opolet be-
schreibt, finden fruchtbaren Boden in
den stürmischen Umformungspro-
zessen, die viele afrikanische Länder
gerade durchmachen:

● Geschwächte Staaten,
● ineffiziente Gesetzesdurchführung,
● wirtschaftliche Umwälzungen und
● politische Korruption

sind einige der prädisponierten Fak-
ten für die Entwicklung von organi-
siertem Verbrechen in afrikanischen
Ländern.

Die Wucht der Globalisierung, die
einen sehr starken Einfluß auf die
soziale Umformung in Afrika gehabt
hat, hat zu neuen Möglichkeiten für
organisiertes Verbrechen geführt. Mo-
derne Transportmittel und Kommuni-
kation haben den Warenschmuggel
nach Afrika hinein und hinaus viel
leichter gemacht als noch vor 
zwei Jahrzehnten. Schmuggelaktivi-
täten sind jetzt im normalen Handel
und in Tourismusaktivitäten subsu-
miert. In den unmittelbaren Tagen
nach der Unabhängigkeit der meisten
afrikanischen Staaten war dies nicht
der Fall.

Der Markt für verbotene Waren und
Dienste hat sich also seit den frühen
70er Jahren unglaublich erweitert. Ein
praktisches Beispiel dafür, wie ein 
expandierter Markt, erhöhte Mobi-
lität und politische Veränderungen
die Entwicklung der organisierten kri-
minellen Aktivität antreiben kann,
zeigt ein Beispiel innerhalb Afrikas
selbst. Die Einschätzung eines südafri-
kanischen Geheimpolizisten, der seit
vielen Jahren im sub-äquatorialen
Afrika tätig war, und der von mir in-
terviewt worden ist, zeichnet ein in-
teressantes Bild. Das Beispiel bezieht
sich auf die konventionell organisier-
ten Verbrechensaktivitäten unter Be-
teiligung der „kriminellen Unterneh-
mer“, auf die sich Opolet in seiner
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Definition bezieht und auch auf die
Rolle, die von „zwielichtigen“ Ge-
schäftsleuten dabei gespielt wird.

Dem Agenten zufolge befanden sich
organisierte kriminelle Gruppen in
Südafrikas Nachbarstaaten zum Be-
ginn der 80er Jahre in ihrem Anfangs-
stadium. Mitte der 80er Jahre kamen
eine wachsende Anzahl von „Glücks-
jägern“ in afrikanische Staaten wie
Zaire, Zambia, Angola und Simbabwe.
Sie kamen aus Ländern wie Frank-
reich, Portugal und Großbritannien,
aber auch aus Griechenland, dem
Libanon, Indien, Israel und einigen
zentraleuropäischen Staaten. Viele
von ihnen gründeten kleine Import/
Export-Firmen, um sie als Tarnung für
legale oder illegale Geschäftsmöglich-
keiten zu nutzen, die sie aufzubauen
versuchten. Sie kamen meistens als
Einzelpersonen, die nicht mit existie-
renden kriminellen Gruppen in Kon-
takt standen. Einmal etabliert, nah-
men sie bald Kontakt zu lokalen afri-
kanischen Unternehmern, Schmugg-
lern und Kriminellen auf, um Ge-
schäftsmöglichkeiten zu erkunden.
Die Einheimischen verfügten über
Kontakte, durch die sie mit illegalen
Mitteln Waren beziehen konnten wie
Kobalt und andere Metalle, Elfen-
bein, Diamanten oder Drogen wie
Mandrax.

Oft wurde eine Vernunftehe zwischen
den ausländischen Glücksjägern und
den einheimischen Unternehmern ge-
schlossen, die zum gegenseitigen
Nutzen funktionierte. Einheimische
Afrikaner konnten die Waren liefern,
während die Ausländer in einer Po-
sition waren, sie zu kaufen und sie zu
den „reichen“ Märkten Südafrikas zu
schmuggeln. Die relativ streng kon-

trollierten Grenzen und Flughäfen
und die harten diskriminierenden
Gesetze, die zu dieser Zeit in Südafrika
in Kraft waren, machten es für Afrika-
ner aus den Staaten im Norden sehr
riskant, in das Land hereinzukom-
men, um ihre Waren zu veräußern
oder mit örtlichen kriminellen Grup-
pen in Kontakt zu treten.

Für die weißen Ausländer, die in Zaire
oder Zambia lebten, war dies weniger
problematisch. Sie konnten Südafrika
besuchen und Kontakte mit existie-
renden Syndikaten herstellen.

Dem Agenten zufolge repräsentier-
ten die gemeinsamen Unternehmen
Mitte der 80er zwischen afrikanischen
Schmugglern, die die illegal erhalte-
nen Waren lieferten und den Aus-
ländern, die als Käufer und Verkäufer
agierten, das Anfangsstadium dessen,
was später weit raffinierter organisier-
te kriminelle Gruppen in Südafrikas
Nachbarstaaten wurden. Laut Polizei-
quellen hatten diese Syndikate, die
sich an grenzüberschreitenden Verbre-
chen mit Südafrika beteiligten, keine
besonderen Strukturen oder Hier-
archien. Sie variierten in der Größe,
tendierten aber dazu, klein zu sein.
Kriminelle Gruppen setzten sich oft
aus Freunden und Bekannten zusam-
men. Familienbande bildeten mach-
mal die Basis oder sie konstituierten
sich selbst in einer Weise ähnlich der
Partnerschaften, wo verschiedene Mit-
glieder aus verschiedenen Teilen des
Landes kamen, um bei speziellen Un-
ternehmungen mitzumachen. Netz-
werke wurden hergestellt, durch die
illegal erhaltene Waren empfangen
und verkauft werden konnten. Hierar-
chische Strukturen mit einem verant-
wortlichen Chef waren nicht normal.
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Die beliebteste Route zum Schmug-
geln illegaler Waren nach Südafrika
hinein war die vielbefahrene Straße
von Zambia nach Südafrika, die von
großen Lastwagen und Sattelschlep-
pern benutzt wurde. Elfenbein, Kup-
fer, Kobalt und große Mengen an
Mandrax wurden auf diesem Weg von
den frisch gegründeten Syndikaten
transportiert. Gelegentliche Brutto-
ertragszifferprobleme und das häufige
Unvermögen der südafrikanischen
Käufer, in harter Währung zu bezah-
len, führten dazu, daß Tauschgeschäf-
te zur normalen Praxis wurden. Motor-
fahrzeuge, die in Südafrika gestohlen
wurden, wurden bald Hauptgegen-
stände im Tauschhandel. Sie wurden
über die Grenzen gefahren als Zah-
lung für illegale Güter, die aus dem
Norden geliefert wurden und manch-
mal von Containern zu Ländern ent-
lang der afrikanischen Küste und dar-
über hinaus verfrachtet wurden. Die
Polizei, die diese Entwicklungen ver-
folgte, ist der Ansicht, daß die rapide
Ausweitung der grenzüberschreiten-
den kriminellen Transaktionen in der
zweiten Hälfte der 80er Jahre zu einer
stetig wachsenden Forderung nach
gestohlenen Autos führte, um es den
kriminellen Gruppen Südafrikas zu
ermöglichen, für die erhaltenen Wa-
ren zu bezahlen. In der Folge stiegen
Autoentführungen in Südafrika dra-
matisch an und wurden zur normalen
Methode, die Zahlung zu beschleuni-
gen. Während der späten 80er Jahre
war das transnationale Verbrechen 
in der gesamten südafrikanischen Re-
gion ein lukratives Unternehmen ge-
worden, nur unwesentlich erschwert
von Polizeiaktivitäten beiderseits der
Grenzen. Die Lockerung der diskrimi-
nierenden Gesetze in den frühen 90er
Jahren und die Lockerung der Grenz-

kontrollen führten, zusammen mit
den politischen Veränderungen, die
in Südafrika stattfanden, zu einer
noch schnelleren Ausweitung des or-
ganisierten Verbrechens im südlichen
Afrika als während der 80er Jahre.

Man muß sich nun die Frage stellen,
ob die sozialen Umformungsprozesse,
die Afrika erlebt, dazu bestimmt sind,
in eine immer schlimmere Spirale von
organisiertem Verbrechen zu führen,
als sie von Opolet definiert worden
ist. Ob einer die konventionelle An-
sicht des afrikanischen Staates über-
nimmt oder den „Geschichtlichkeits“-
Ansatz – die Antwort scheint in den
Händen der politischen Elite von je-
dem bestimmten Land zu liegen.

Es hat den Anschein, daß da, wo die
dominanten Elemente innerhalb der
Machtelite des Staates entschlossen
und aus ihrem eigenen Willen, einen
Umformungsprozeß hin zu Demokra-
tie oder einer neuen wirtschaftlichen
Ordnung betreiben, die Chancen für
die Erholung von dem Syndrom des
„geschwächten Staates“ nach ein paar
Jahren besser sind als wo der Impuls
oder der Druck zur Veränderung 
von außerhalb des Landes ausgeübt
wurde. Auferzwungene Umformungs-
prozesse, die von einer unwilligen po-
litischen Führung durchgeführt wer-
den, scheinen zu einer längerfristigen
Umwälzung der Gesellschaft und
einem ernsten Kollaps der Staatsauto-
rität zu führen. Sowohl in Afrika als
auch anderswo gibt es Beispiele einer
motivierten politischen Führung, die
einem Land hilft, sehr schwierige
Umformungsperioden zu überstehen,
ohne die Staatsstrukturen permanent
zu schwächen oder das soziale Gefüge
zu zerstören. Polen, Botswana und
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hoffentlich bald Südafrika könnten
als Beispiele angeführt werden.

In weiten Teilen des sub-saharischen
Afrikas andererseits, verringert sich
ständig die Fähigkeit des Staates, so-
ziale Kontrolle auszuüben. Die Fähig-
keit einiger Staaten, irgendeine Form
von Politik auszuführen, ist einfach
verschwunden und ihr Platz wurde,
bis zu einem gewissen Grad von Kir-
chen und religiösen Gruppierungen
eingenommen, einer florierenden in-
formellen Wirtschaft und militäri-
schen Organisationen und Milizen
oder anderen bewaffneten Bewegun-
gen, die manchmal einheimisch und
manchmal ausländisch sind. Ganze
Regionen sind jetzt mehr oder we-
niger unabhängig geworden von 
aller zentralen Kontrolle und auch
von diesen wirtschaftlichen und poli-
tischen Strukturen, die westlichen
Analytikern am bekanntesten sind.
Diskurse, die „gutes Regieren“, „bür-
gerliche Gesellschaft“ und die Tugen-
den des „anderen Wegs“ betreffen, die
von der informellen Wirtschaft ver-
treten werden und von den Geld-
gebern als therapeutisches Heilmittel
geplant sind, sind eher unwirklich als
real, wenn man sie in Relation zu 
den Geschehnissen in Liberien, Sierra
Leone, Tschad und der zentralafrika-
nischen Republik betrachtet. In die-
sen Ländern ist das einzige effektive
Gesetz häufig das der verschiedenen
bewaffneten Banden, deren politische
und moralische Codes, obwohl sie in-
offiziell sein mögen, sicherlich nicht
jene der Weltbank sind.14

Aufgezwungene Umformungsprozesse
führen deshalb meist zu wahrschein-
lichen Umformungsfehlern, die den
Staat schwächer als vorher zurücklas-
sen. Die Tatsache, daß dies nicht immer
der Fall sein muß, wird an den kürzli-
chen Entwicklungen in Ghana veran-
schaulicht. Viele Fragen über die Art der
sozialen Umformung und die Ursprün-
ge des organisierten Verbrechens in afri-
kanischen Ländern bleiben unbeant-
wortet. Die Antworten müssen in der
komplexen Zusammensetzung und den
historischen Erfahrungen der afrikani-
schen Gesellschaften gesucht werden.
Ein anderes Paradigma appliziert in
afrikanischen Gesellschaften das eine,
an dem in westlichen Sitzungssälen
gearbeitet wird, wo Spendenhilfe oder
Umformungsprogramme entworfen
werden. Das Geheimnis Afrikas bleibt
daher, was die Herausforderung für
Afrikaner und Nichtafrikaner ist, damit
klarzukommen. Von den Afrikanern
wird ein kritischerer und aggressiverer
Ansatz bei der Suche nach einem besse-
ren Verständnis dessen verlangt, was
gerade geschieht, und von der ent-
wickelten Welt, daß das Engagement in
Afrika auf einer Bereitschaft basieren
sollte, eine Paradigmenverschiebung
mitzumachen. Die Tatsache, daß, unge-
achtet seiner Ursprünge, organisiertes
Verbrechen international destruktive
Konsequenzen hat, verlangt von ent-
wickelten genauso wie von Entwick-
lungsländern, daß sie gemeinsame In-
itiativen ergreifen, um es in den Griff
zu bekommen. Noch viel mehr Arbeit
muß getan werden, bevor wir eine kla-
rere Idee haben, wie es anzupacken ist.
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„Sie haben uns das Mandat gegeben,
Südafrika von einem Land, in dem die
Mehrheit mit wenig Hoffnung lebte,
in eines zu ändern, in dem Sie mit
Würde leben und arbeiten können,
mit einem Gefühl der Selbstachtung
und Vertrauen in die Zukunft.“

Dies waren die Worte von Nelson
Mandela, als Südafrika die Skeptiker
der Welt 1994 mit einem friedlichen
Übergang zur Demokratie verblüffte.

Seitdem hat es weitreichende Verän-
derungen in diesem Land gegeben.
Veränderungen auf jeder Ebene, der
sozialen, der politischen und der
wirtschaftlichen. Diese Veränderun-
gen haben ein neues Geschäftsumfeld
geschaffen. Heute ist Südafrika Mit-
glied in den meisten bedeutenden
internationalen und regionalen wirt-
schaftlichen Foren und hat Handels-
abteilungen in der ganzen Welt.

Südafrika hat die bedeutendste, ver-
schiedenartigste und fortschrittlichste
Wirtschaft in Afrika, 35% des Brutto-
inlandsprodukts stammen aus dem

sub-saharischen Afrika. Die unermeß-
lichen Bodenschätze des Landes ha-
ben die Basis für eine außergewöhn-
lich solide Infrastruktur geschaffen.
Aber der Schwerpunkt der Wirtschaft
hat sich verschoben. Früher war sie
von Gold und weiteren Bodenschät-
zen abhängig, heute ist die Wirtschaft
auf eine umfassendere Basis mit ver-
arbeitender Industrie als bedeutend-
stem Sektor angewiesen.

Zusätzlich zu einer gut etablierten In-
dustrie und florierendem Bergbau, ist
Südafrika eines der wenigen Länder in
Afrika, das sich selbst ernähren kann
und Nahrungsmittel exportiert.

Ein effizientes Transportnetz von Auto-
bahnen, Häfen und Eisenbahnen ver-
bindet das gesamte Land. Ebenso
verfügt Südafrika über ein hochent-
wickeltes Kommunikationsnetz. Fer-
ner hat das Land ein gut ausgebautes
Bankensystem mit Bankaufsicht und
Transparenz, die den Hintergrund für
die Geschäftsabwicklung bestimmen.
Südafrika hat einen hochentwickelten
privaten Sektor mit einer langen Un-
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ternehmertradition. Die Wirtschaft
besitzt ein enormes Wachstumspoten-
tial – bei einer Bevölkerung von über
40 Millionen Menschen, denn es gibt
derzeit nur 7 Millionen Verbraucher
nach westlichem Standard. Es wird er-
wartet, daß diese Zahl sprunghaft an-
steigen wird, da die Urbanisierung
schnell vorangeht.

Im Mittelpunkt der Wirtschaft ist die
Johannesburger Börse. Sie wurde 1887
gegründet und ist die zwölftgrößte
der Welt bezüglich der Marktkapitali-
sierung (US $ 244 Milliarden) und sie
steht an 29igster Stelle bezogen auf
den Umsatz (US $ 20 Milliarden).

Während viele Wirtschaftsreporter in
der ganzen Welt der Meinung sind,
daß die südafrikanische Wirtschaft 
im Umschwung sei, sind manche 
Beobachter vorsichtig. Die neue Re-
gierung erbt eine Wirtschaft, die über
3 Jahre der Rezession und 20 Jahre
zweistelliger Inflation hinter sich hat.
Das Land hat sich aber zu einer finan-
ziell umsichtigen makro-wirtschaft-
lichen Politik verpflichtet, die sich 
an den Zielvorstellungen Wachstum,
Beschäftigung und Umverteilungspo-
litik, bekannt als „GEAR“, orientiert.

Die Reduzierung der Inflation ist we-
sentlich für die GEAR-Politik der Re-
gierung. Dieses Ziel ist wiederholt
vom Präsidenten, dem stellvertreten-
den Präsidenten und dem Finanz-
minister bekräftigt worden.

Auf jeden Fall, sind die Ergebnisse 
der Bemühungen, die Inflation unter
Kontrolle zu bringen, positiv. Die 
Inflation, die jetzt auf einen 5 –6 %
Umfang reduziert wurde, kann als 
ein gutes Ergebnis des seit einiger 

Zeit ständigen Abwärtstrends gewer-
tet werden.

Die Verpflichtung zu Finanz- und
Währungsstabilität sollte die Inflation
sogar noch niedriger drücken und
einen Hauptbeitrag dazu leisten, um
internationale Investitionen und Ver-
trauen zu ermutigen.

Nebenbei möchte ich noch anfügen,
daß unsere Währung, der Rand, der-
zeit das Ziel spekulativer Aktionen ist,
die unglücklicherweise viel von dem
Guten untergraben, was die Steuer-
politik der Regierung hervorgebracht
hat. Man hofft deshalb, daß sich die
Spekulanten bald die Finger verbren-
nen werden und ihre Aufmerksamkeit
auf andere finanzielle Ziele richten
werden, die unserer Wirtschaft nicht
schaden.

Indem dieser Plan die Wirtschaft re-
strukturiert, wird er bedeutende lang-
fristige Fortschritte für das Land mit
sich bringen, aber es kann nicht
abgestritten werden, daß dies auf
Kosten im formellen Sektor erreicht
worden ist.

Die Industriepolitik konzentriert sich
auf die Förderung des Exports, die
Senkung der Zölle und die Erhöhung
der Wettbewerbsfähigkeit. Die Wirt-
schaft hat sich mit der Regierung bei
der Schaffung eines positiven Investi-
tionsklimas verbunden, das für die
Zunahme des Wirtschaftswachstums
förderlich ist.

Allerdings wird Südafrikas enormes
Potential und seine überragenden
Wachstumsaussichten bedroht von
dem wachsenden Schreckgespenst des
organisierten Verbrechens.
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Vor dem gravierenden Zusammen-
bruch der Apartheid, gab es angeb-
lich in Südafrika keine Probleme mit
organisiertem Verbrechen. Dies war
nur teilweise wahr. Im allgemeinen
war die organisierte Kriminalität nur
schwach entwickelt. Dies überrascht
nicht, wenn man bedenkt, daß das
Land weitgehend vom Rest der Welt
abgetrennt und in einen Beinahe-
Bürgerkrieg verwickelt war. Obwohl
kriminelle Organisationen von bei-
den Seiten benutzt wurden, um Waf-
fen zu schmuggeln oder Opponenten
zu stören, waren politische Erwägun-
gen immer vorherrschend.

Es gab also organisiertes Verbrechen
vor dem Umschwung, obwohl man
sich unter der Apartheidherrschaft da-
mit nie befaßt hatte.

Seit der Umwandlung zur Demokratie
hat es ein definitives und spürbares
Wachstum im organisierten Verbre-
chen gegeben. Gegenwärtige, wenn
auch vorsichtige, Schätzungen gehen
davon aus, daß sich das organisierte
Verbrechen verdoppelt hat. Der SAPS
strategische Nachrichtendienst bringt
vor, daß es einige hundert extrem gut
finanzierte und gut bewaffnete Ver-
brechenssyndikate gibt, die in und
von Südafrika aus operieren.

Warum dieser erhebliche Anstieg des
organisierten Verbrechens seit der
Umformung zur Demokratie?
Ein Vergleich von vorliegenden Er-
kenntnissen legt nahe, daß organi-
siertes Verbrechen am schnellsten in
Zeiten politischen Umschwungs und
von Gewalt wächst, dann wenn
staatliche Ressourcen in bestimmten
Feldern konzentriert werden und so
Lücken erscheinen, in denen organi-

sierte kriminelle Gruppierungen ope-
rieren können.

Das bemerkenswerteste Beispiel gibt
die frühere Sowjetunion, wo der Nie-
dergang der kommunistischen Herr-
schaft das Auftauchen von Tausenden
von kriminellen Organisationen er-
möglichte, in denen gegenwärtige
und frühere Mitglieder des Establish-
ments beteiligt sind.

Südafrikas inländische Grenzen allein
erstrecken sich über 7.000 Kilometer.
Die Überwachung und Verwaltung
dieser ausgedehnten Küsten und
Grenzgebiete ist zwangsläufig kom-
pliziert.

Als die Apartheid endete, wurden die
Grenzkontrollen verringert und somit
neue potentielle Operationsgebiete für
organisiertes Verbrechen geschaffen.

Dies geschah zu einer Zeit, als trans-
nationale kriminelle Aktivitäten mit
ostasiatischen, nigerianischen und ost-
europäischen Gruppierungen nach
Südafrika gelangten, die sich in lokale
kriminelle Organisationen einkauften
oder sich mit lokalen Gruppen ver-
bündeten, um ihre schmutzige Arbeit
für sie erledigen zu lassen. Organisier-
tes Verbrechen in Südafrika ist ver-
bunden mit einem großen Umfang an
Aktivitäten:

● Banküberfälle,
● illegale kommerzielle Aktivitäten

und Wirtschaftsverbrechen,
● Drogenhandel,
● Fahrzeugdiebstahl,
● Waffenhandel und
● illegaler Handel mit gefährdeten

Tier- und Pflanzenarten und deren
Produkten.
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Die bewaffneten Banküberfälle haben
in den letzten 18 Monaten drama-
tisch zugenommen. In den ersten
fünf Monaten 1998 gab es einige
besonders spektakuläre. Gleichzeitig
gab es auch immer mehr Wirtschafts-
verbrechen.

Eskalierende Trends sind offensicht-
lich im Devisenbetrug, in der Korrup-
tion bei Regierungsaufträgen, in der
Veruntreuung von Stiftungsgeldern,
in der illegalen Umleitung von Gel-
dern von Hilfsagenturen und im Miß-
brauch der Exportförderprogramme.

Banküberfälle erfahren, wegen ihrer
oft spektakulären Natur, hohe Grade
an Publicity. Dennoch, auf das wäh-
rungspolitische Gebiet übertragen,
liegt diese Kategorie des organisierten
Verbrechens weit unter dem Wirt-
schaftsverbrechen.

1996 erbeuteten Kriminelle ungefähr
US $ 20 Millionen (R 105 Millionen)
bei Banküberfällen in Südafrika. En-
de desselben Jahres hat das Amt für
schwere Wirtschaftsverbrechen Er-
mittlungen bei Fällen im Wert von 
US $ 2 Milliarden (R 12 Milliarden)
eingeleitet, bei denen Wirtschaftsver-
brechen beteiligt sind.

Entsprechend ernst zu nehmen ist 
der Drogenhandel. Südafrika ist, nach-
dem der Übergang zur Demokratie 
die internationale Isolierung beende-
te, Hauptumschlagplatz für den Dro-
genhandel geworden. Zusätzlich be-
günstigende Faktoren sind

● eine vorteilhafte geographische Po-
sition bei Haupthandelsrouten zwi-
schen dem Fernen und Mittleren
Osten, Amerika und Europa,

● eine rapide Ausweitung von inter-
nationalen Luftfahrtverbindungen
des Landes zusammen mit seiner
gut entwickelten Beförderungsinfra-
struktur,

● eine moderne internationale Tele-
kommunikation und

● ein gut entwickeltes Bankensystem.

Insbesondere stellt der Drogenhandel
die Mittel bereit, auf denen andere
Formen illegaler Aktivitäten aufge-
baut werden können. Moçambique
hat sich als ein Haupttransitpunkt für
Heroin, Haschisch und Mandrax, die
in die südliche afrikanische Region
geschmuggelt werden, genauso wie
für Drogen, die für die nördliche 
Hemisphäre bestimmt sind, heraus-
kristallisiert. Gleichzeitig ist Moçam-
bique die Hauptquelle der Region für
illegale Schußwaffen geworden.

Dies deutet darauf hin, daß die Aus-
wirkungen des organisierten Verbre-
chens in Südafrika zunehmend auf
andere Länder übergreifen.

Ein typisches Beispiel ist, daß der
Hauptteil der Fahrzeuge, die in Süd-
afrika gestohlen werden, außerhalb
der Landesgrenzen landet.

Fahrzeuge sind in einigen afrikani-
schen Ländern, aber auch in Portugal,
Griechenland, Zypern, Australien und
Neuseeland wiedergefunden worden.

Genauso ist der Markt für gefährdete
Pflanzen- und Tierarten eher ein in-
ternationaler als ein inländischer.

Wie bereits erwähnt, werden krimi-
nelle Gruppen sowohl international
als auch lokal gestützt. Internationale
Gruppen schließen die Russenmafia,
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die chinesischen Triaden und nigeria-
nische Verbrechensgruppen ein.

Die Gruppen der russischen Mafia
konzentrieren sich hauptsächlich auf
Diamanten- und Waffenschmuggel,
Korruption, Betrug und Geldwäsche-
projekte und auch auf Investitionen
in legitimen Geschäften. Dieser Sek-
tor scheint auch beträchtliche Verbin-
dungen nach Moçambique zu haben.

Das Wachstum der von asiatischen
Triaden entstandenen Aktivität hängt
eng mit der wachsenden Anzahl ille-
galer Immigranten aus jener Region,
die Südafrika betreten haben, zusam-
men. Triaden sind im besonderen am
Schmuggel gefährdeter Pflanzen- und
Tierarten und deren Produkten betei-
ligt. Verschiedene chinesische krimi-
nelle Syndikate sind aufgedeckt und
einige Führer und Mitglieder sind, in
Verbindung mit einer Vielfalt von
Verbrechen, die von Seeohrschmug-
gel, Prostitution, Mord bis hin zu 
dem Besitz von nicht angemeldeten
Schußwaffen reichen, festgenommen
worden.

Untersuchungen des organisierten
Verbrechens, vervollständigt vom Na-
tionalen Geheimdienst und dem FBI
der Vereinigten Staaten, zeigen eine
erhebliche Aktivität von nigeriani-
schen organisierten Verbrechensgrup-
pen in Südafrika. Teile der Innenstadt
von Johannesburg werden zuneh-
mend dominiert von den Aktivitäten
der nigerianischen und zentralafrika-
nischen Drogenkönige.

Man glaubt aber, daß abgesehen 
von ausländischen kriminellen Syn-
dikaten auch frühere Mitglieder der
Apartheidkräfte, frühere Mitglieder

der Umkontho we Sizwe, des früheren
Flügels des ANC, genauso wie Mit-
glieder der privaten Sicherheitsin-
dustrie und Staatsbeamte am organi-
sierten Verbrechen beteiligt sind.

In der Tat sind frühere Mitglieder 
der Apartheid-Sicherheitskräfte an Ver-
brechen beteiligt: Einige Exmitglieder
der Sicherheitskräfte sind im Drogen-
handel, im Waffenschmuggel und 
in Prostitutionsringen tätig gewesen.
Mit anderen Worten, es gibt Paral-
lelen zwischen der früheren Sowjet-
union und Südafrika. Hauptsächlich
sind dies frühere Mitglieder von Spe-
zialkräften, die oft mit Kriminellen
zusammenarbeiteten und für die es
ein leichter Schritt war von versteck-
ten Operationen aus in die Welt des
Verbrechens zu gelangen.

Zum Beispiel war in den späten
1980er Jahren der südafrikanische 
militärische Geheimdienst auch am
Schmuggel von Elfenbein und Horn
der Nashörner beteiligt, um sowohl
Informationen in benachbarten Staa-
ten zu sammeln als auch Geld für zu-
sätzliche militärische Projekte aufzu-
treiben.

Die sich rapide entwickelnde private
Sicherheitsindustrie ist angeprangert
worden, als ein „sicherer Hafen“ für
organisierte Verbrecher. Diese Indu-
strie, die der staatlichen Polizei zah-
lenmäßig drei zu eins überlegen ist,
ist zerfallen, vom Konkurrenzdenken
geprägt und stellt keine Bedrohung
für den Staat dar. Eindeutig ist jedoch,
daß einige Sicherheitsfirmen an dem
Training der paramilitärischen Kräfte,
am Waffenschmuggel und anderen
organisierten kriminellen Aktivitäten
beteiligt sind.
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Ironischerweise erfüllte die private
Sicherheitsindustrie eine nützliche
Aufgabe beim Übergang zur Demo-
kratie, da ohne die Beschäftigungs-
möglichkeiten, die sie bereitstellte,
kriminelle Aktivitäten eine anspre-
chende Alternative für verstimmte
frühere Soldaten, Polizisten und Ge-
heimdienstbeamte gewesen wären.

Eine weitere Sorge für die neue Regie-
rung ist die wachsende Korruption
quer durch staatliche Institutionen.

Gegenwärtige Schätzungen vermu-
ten, daß es ziemlich breite und wach-
sende Ebenen von Korruption in 
den niedrigeren Rängen des Rechts-
systems, einschließlich der Polizei,
der Beamten des Justizministeriums
und Gefängnispersonals gibt. Dies ist
jedoch noch nicht zu den höheren
Ebenen durchgedrungen.

Ermittlungen haben bislang zu we-
nigen Anklagen geführt, oft wegen
fehlender Beweise und unwilliger
Polizeibeamter, gegeneinander aus-
zusagen. Schätzungen der südafrika-
nischen Anti-Korruptionseinheit der
Polizei jedoch deuten darauf hin, daß
das Problem weitverbreitet ist, beson-
ders bei Behörden gegen Fahrzeug-
diebstahl und der südafrikanischen
Rauschgiftbehörde.

Die Korruption hat ihre Fühler auch
nach dem privaten Sektor ausgestreckt.

Die Apartheidära erleichterte ihrer
Struktur nach die Korruption. Eine
Kultur der Verschwiegenheit führte zu
einem Mangel an transparenten und
verantwortlichen Systemen. Dies war
für Kriminelle günstig. Eine Atmo-
sphäre der Verschwiegenheit machte

sich breit und griff vom öffentlichen
auf den privaten Sektor über.

Beamtenbestechung auf allen Ebenen
war weitverbreitet, besonders in den
„Home-Lands“, und eine Kultur von
Opportunismus und halb-legaler Be-
reicherung erstreckte sich weit in den
Regierungsapparat.

Im „Transparency International’s 1997
Corruption Perception Index“, beste-
hend aus mehreren Gutachten, um
unlautere Praktiken in 52 entwickel-
ten und unterentwickelten Ländern
auszuwerten, rangierte Südafrika an
33igster Stelle von 52 Ländern. Im
vorherigen Jahr stand Südafrika auf
Rang 23 von 54 Ländern. Mit anderen
Worten, das Land verlor 10 Plätze in
einem einzigen Jahr.

Zwar bleibt Südafrika damit hinter
anderen Ländern in bezug auf die
Korruption zurück. Aber das ist nicht
gut genug – eine Tatsache, die von der
Regierung erkannt wird.

Der stellvertretende Präsident Thabo
Mbeki hat eine moralische Erneue-
rung in der Gesellschaft verlangt, 
um die Korruption auszurotten. Aber
moralische Erneuerung muß von Res-
sourcen begleitet werden. In den
wenigen Jahren seit die Heath-Kom-
mission ihre Arbeit aufgenommen
hat, hat sie Korruption im öffentli-
chen Sektor aufgedeckt, die sich auf
US $ 1,8 Milliarden (R 10 Milliarden)
beläuft.

Der Public Protector Selby Baqwa hat
dringend mehr Mittel verlangt – er
kämpft mit einem Rückstand von
4000 Fällen und nur 12 professionel-
len Mitarbeitern, um sie zu erledigen.
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Es gibt ein unseliges Paradoxon für
Südafrika. Organisiertes Verbrechen
operiert bestens in einem korrupten
Staat mit einem organisierten oder
ziemlich organisierten Geschäftssek-
tor – nicht mit einem, der vollständig
zusammengebrochen ist.

Korruption wird oft übersehen, be-
sonders von der allgemeinen Öffent-
lichkeit, möglicherweise weil sie so
heimtückisch ist. Dennoch hat das 
Internationale-Verbrechens-Gutachten
über kriminelle Machenschaften in
der Entwicklungswelt, einschließlich
dem sub-saharischen Afrika herausge-
funden, daß Verbraucherbetrug und
Korruption als die geläufigsten For-
men der Drangsalierung von Bürgern
in allen Regionen der Entwicklungs-
länder hervorstechen.

Dies führt zum Hauptpunkt: die Aus-
wirkungen des organisierten Verbre-
chens auf die Bevölkerung und auf
die Wirtschaft.

Beides gehört zusammen. Hinter Ar-
beitsbeschaffung steht in Südafrika
die Verbrechensbekämpfung an zwei-
ter Stelle. Dennoch, ohne Ausrottung
des Verbrechens, wird es keine Jobs
geben.

Ein kürzliches Gutachten deckte auf,
daß 96% der südafrikanischen Aus-
wanderer als Grund für ihre Auswan-
derung das Verbrechen nannten.

Es kann sich aber das Land nicht
leisten, Facharbeiter und Manager 
zu verlieren. Südafrika braucht diese
Leute dringend, damit sie mit ihrer
Sachkenntnis im Management und
Training dazu beitragen, die Erb-
schaft von 40 Jahren beklagenswerter

schlechter Ausbildung zu lindern, die
von der sogenannten „Bantu-Ausbil-
dung“ propagiert wurde. Obwohl die
Emigration mehr als ausgeglichen
wird durch Immigration, ist es eine
bedauernswerte Tatsache, daß die
Mehrheit der Immigranten ungelern-
te Arbeiter sind und ihnen jede 
Mittel fehlen, Beiträge für die südafri-
kanische Wirtschaft zu leisten.

Man schätzt, daß 11% der Topmanager
und 6 % der Tätigen im durchschnitt-
lichen Management, die letztes Jahr
kündigten und dies taten, um aus-
zuwandern. Das „Schwarze Manage-
ment Forum“ schätzte 1996, daß zu-
sätzlich 300.000 bis 400.000 Manager
gebraucht werden, um die 10 Millio-
nen Arbeiter des Landes zu leiten.

Unter den 46 Volkswirtschaften, die
vom „World Competitiveness-Year-
book 1998“ (hg. vom Internationalen
Institut für Managemententwicklung)
untersucht wurden, galt Südafrika als
der schwierigste Platz, um Facharbei-
ter zu werben.

Nur wenn das Verbrechen gestoppt
werden kann, wird das Ausbluten von
Talenten verhindert. Talent, das an-
dere Länder mit offenen Armen emp-
fangen.

Desillusionierung und Mutlosigkeit –
die Nebenprodukte von organisiertem
Verbrechen, können nicht ignoriert
werden.

Die Öffentlichkeit registriert, daß der
südafrikanische Polizeidienst zuneh-
mend korrupt wird. Dies untergräbt
das Vertrauen in die Fähigkeit der
Polizei, die wachsende Kriminalität zu
bekämpfen.
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Dies ist nur ein Weg, auf dem die Aus-
wirkungen des organisierten Verbre-
chens politische und soziale Instabi-
lität, genauso wie Desillusionierung
in der breiten Öffentlichkeit auslösen
kann. Organisiertes Verbrechen un-
tergräbt das Vertrauen in die Inte-
grität und Effizienz des Staates genau-
so wie Regierungsmechanismen für
die Zuweisung von wirtschaftlichen
Mitteln, was zu öffentlicher Verärge-
rung gegen den Staat führt, da er of-
fenbar unfähig ist, das Problem in den
Griff zu bekommen. Die Macht des
Staates ist somit grundlegend unter-
höhlt.

Ausländische Direktinvestitionen be-
dingen eher die Produktivität als kurz-
fristiges, allgemeines Spekulations-
kapital.

Es war eine der Hauptprioritäten der
Regierung, ausländische Investitio-
nen nach Südafrika zu holen. Dafür
gibt es eine Vielfalt von Anreizen –
und die Regierung hat sich bemüht,
die Wirtschaft zu öffnen und das
Land geschäftsattraktiver und ge-
schäftsfreundlicher zu machen.

Die Regierung hat sich auch Verände-
rungen der früheren protektionisti-
schen Wirtschaft vorgenommen und
in diesem Zusammenhang eine An-
zahl wichtiger Lockerungen in der
Devisenpolitik eingeführt, die mittel-
fristig zu der völligen Abschaffung
solcher Beschränkungen führen soll-
ten. Die Steuerstruktur wird überprüft
und es ist eines der Regierungsziele,
das Steueraufkommen auf 25% des
Bruttoinlandprodukts zu reduzieren.

Die ausländischen Direktinvestitionen
während der letzten drei Jahre werden

auf US $ 5,5 Milliarden (R 30 Milliar-
den) geschätzt, sie liegen aber weit
hinter dem jährlichen Bedarf von
über R 20 Milliarden zurück, die be-
nötigt werden, die 6 %-Wachstums-
rate zu erreichen, die man sich in
dem Wachstums-, Beschäftigungs-
und Umverteilungsplan der Regie-
rung vorstellt.

Die USA sind bei weitem die größte
Quelle der ausländischen Direktinve-
stitionen gewesen, gefolgt von Groß-
britannien und Nordirland, Deutsch-
land, der Schweiz, Frankreich und
den Niederlanden.

In einem 27-Länder-Index, der An-
fang 1998 von der „Economist Intelli-
gence Unit“ erstellt wurde, tauchte
Südafrika als das kostengünstigste
Land, mit dem Geschäfte gemacht
werden, auf. Der Index wurde unter
Verwendung von Daten über Löhne,
expatriierte Personalkosten, Flugrei-
sen, Lebensunterhalt, Körperschafts-
steuern, wahrgenommene Korrup-
tionsebenen, Büro und industrielle
Mieten und Straßentransport erstellt.

Dieses gilt zusätzlich zu der Tatsache,
daß Ed Badolato, der Präsident von
USAfricon, eine Firma, die mit Sicher-
heitsfragen für amerikanische Firmen
im südlichen Afrika beschäftigt ist,
geschätzt hat, daß die Auswirkung des
Verbrechens auf die geschäftlichen
Abläufe in Südafrika doppelt so groß
sind, wie in den Vereinigten Staaten.

Jedes Mal, wenn ein ausländischer
Tourist beraubt oder tätlich ange-
griffen wird, verliert Südafrika einen
potentiellen Investor. (...) Jedes Mal,
wenn es einen Banküberfall gibt,
überdenken Geschäftsleute ihre In-
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vestitionen. (...) Jedes Mal, wenn un-
sere verheerenden Vergewaltigungs-
oder Mordstatistiken aufgefüllt wer-
den, werden Investitionen umgeleitet.

Der Tourismus ist ein gutes Beispiel.
Angesichts der gesunden Infrastruk-
tur, der verschiedenartigen Land-
schaft und Kultur, dem vorteilhaften
Klima und der üppigen Tierwelt des
Landes, hat Südafrika die Möglich-
keit, eines der Haupttouristenziele der
Welt zu werden. Jedoch angesichts
der Tatsache, daß Reisen Ermessens-
ausgaben betreffen, die höchst ela-
stisch sind, werden Besucher von
einem Ziel wegbleiben, wenn es als
unsicher wahrgenommen wird. (...)
Eine Tatsache, bewiesen durch kürz-
liche Terroranschläge in Ägypten und
Kenia und dem anschließenden Rück-
gang des Tourismus.

Das Wachstumspotential des Touris-
mus in Südafrika sieht man daran,
daß die südafrikanische Tourismus-
industrie ungefähr US $ 4,5 Millionen
(R 25 Millionen) für internationale
Touristenwerbung ausgibt, während
Australien US $ 75 Millionen (R 400
Millionen) investiert und 4 mal so
viele Touristen hat. Obwohl der Tou-
rismus in den letzten 4 Jahren um 
16% pro Jahr angestiegen ist, zog
Südafrika 1996 nur 0,2% der Welt-
touristen an. Forschungsergebnisse
zeigen, daß für zehn zusätzliche
Touristen ein neuer Arbeitsplatz ge-
schaffen wird. Angesichts der Rah-
menbedingungen für die Großkon-
zerne, sich auf die Globalisierung 
und den internationalen Wettbewerb
einzustellen und deshalb die Zahl 
der Beschäftigen zu verringern, ist 
der Tourismus ein wichtiges Feld für
Arbeitsplätze in der Zukunft.

Es ist nicht tragbar, bei dieser wertvol-
len Quelle des Staatseinkommens den
kürzeren zu ziehen. Außerdem darf es
nicht sein, daß sich das Verbrechen in
Südafrika einbürgert, wie es in Ruß-
land und Kolumbien geschehen ist.

Es hat lange ein Sprichwort in Finanz-
kreisen gegeben: „Wenn die USA
niest, erkältet sich der Rest der Welt.“
In einem afrikanischen – und beson-
ders südafrikanischen – Kontext,
spielt Südafrika tatsächlich eine ent-
scheidende Führerrolle, und die Risi-
ken eines Fall-Outs von negativen
Wachstumsszenarien in Südafrika, der
über den Kontinent verbreitet wird,
können einfach nicht unterschätzt
werden, besonders da das Land von
sehr anfälligen regionalen Partnern
umgeben wird, welche die südafri-
kanische Entwicklungsgemeinschaft
(SADC) bilden.

Die Sicherheitslage wandelt sich stän-
dig und wird neuen Bedrohungen
ausgesetzt. Dies findet statt vor dem
Hintergrund der wachsenden Interde-
pendenz und Globalisierung. Die Glo-
balisierung und die Unsicherheiten
und die Verwirrung, die damit ein-
hergehen, eröffnen neue Wege für
Verbrechen und Korruption.

Wirtschaftliche Interdependenz und
Globalisierung fördern neue Notla-
gen, die dem Verbrechen dienlich sind.

Präsident Bill Clinton hat dazu gesagt:
„Dieselbe Offenheit, die unser Leben
bereichert, wird auch von Kriminel-
len ausgenutzt.“

Das wachsende Problem des organi-
sierten internationalen Verbrechens
verlangt nach Neuüberlegungen tra-
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ditioneller Ideen zur Staatssouverä-
nität und nach steigender internatio-
naler Zusammenarbeit. Das traditio-
nelle Musterbeispiel internationaler
Beziehungen, in dem Staaten ihren
Vorteil im Verhältnis zu anderen Staa-
ten zu maximieren suchen, steht un-
ter wachsendem Druck, da es offen-
sichtlich wird, daß Staaten einer
allgemeinen Bedrohung von Gefah-
ren wie dem organisierten Verbre-
chen, die sie alle betrifft, gegenüber-
stehen. Auf diesem Gebiet, wie mit
anderen, ist das nationale Interesse so
mit seinem internationalen Äquiva-
lent verknüpft, daß internationale
Zusammenarbeit – und teilweise
Rückzüge vom traditionellen Konzept
der Souveränität – für die Interessen
von jedem nationalen Staat unab-
dingbar werden.

Die Bekämpfung des organisierten
Verbrechens in Südafrika ist eine
komplexe Aufgabe. Spezielle Metho-
den werden gebraucht, um komplexe
kriminelle Organisationen und For-
men von krimineller Aktivität zu
bekämpfen, die auf durchdachte Fi-
nanzgeschäfte angewiesen sind. In
der Öffentlichkeit wird das Problem
auf einen Mangel an politischem
Willen der Regierung reduziert, wer-
den zur Bekämpfung der organisier-
ten Kriminalität härtere Strafen und
sichtbarere Kontrollen propagiert, die
wiederum scheitern an dem Unver-
mögen der Regierung. Aktionen ge-
gen Verbrechen wie Waffenschieberei,
Überfälle und Geldwäsche sind ent-
scheidend für Versuche, mit bruta-
lem organisiertem Verbrechen fertig-
zuwerden.

Es gibt keine schnellen Lösungen. Es
besteht kein Zweifel daran, daß ein

einheitlicher Ansatz benötigt wird: 
Es ist unbedingt erforderlich, daß na-
tionale Gesetze und Durchführungs-
praktiken aufeinander abgestimmt
werden, um Nachforschungen zu er-
leichtern und um wichtige Informa-
tionen zwischen den zuständigen
Behörden zu beschleunigen.

Die Staatsreaktionen werden bis heu-
te verschleiert. Es gibt einen Mangel
an Zusammenarbeit und Informa-
tionsaustausch zwischen den ver-
schiedenen beteiligten Behörden. Mit
der Zeit muß man beginnen, die Mög-
lichkeit zu untersuchen, eine alleinige
nationale spezialisierte Ermittlungs-
behörde zu etablieren, zum Zwecke
der Bündelung von Mitteln und
Fähigkeiten. Obwohl dies noch in
weiter Zukunft liegt, haben Entschei-
dungsträger diese Idee aufgebracht.
Aktuelle Indizien deuten darauf hin,
daß, obwohl Staatsbehörden ziemlich
erfolgreich im Überwachen der Akti-
vitäten einer weitreichenden Anzahl
krimineller Gruppen gewesen sind,
sie wenig zur Anklage bringen konn-
ten. Ein Teil des Problems hängt mit
den begrenzten Mitteln zusammen,
die auf eine beschränkte Anzahl von
herausragenden Ermittlungsprojekten
begrenzt sind.

Ein Mangel an Fähigkeiten und Mit-
teln zwingt spezialisierte Einheiten,
nicht mehr Fälle zu übernehmen. 
Das Schlüsselproblem soweit ist die
Unfähigkeit der südafrikanischen Po-
lizeidienste, einen starken Kern von
erfahrenen und ausgebildeten Krimi-
nalbeamten hervorzubringen, die für
komplexere und spezialisiertere Er-
mittlungen herangezogen werden
könnten. Obwohl die Rolle der Behör-
den von außerhalb nützlich ist, wird
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die südafrikanische Polizeikraft im-
mer die Führungsabteilung bleiben
und seine Kriminalbeamten werden
das Wesentliche am Kampf gegen or-
ganisiertes Verbrechen sein.

Ich bin besonders gebeten worden,
über die Gründung von „Business
Against Crime“ zu sprechen und die
Rolle, die diese Organisation versucht
zu spielen, um die Regierung bei
ihrem Kampf gegen das Verbrechen
zu unterstützen. „Business Against
Crime“ wurde etwa vor drei Jahren als
Ergebnis einer Konferenz über Ver-
brechen gegründet, einberufen vom
Bankgewerbe. In den drei Jahren ihrer
Existenz hat sie sich zu dem Punkt
entwickelt, an dem es eine Business-
Against-Crime-Organisation mit fünf
Provinzorganisationen gibt, mit Sitz
in den Hauptbevölkerungszentren,
nämlich Gauteng, KwaZulu Natal,
dem westlichen Kap, dem östlichen
Kap und Mpumalanga. Die Organi-
sation hat ihre eigene Stellenbeset-
zung auf den National- und Provinz-
ebenen.

Gelder werden gänzlich von freiwilli-
gen Spenden der Geschäftswelt und
dem privaten Sektor bereitgestellt, und
es wird weder nach Regierungsmitteln
gestrebt noch werden sie unserer Sache
gegeben. Business Against Crime Natio-
nal hat vier Hauptprojektgebiete, an
denen es gegenwärtig beteiligt ist:

● Ein integriertes Rechtssystem, das
darauf ausgerichtet ist, einen unter
logischen Aspekten gemeinsamen
Informationsverbund einzuführen,
wobei der Informationsfluß mittels
der neuesten Informationstechno-
logie in die richtigen Kanäle ge-
lenkt wird. 

Es gibt vier Schlüssel zu dem beab-
sichtigten Programm:
– Verwaltung von Informationen

bzgl. der Kriminalität;
– Erleichterung gemeinsamer Täter-

identifizierung;
– Täterverfolgung und
– Fallverwaltung von dem Zeit-

punkt an, wenn ein Verbrechen
zur Gemeinschaftsüberwachung
durchgegeben wird.

Dies ist auf keinen Fall ein kurzfri-
stiges Projekt und erfordert fünf
Jahre zu seiner Vollendung.

● Wir streben an, die Qualifikation
im personellen Ausbildungsbereich
bzgl. Wirtschaftsverbrechen zu ver-
bessern, um Wirtschaftsstraftaten
zu ermitteln und strafrechtlich ver-
folgen zu können.

● Fahrzeugkriminalität – das Projekt-
team hier ist beteiligt an allen
Aspekten im Kampf gegen Fahr-
zeugkriminalität, die sich in den
letzten zwei Jahren über das ganze
Land erstreckt hat.

● Grenzkontrolle – unser Projekt-
team für Grenzkontrolle konzen-
triert sich auf erhöhte Grenzkon-
trollen, sowohl hinsichtlich der
Kontrolle illegaler Immigration als
auch den Schmuggel von verbote-
nen Gütern, Drogen usw..

Unsere Provinzorganisationen kon-
zentrieren sich natürlich auf lokalere
Unterstützung und sind besonders
aktiv bei der Entwicklung der Zusam-
menarbeit und Unterstützung sowohl
der Wirtschaft als auch der kom-
munalen Ebene, um die Wirksamkeit
von einzelnen Polizeirevieren aufzu-
bessern.

„Business Against Crime“ arbeitet eng
mit den jeweiligen Regierungsabtei-
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lungen, die am Kampf gegen das Ver-
brechen beteiligt sind, zusammen,
nämlich mit der Polizei, der Justiz
und den Strafvollzugsbehörden und
hat eine enge Verbindung zum Amt
für Verbrechensvorbeugung in seiner
Arbeit. Wir sehen unsere Aufgabe dar-
in, die Arbeit zu unterstützen und die
Kapazität zu erhöhen und sehen un-
sere Rolle kurz- bis mittelfristig an,
eine die hoffentlich bald unnötig wer-
den wird, da die verschiedenen Ab-
teilungen ihre eigene Kapazität anhe-
ben, um sich den Herausforderungen,
denen sie gegenüberstehen, zu wid-
men. Wir arbeiten auf einer zurück-
haltenden Basis und versuchen in
allen Fällen unterstützend zu sein.

Das Problem des organisierten Verbre-
chens in Südafrika kann nicht von
den Problemen des organisierten Ver-
brechens in der Region isoliert wer-
den. Jede Gegenstrategie sollte sich
auf regionale Initiativen konzentrie-
ren. Unglücklicherweise fehlen, ver-
glichen mit Südafrika, vielen Ländern
in der Region die grundlegendsten
Fähigkeiten und Ausrüstungen für 
das Erledigen dieses Themas. Es ist
selbstverständlich nicht genug, das
Problem innerhalb des Landes an-
zugehen, wenn so viele der Pro-
bleme außerhalb der Landesgrenzen
liegen.

Die relative Zerschlagung des organi-
sierten Verbrechens in Südafrika läßt
annehmen, daß es noch eine zeitliche
Gelegenheit gibt, während der pas-
sende polizeiliche Maßnahmen einen
wesentlichen Unterschied bewirken
können. Experten glauben, daß die
Zeit für kritisches Eingreifen inner-
halb des Zeitraums der nächsten drei
Jahre ist.

Einmal fest bestehend, sind organi-
sierte kriminelle Gruppen immens
schwer auszurotten. In der Schluß-
analyse jedoch ist die Entwicklung
des organisierten Verbrechens genau-
so mit der Effektivität der Kontrolle
verbunden wie mit der institutionel-
len Strenge des Staates. Die Einschät-
zung des Wachstums des organi-
sierten Verbrechens kann von dem
breiteren Thema der Regierungsweise
und wirtschaftlichen Entwicklung
nicht getrennt werden. Je schwächer
der Staat mit der Zeit wird, desto
wahrscheinlicher ist, daß kriminelle
Organisationen parallele und kon-
kurrierende Machtformen bilden wer-
den, die schwierig zu verdrängen sein
werden.

Jede Art von Verbrechen verhindert
die Entwicklung des Landes, indem es
Ausgaben für Bildung, Wohnungs-
bau, Gesundheit und andere Gebiete
viel weniger effektiv macht, als sie
sein könnten. Zufälliges, opportuni-
stisches Verbrechen ist fast unver-
meidbar in jeder Gesellschaft, aber
wenn große Syndikate mit enormen
Mitteln beginnen, eine Gesellschaft
in den Griff zu bekommen, werden
die Ergebnisse nicht nur destruktiv
sein, sondern auch antidemokratisch.

Im südlichen Afrika wie anderswo,
stehen Staaten, die glauben, daß sie
den Kampf gegen Verbrechen ohne
das Teilen von Mitteln und Fähigkei-
ten mit anderen Staaten gewinnen
können, einer sicheren Niederlage ge-
genüber. Südafrika steht der Realität
gegenüber, daß Verbrechen – und die
Wahrnehmung, daß der Staat nicht in
der Lage ist, es zu bekämpfen – viel-
leicht die größte Bedrohung für seine
neue Demokratie ist.
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Südafrika hat das Potential, eine be-
deutendere Wirtschafts- und politi-
sche Macht zu werden. Südafrikas
Zukunft kann nicht von Afrikas Zu-
kunft getrennt werden, vorausgesetzt,
das Land spielt die zentrale Rolle in
Wirtschafts- und politischen Ange-
legenheiten des Kontinents. Afrika
versucht gerade langsam seinen Platz

in der modernen Welt zu finden. Ein
Südafrika, wo organisiertes Verbre-
chen die Kontrolle übernommen hat,
wird diesen Prozeß untergraben. Ein
Südafrika, wo organisiertes Verbre-
chen die Kontrolle übernommen hat,
liegt nicht im Interesse des Landes,
des Kontinents oder der internationa-
len Investoren.



Dieser Beitrag skizziert jene Sicher-
heitsbedenken, die sich aus der
Debatte über Migration/Immigration
und Kriminalität im Zusammen-
hang mit Ausländern in Westeuropa
ergeben. Die Absicht ist, die kon-
zeptionellen Tendenzen zu beleuch-
ten, die populäre Medien und poli-
tische Führer dazu bringen, eine
„Festung Europa“ zu fordern, um Im-
migranten draußen zu halten, als eine
Maßnahme gegen die internationale
Kriminalität, während die aktuellen
Notwendigkeiten zur Kriminalitäts-
prävention woanders liegen.

Einige Elemente, die das Zusammen-
spiel von Immigrations-/Asylpolitik
und der internationalen Mobilität
von Kriminellen darstellen, die in
Westeuropa wohnen (legal oder ille-
gal) oder einfach ein- bzw. durch-
reisen, werden hier dargestellt. In
diesem Sinne beginnt der Text mit
einer Diskussion über die verschie-
denen Kategorien von „Ausländern“,
die als Flüchtlinge, Wirtschaftsflücht-

linge oder wegen einer Vielzahl ande-
rer Tätigkeiten nach Europa kommen.
Die verschiedenen Kategorien krimi-
neller, gewalttätiger oder korrupter
Aktivitäten werden aufgeführt, die
Sicherheitskräfte, Polizei- und Regie-
rungsbeamte, Sozialarbeiter, Wohl-
fahrts-/Arbeitslosenämter, Flüchtlings-
hilfswerke, Menschenrechtsorganisa-
tionen und andere mit Besorgnis
erfüllen.

Beispiele werden hauptsächlich aus
der Schweiz und Deutschland an-
geführt, das heißt aber nicht, daß
ähnliche Bedingungen in anderen
westeuropäischen Ländern auszu-
schließen sind. Die Frage wird ge-
stellt, ob Ausländer mehr Straf-
taten begehen als die einheimischen
Staatsbürger Westeuropas und einige
Schlüsse werden gezogen, was die
Haltung der Inländer gegenüber den
Ausländern betrifft und das Gefühl
von Unsicherheit und den Mangel an
Vertrauen in die nationale innere
Sicherheit.

Internationale Kriminalität 
und Migration:

Eine wachsende Herausforderung 
für die Sicherheit in Staat

und Gesellschaft

Olivier Brenninkmeijer1
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Die gezogenen Schlüsse sollen die Art
der Friktionen herausstellen, bei de-
nen die Bemühungen um nationale
und internationale Kriminalitätsprä-
vention gegen Reise-, Immigrations-
und Asylpolitik stehen, mit dem Ziel,
die spezifischen Sicherheitsbedenken
zu lokalisieren, die im politischen
Tun und den gesetzlichen Reformen
berücksichtigt werden müßten.

1. Einführung

Es erfordert Mühe, das Thema Asyl,
Ausländer und Kriminalität zu disku-
tieren! Mühe, weil auf der einen Seite
nachdrückliche Meinungen, populäre
Mythen, Ängste, fremdenfeindliche
Simplifikationen und politisch emp-
findliche Gefühle die Aufmerksam-
keit beherrschen und auf der anderen
Seite für die Entscheidungsträger der
Regierungen in allen Abteilungen, die
sich mit der sozialen Ordnung und
der Inneren Sicherheit befassen, eini-
ge ernsthafte Herausforderungen be-
stehen.

Die Probleme, die hier auftauchen,
betreffen direkt die internationale
Migration (Flüchtlinge, Wirtschafts-
flüchtlinge, Asylbewerber u. a.) und
die Notwendigkeit der Kriminalitäts-
prävention über die internationalen
Grenzen hinweg. Diese Notwendig-
keit kann Reibungspunkte hervorru-
fen, wenn die diskutierten Reformen
zur Verbesserung der Methoden zur
Kriminalitätsbekämpfung mit ande-
ren Interessen aufeinanderprallen.

Zum Beispiel:

● Eine Verbesserung und besonders
eine Straffung der Asylgesetze könn-

te mit den Zielen von Menschen-
rechtsaktivisten und Flüchtlings-
hilfswerken in Konflikt kommen.

● Die Verbreiterung der öffentlichen
Unterstützung, neuen Immigran-
ten bei der Integration in lokale
Gemeinschaften zu helfen, wird oft
durch nationalistische oder rechts-
lastige politische Parteien behin-
dert.

● Die Verstärkung der Grenzkon-
trollen, um illegale Migranten zu
stoppen, kann Konflikte mit dem
Wunsch nach einer schnellen Ab-
fertigung von gewerblichen Trans-
porten und Ferienurlaubern an der
Grenze nach sich ziehen.

● Reisende aus Ländern mit dem Ver-
dacht des „Export von Krimina-
lität“ zu beschränken, stünde nicht
in Übereinstimmung mit der Tou-
rismusindustrie, die hofft, viele rei-
che Touristen anzuziehen.

● Zunehmende polizeiliche Macht,
privaten Gesprächen „zuzuhören“
und kriminologische Informatio-
nen zu sammeln, stellt sich unver-
meidlich dem Recht des Bürgers
nach Privatheit entgegen.

● Das Bedürfnis der Kriminalpolizei
nach Informationen über illegale
Gelder steht im Widerspruch mit
den Interessen des Finanzsektors
und der Privatbanken, die die Pri-
vatsphäre ausländischer Investoren
schützen wollen.

● Die Regierungen könnten eine Ver-
besserung ihrer Kooperation mit
anderen Ländern gebrauchen, um
Betrug und Steuerhinterziehung zu
verhindern, aber eine Politik der
internationalen Kooperation zur
Kontrolle der Steuerhinterziehung
kommt in Konflikt mit den wirt-
schaftlichen Plänen in vielen klei-
nen Ländern, für das ausländische
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Investment attraktiv zu sein, indem
man die Steuerhinterziehung auslän-
discher Investoren nicht kriminali-
siert, etc..

Dieser „Mix“ von Sachverhalten be-
rührt fünf prinzipielle Themen:

● Die „Ausländer“ als Täter;
● Kriminalität und Aggression als die

Dinge, die uns betreffen;
● die Institutionen der Regierung,

die verantwortlich sind, diese zu-
vor genannten durch zwei Maß-
nahmen zu kontrollieren, nämlich

● internationale Reise/Migrationsbe-
schränkungen und

● nationale und internationale Kri-
minalitätsprävention.

Es ist klar, daß die Entscheidungsträ-
ger der Regierung sich verschiedenen
Herausforderungen in allen Bereichen
zur gleichen Zeit widmen müssen.
Von Bedeutung sind hier:

● Die Integration neuer Immigranten
und ausländischer Arbeitskräfte,

● Asylbestimmungen,
● Grenzkontrollen, um die illegale Ein-

wanderung und grenzüberschreiten-
de Kriminalität abzuwehren,

● polizeiliche Zusammenarbeit unter
den nationalen Regionen und un-
ter den Schengen /EU und Nicht-
EU-Ländern,

● „Zensur“-Bestimmungen für be-
stimmte Arten von Gewalt und
Kriminalität in der Unterhaltung
und im Internet,

● Reduzierung der Konsumnachfrage
nach illegalen oder unerwünsch-
ten Gütern und Dienstleistungen
durch Aufklärung der Öffentlich-
keit und die Zusammenarbeit von
Polizei und Gesellschaft und

● Kooperation der Polizei mit der
Privatindustrie zur Verhinderung
von Geldwäsche, Menschenhan-
del, Steuerhinterziehung und Be-
trug.

2. Alle „Ausländer“ sind gleich,
aber manche sind gleicher als
andere oder: Alle Ausländer
besitzen ausländische Pässe,
aber manche sind „ausländi-
scher“ als andere

Der Titel erfordert hier sofort eine
Definition des Wortes „Ausländer“.
Gesetzlich und objektiv gesprochen
ist ein Ausländer Bürger eines ande-
ren Staates als desjenigen, in dem er
oder sie sich gerade aufhält. Aller-
dings sind Ausländer sozial und
subjektiv jedoch diejenigen, die als
solche „angesehen“ werden – unab-
hängig davon, welchen Paß diese
Individuen besitzen.

Ausländer waren „Outsider“ seit dem
Beginn der menschlichen Gesell-
schaft und seit dem Aufkommen des
Nationalstaates sind sie alles, vom
willkommenen Urlauber, der sein
Geld ausgibt, bis zum ungewollten
Eindringling, der den Ortsansässigen
Brot und Arbeit wegnimmt. Die Diffe-
renzierung zwischen dem „erwünsch-
ten“ und dem „unerwünschten“ Aus-
länder führt zu der Frage, wie es zu
solchen subjektiven Definitionen
kommt?

In sehr einfachen Sätzen können wir
zusammenfassen, daß im Unterschied
zu dem kameratragenden Touristen
die Akzeptanz eines Ausländers in
einem Land im Verhältnis zu seiner
oder ihrer Ähnlichkeit oder der Über-
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einstimmung mit der „normalen“
einheimischen Masse steigt.

Für die staatlichen Autoritäten unter-
scheiden sich Ausländer einfach nach
der Farbe ihres Passes und der Auf-
enthaltsgenehmigung, die sie besit-
zen. In den meisten westeuropäi-
schen Ländern liefert die folgende
Liste einen Hinweis auf die Voraus-
setzungen, nach denen Ausländer
eine Erlaubnis erhalten können, im
Gastland zu bleiben:

● Diplomatisches Korps der Botschaf-
ten und Gesandtenbüros mit ihrem
Hilfs-/Sicherheitspersonal,

● Staatsbeamte und unterstützendes
Personal in internationalen Orga-
nisationen,

● internationale Arbeiter in Grenz-
regionen mit speziellen Arbeits-
genehmigungen,

● Saisonarbeiter, die für eine be-
grenzte Zeit bleiben,

● ausländische Beschäftigte der inlän-
dischen Industrie, die zeitlich festge-
setzte Genehmigungen haben, die
für die Dauer der Beschäftigung oder
Geschäftstätigkeit erneuert werden,

● Ausländer mit temporären Aufent-
haltsgnehmigungen wie Studenten,
Auszubildende oder Pensionäre, die
nicht wegen Geschäften/Beschäfti-
gung im Land sind,

● Migranten und Flüchtlinge, die um
Asyl bitten und die Erlaubnis ha-
ben, sich frei zu bewegen, bis ihre
Nachfrage bearbeitet wurde,

● Asylbewerber, die keinen Flücht-
lingsstatus oder aus anderen Grün-
den keine Erlaubnis erhalten ha-
ben, im Lande zu bleiben und die
eine begrenzte Anzahl von Tagen
oder Monaten haben, bis sie aus-
reisen müssen,

● Asylbewerber, die abgelehnt wur-
den, aber erfolgreich um eine weite-
re Anhörung gebeten und die daher
eine weitere zeitliche Aufenthaltsge-
nehmigung erhalten haben, solange
ihr Fall nochmals geprüft wird,

● Personen, die (noch) keine Bürger
sind, sich aber im Prozeß der Ein-
bürgerung befinden (was in ver-
schiedenen europäischen Ländern
unterschiedliche Zeiträume bean-
sprucht) und

● Ausländer, die innerhalb des erlaub-
ten Zeitraums für Touristen reisen.

Letztlich gibt es noch verschiedene
Arten von illegalen Ausländern, die 
in einem Land für unterschiedliche
Zeiträume leben, ohne von den zu-
ständige Behörden „gefunden“ worden
zu sein:

● Ausländer, die das Land möglicher-
weise als Touristen oder Zeitarbeiter
betraten, ihr zeitbezogenes Visum
oder andere Genehmigungen aber
überzogen haben und die niemals
offiziell ihre Einreise oder ihren Ver-
bleib gemeldet haben.

● Ausländer, die heimlich auf eigene
Faust oder mit Hilfe einer organisier-
ten Schleusergruppe eingereist sind.

Die letzten sieben Kategorien von Aus-
ländern (siehe zuvor) sind von größter
Bedeutung im Zusammenhang von
Immigration und der Bekämpfung der
Kriminalität.

3. Migration: Viele Menschen
kommen, wenige gehen

Die größte Sorge unter Westeuropäern
ist die Sicherheit des Arbeitsplatzes
und die wirtschaftliche Stabilität. Eng
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verbunden mit diesen Sorgen sind
Probleme, die mit Migration und Kri-
minalität verwandt sind, wie die in-
ternationale Organisierte Kriminalität
und die illegale Einwanderung.

Als Antwort haben viele Regierun-
gen in Westeuropa der Verschärfung
ihrer Asyl-/Einwanderungsgesetze zu-
gestimmt und versuchen, sich dem
Einwanderungsdruck an ihren Gren-
zen entgegenzustemmen. Das Schen-
gener Abkommen und der Vertrag
von Amsterdam, die zu Regelwerken
der Einwanderung nach Westeuropa
wurden, schaffen den Eindruck einer
„Festung“, die nur legal wohnhaften
Personen der 15 Mitglieder Bewe-
gungsfreiheit erlaubt.

Die Einwanderungsströme in die EU,
in die Schweiz und andere west-
europäische Länder werden in stei-
gendem Maße durch Asylbewerber
und illegale (heimliche) Einwanderer
charakterisiert. Diese zwei Kanäle er-
setzen die früher legalen und am
Gastarbeiterbedarf orientierten Ein-
wanderungsmöglichkeiten, die seit den
frühen 80er Jahren zunehmend er-
schwert werden.2

Einige Analysten warnen vor einer
Einwanderungswelle, die in den näch-
sten 30 bis 50 Jahren Westeuropa in
einen gemischten Vorort Osteuropas,
des Balkans, Rußlands, Nordafrikas
und Chinas verwandeln wird. Frühere
einheimische Bevölkerungen wie die
nordamerikanischen Indianer verlo-
ren ihre Kultur und ihr Land, weil sie
die Einwanderung nicht kontrollieren
konnten. Übertreibungen beiseite las-
send sind es doch die Ängste vor dem
Verlust von Identität, demokratischen
Freiheiten und wirtschaftlichen Stär-

ken, die jetzt in Form von Warnun-
gen durch Wissenschaftler und Polit-
analysten geäußert werden.3 Jetzt
müssen die westlichen Länder nicht
nur lernen, unter Beibehaltung der
konstitutionellen Demokratie, der
Menschenrechte und der liberalen
Freiheiten mit dem globalen Wettbe-
werb in der Wirtschaft fertigzuwer-
den, sondern sie müssen auch lernen,
den beständigen Zustrom von Ein-
wanderern, deren Integrations- und
Assimilationsprobleme in westlichen
Gemeinschaften und die Krimina-
litätsraten zu bewältigen, die durch
die Sichtbarkeit der ausländischen Tä-
ter beeinflußt werden. Was heißt das
für Westeuropa und die Bekämpfung
der Kriminalität in einer wachsenden
Gesellschaft, die scheinbar immer
mehr ethnisch gemischt wird?

Eine klare Schlußfolgerung – und für
einige Leute eine beängstigende – ist
die, daß die Gesellschaft Westeuropas
zunehmend gemischt wird. Der Be-
völkerungszuwachs spielt unvermeid-
bar eine Hauptrolle bei den Migra-
tionstrends. Zum Beispiel: Während
die einheimische europäische Bevöl-
kerung bei einer durchschnittlichen
Familie mit weniger als 2 Kindern
nicht wächst, erleben die Auswande-
rerländer einen entgegengesetzten
Trend.

Die Geburtenrate in den nordafrikani-
schen Maghreb-Staaten ist drei- bis
viermal höher als in den europäi-
schen Ländern. Mit anderen Worten,
eine Frau in Westeuropa hat durch-
schnittlich ein oder zwei Kinder,
während ihr Pendant in Marokko,
Algerien, Tunesien, Libyen oder Ägyp-
ten drei bis sechs Kinder hat. Außer-
dem wird im Norden des Mittel-
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meeres der Anteil der über 60jährigen
Menschen im Jahre 2020 rund 26%
erreichen. Im Gegensatz dazu wird in
22 Jahren in Nordafrika der Anteil der
über 60jährigen bei 12% der Gesamt-
bevölkerung liegen.4 Die Maghreb-
Länder sehen sich jetzt und in den
kommenden Jahrzehnten einer über-
wiegend jungen Bevölkerung gegen-
über, die nur geringe Aussichten auf
Beschäftigung und wirtschaftliche
Entwicklung hat und, um das Poten-
tial der Wanderungen nach Norden
herauszuheben, deren Bezugs- (und
Vergleichs-) Länder für soziale und
wirtschaftliche Entwicklung diejeni-
gen in Westeuropa sind.5 (Fernseh-
bilder über das gute Leben nördlich
des Mittelmeeres haben das unzwei-
felhaft gefördert).

All das heißt, daß sich Europa mit
dem „Erreichen der Volljährigkeit“
von 40% der Bevölkerungen Nord-
afrikas wird beschäftigen müssen; also
junge Frauen und Männer, die nicht
so leicht einen Job finden können,
weil die Arbeitslosigkeit in ihren
Heimatländern immer noch zwischen
15 und 30% schwankt und die ver-
suchen werden, nach Europa auszu-
wandern auf der Suche nach Arbeit.6

Es ist bekannt, daß Auswanderer ih-
ren Verwandten folgen und dazu ten-
dieren, in Länder zu immigrieren, in
denen sie schon eine etablierte Ge-
meinschaft von Einwanderern findet,
die ihre Sprache spricht und ihnen
hilft, sich einzugewöhnen.

Diese ethnische Dimension der Ein-
wanderungsströme kann auch sehr
gut ein familiäres Umfeld schaffen, in
dem kriminelle Beschäftigungen aus
der Heimat in die Gastländer übertra-
gen werden.7

Die Zahlen für Immigration und
illegale Einwanderung sind beein-
druckend. Ein kürzlich erschienener
Artikel in The Economist (4. April
1998, S. 29) stellt dar, daß rund 1 Mil-
lion Menschen jedes Jahr legal in die
EU einreist. Das ist ungefähr die glei-
che Anzahl Immigranten, die die USA
und Kanada im Jahr aufnehmen. Die
meisten schließen sich ihren Familien
an oder schaffen es, ungesehen einzu-
reisen und dann Asyl zu beantragen –
und manchmal lange genug zu blei-
ben, um für eine dauerhafte Amnestie
in Frage zu kommen.

Die Hoffnungen auf Arbeit und bes-
sere Lebensbedingungen oder eine
Geschäftstätigkeit (legal und/oder il-
legal) aufzunehmen, sind die Haupt-
gründe für eine Auswanderung nach
Westeuropa.

Wegen der steigenden Zahl der Asyl-
anträge in den letzten Jahren haben
viele Länder Westeuropas zunehmend
die Möglichkeiten für illegale Einwan-
derer, einen Asylantenstatus zu erhal-
ten, „eingeschränkt“, besonders wenn
die Anträge nur aufgrund der Gefahr
einer Ausweisung aus dem Land ge-
stellt wurden. Aber da die Gesetze 
für Asyl und den ständigen Aufent-
halt strenger werden, nimmt die ille-
gale Einwanderung zu. Es ist unmög-
lich, genau zu wissen, wieviele
Menschen ohne Aufenthaltsgeneh-
migung in Westeuropa leben. Jonas
Widgren vom Internationalen Zen-
trum für die Entwicklung der Einwan-
derungspolitik in Wien schätzt, daß
zwischen 150.000 und 300.000 Per-
sonen jedes Jahr illegal nach West-
europa einreisen und heute bereits
über 2,5 Millionen Personen illegal
hier leben. Von dieser Zahl haben
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rund 1 Million in Italien ihren Wohn-
sitz und eine halbe Million in
Deutschland.8

Deutschland ist das beliebteste Ziel-
land der legalen und illegalen Ein-
wanderer, im Jahrzehnt bis 1995 sind
rund 2,4 Millionen Immigranten ge-
kommen. Trotzdem, im Verhältnis
zur einheimischen Bevölkerung ist
der Prozentsatz der Ausländer in
Luxemburg und der Schweiz am
höchsten (rund 17% ohne interna-
tionale Staatsbedienstete und das
diplomatische Korps), während er in
Deutschland 8,8% und in Frankreich
6,3 % beträgt.9

Es gibt bekannte Migrationsbewe-
gungen vom Süden und Osten in 
die westlichen Industrieländer, die
nicht zu verschwinden scheinen. Ver-
schiedene Routen für die Einreise der
illegalen Einwanderer nach Westeuro-
pa sind Polizei und Grenzschützern
bekannt: Eine führt von der Türkei
nach Italien und weiter nach Frank-
reich, Österreich, die Schweiz und
Deutschland, etc.. Eine andere Route
geht über die Türkei durch die Bal-
kan- und südosteuropäischen Staaten
in die EU. Eine dritte ist der Nord-
afrika-Mittelmeer-Weg über die Iberi-
sche Halbinsel und Frankreich, wäh-
rend eine vierte die russische ist, über
die Einwanderer nach Nordost-Euro-
pa kommen. Schließlich reisen Ein-
wanderer auch per Flugzeug nach
Europa, entweder mit falschen Papie-
ren, besitzen gar keine bei der An-
kunft oder sie kommen mit Touristen-
visa und kehren nicht mit dem
festgesetzten Flug zurück.

Ungefähr 80% aller illegalen Einwan-
derern wird durch hochspezialisierte

und gut organisierte Gruppen „gehol-
fen“, die zahlende Migranten in das
Land ihrer Wahl bringen. Und nicht
nur gesunden und kräftigen Einwan-
derern wird nach Westeuropa ge-
holfen, viele dieser Organisationen
gebrauchen ihre Netzwerke auch für
den Handel mit Prostituierten und
illegalem Rauschgift. Über diese
etablierten Gruppen – und oft mit
einem aktiven Beitrag ihrer „Kun-
den“, die regelmäßig beträchtliche
Schulden bei ihnen aufnehmen, um
ihre Reise in den Westen abzuzahlen –
breiten sich kriminelle Aktivitäten
rapide dort aus, wo die Märkte am
lukrativsten sind. Solche Märkte für
Waren und Lohnarbeiter krimineller
Aktivitäten sind meistens in städ-
tischen Gebieten mit höherer Ar-
beitslosenrate, verbunden mit großen
Ghettos oder Einwandererpopulatio-
nen, zu finden.

4. Statistische Probleme: Nicht
alle Daten sind gleich, manche
sind gleicher als andere

Es ist sehr wichtig, zu erkennen, daß
statistische Daten über Einwanderung
wie auch Kriminalität oft eine spe-
zifische Interpretation widerspiegeln
und wirklich nur einen eingeschränk-
ten Blick auf die aktuellen Bewe-
gungen und Taten der Leute geben.
Terminologische Definitionen, der
Gebrauch der Wörter und Begriffe
und die Methoden, Zahlen aus ver-
schiedenen Kategorien zusammenzu-
fassen, variieren unter den meisten
statistischen Datenerfassungen. Da-
her werden Begriffe wie „ansässige
Ausländer“, „Verbrechen“, „kriminel-
ler Akt“, „strafbar nach dem Strafge-
setz“, „Inhaftierung“ oder „Schikanie-
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rung“ in den Ländern unterschiedlich
definiert und dies sogar unter den
Körperschaften der Verwaltung, der
Inneren Sicherheit und der Justiz
innerhalb der meisten Länder. Ein
Beispiel ist, wenn ein „Ausländer“ sei-
ne Nationalität ändert, dann kann er
oder sie im Einbürgerungsverfahren
unterschiedlich definiert werden.
Außerdem können das diplomatische
Personal oder internationale Staats-
bedienstete ebenfalls aus der Auslän-
derstatistik ausgeschlossen werden,
obwohl auch Diplomaten für die Be-
teiligung an kriminellen Aktivitäten
bekannt sind.

Gründe für die Ungleichheit der Da-
ten in Kriminalstatistiken kommen
oft daher, daß der Status der Täter als
legaler oder illegaler Einwohner, als
Asylbewerber oder Arbeiter unter den
Ländern Europas differiert. Vergleiche
sind bestenfalls schwierig oder kön-
nen selten ein klares Bild liefern.10

Ein einfacher Grund ist, daß die be-
legten Daten über die Personen, die 
in den Polizeistationen eines Verbre-
chens verdächtigt werden, als Krimi-
nelle angeklagt, festgenommen und
registriert oder diejenigen, die gerade
in Folge eines legalen Prozesses verur-
teilt wurden, sich unterscheiden und
oft das Ergebnis dessen sind, wie ihre
Verfasser – die Büros, die die Daten
sammeln – ihre Fälle beurteilen. Zum
Beispiel: Nicolas Queloz schreibt, daß
Statistiken über verdächtigte Krimi-
nelle, die von der Polizei verfaßt wur-
den, immer eine höhere Zahl von Ver-
brechern zeigen als die Daten, die 
von den Rechtsverwaltungsbüros und
den Gerichten über beschuldigte und
wirklich verurteilte Personen zusam-
mengestellt werden.11 Schließlich ist
die Anzahl der inhaftierten Personen

wieder anders und oft schwer in Ver-
bindung zu bringen mit den Polizei-
statistiken, weil rechtliche Entschei-
dungen über die Art der Bestrafung
nicht nur durch das begangene Ver-
brechen beeinflußt werden, sondern
auch durch die Stellung des Beschul-
digten und sein oder ihr Strafregister
(wenn verfügbar).

Es sollte hier auch festgestellt werden,
daß die illegale Einreise in ein Land in
vielen europäischen Staaten nicht als
ein Verbrechen angesehen wird und
der Aufenthalt in einem Land für län-
gere Zeit ohne offizielle Meldung oder
Aufenthaltsgenehmigung nicht als
illegal bewertet wird, wenn die Person
um Asyl bittet. Daher muß unter
Berücksichtigung der illegal in einem
Land lebenden Ausländer der Krimi-
nalitätsbegriff gemäß den Verände-
rungen bei den Asyl- und Einwande-
rungsgesetzen neu definiert werden.

5. Kriminelles und gewalttätiges
Verhalten: Wo sind die 
„Ausländer“?

Von Interesse ist hier ein Verhal-
ten, das alle nationalen Institutionen 
für „innere“ Sicherheit betrifft z. B.
Polizeiämter, Grenzkontrollen, Öffent-
liches und Strafrecht, Sozialämter,
Arbeitsämter, Flüchtlingshilfswerke,
Menschenrechtsorganisationen und
andere. Aber was ist ein Verbrechen
und was ist gewalttätiges Verhalten?
Nach der Definition ist ein Verbre-
chen eine Verletzung des Öffent-
lichen Rechts durch einen Akt oder
eine Unterlassung, unabhängig von
einem Verhalten, das wir als unsitt-
lich oder unmoralisch ansehen wür-
den. Im Gegensatz zu einem Verbre-
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chen, das gesetzlich definiert ist, ist
gewalttätiges Auftreten nur dann kri-
minell, wenn es gegen rechtliche
Grundsätze oder die Menschenrechte
verstößt. Von Bedeutung ist hier die
vorsätzliche Tat, die andere Menschen
physisch oder psychisch verletzt und
damit die gesellschaftliche Ordnung
stört.

Neben den zuvor erwähnten Er-
läuterungen müssen wir mit dem
Wort „Ausländer“ auch Westeuropäer
(oder EU-Bürger) miteinbeziehen, die
bei einer kriminellen Betätigung in
einem anderen westeuropäischen 
(oder EU-) Land erwischt oder ver-
dächtigt werden. Ausländer aller Art
werden bei den gleichen kriminellen
Betätigungen gefaßt, in denen auch
einheimische Kriminelle tätig sind.
Die einzigen Straftaten, die rein von
inländischen Staatsbürgern began-
gen werden, sind die, die direkt gegen
Ausländer gerichtet sind sowie „frem-
denfeindliche“ Tätigkeiten durch Anti-
Immigrantengruppen oder Anhänger
fremdenfeindlicher, rechtsextremer Be-
wegungen und Parteien.

Wir müssen daher fragen, ob „Aus-
länder“ außerhalb Westeuropas eine
größere Tendenz zur Beteiligung an
Straftaten haben als Einheimische in
ihren eigenen Ländern. Die Antwort
ist für die meisten kriminellen und
strafbaren Akte „nein“. Es gibt einige
kriminelle oder gewalttätige Aktivi-
täten, bei denen Ausländer dafür
bekannt sind, sich mehr zu betätigen
als Einheimische. Das sind typischer-
weise Aktivitäten, die eine enge Zu-
sammenarbeit mit Personen anderer
Länder erfordern, oder die banden-
bezogen sind oder die ihre Unterneh-
men in engen kommerziellen oder

ethnischen Kreisen plazieren. Auslän-
der wurden in einer beträchtlichen
Anzahl von Aktivitäten wie Drogen-
handel, Autodiebstahl, Schleusen von
illegalen Einwanderern, Ausweisfäl-
schung, Handel mit militärisch-strate-
gischen Informationen oder entspre-
chenden gefährlichen Materialien,
Kreditkarten-Betrug, Handel von se-
xuellem oder (hartem) pornographi-
schen Material, Handel mit Frauen
und Jugendlichen, Geldwäsche, ille-
galer Handel mit industriellen Roh-
stoffen und Gütern, Handel mit Ta-
bakwaren (meist um den Einfuhrzoll
zu umgehen), Betrug in Gebieten mit
EU-Subventionen, Bestechung von
Regierungs- oder Sicherheitsbeamten,
Entführung zur Gelderpressung und
in geringerer Zahl Kinderhandel (zur
illegalen Adoption oder Pornogra-
phie) und Organhandel aufgedeckt.12

Eine andere Aktivität, bei der „Aus-
länder“ beteiligt sind, ist die Umge-
hung der heimischen Einkommens-
steuer für finanzielle Anlagen, indem
sie ihr Geld in Ländern anlegen, in
denen Steuerhinterziehung von Aus-
ländern keine Straftat ist. Während
das an sich noch kein Delikt von
direkter Bedeutung für eine Studie
über Gewalt und Kriminalität ist, sind
diese Steuerhäfen, die manche Länder
anbieten, eine Einladung zum Anle-
gen und zur „Wäsche“ von Schwarz-
geld und sie können ein Magnet für
ausländische Kriminelle sein, die
große Profite aus dem illegalen Han-
del ziehen oder andere Straftaten be-
gehen.

Die Zahl der verdächtigten Kriminel-
len und Personen, die in westeuropäi-
schen Gefängnissen inhaftiert sind,
ist in den meisten Ländern seit dem
Ende des Kalten Krieges gestiegen.13



Internationale Kriminalität und Migration 53

Unter den von der Polizei festge-
nommenen und im Gefängnis sitzen-
den verdächtigen Straftätern befin-
den sich verschiedene Nationalitäten,
nicht-einheimische Westeuropäer und
Ausländer von außerhalb Westeuro-
pas. In Deutschland zum Beispiel sind
12% aller verdächtigten Ausländer
EU-Bürger. Diese Zahl ist seit 1989
relativ konstant geblieben, während
die Anzahl der verdächtigten nicht-
EU-Bürger in Deutschland beträcht-
lich gestiegen ist.14

In der Schweiz war die Anzahl der
einer strafbaren oder kriminellen
Handlung verdächtigten Ausländer 
in Kategorien wie Drogenhandel, 
Beschaffungskriminalität, Einbruch,
Fahrzeugdiebstahl, Raub, Vergewalti-
gung, Überfälle (Körperverletzung)
und Totschlag höher, verglichen mit
Frankreich, Deutschland oder Schwe-
den.15 All das impliziert, daß, obwohl
die Schweizer 80% der Gesamtbe-
völkerung stellen, sie in weniger als
50% der begangenen Straftaten ver-
dächtigt werden. Mit anderen Wor-
ten, 51,1% aller von der Schweizer
Polizei ermittelten strafbaren Hand-
lungen 1997, wurden von Auslän-
dern begangen. Doch obwohl der An-
teil der nicht-schweizerischen Täter
grundsätzlich anstieg, stieg er mehr
bei den nicht-wohnhaften (oft illega-
len Ausländern) als bei den legal nie-
dergelassenen, besonders im Bereich
der Gewaltkriminalität.16

Mit anderen Worten sind über die
Hälfte aller ausländischen Verdächti-
gen ohne Aufenthaltsgenehmigung
in der Schweiz, d.h. sie sind offiziell
Touristen und ihre Herkunftslän-
der sind im allgemeinen nicht be-
kannt.17

Eine ähnliche Schlußfolgerung kann
für Deutschland gezogen werden, wo
die von alleinreisenden Kriminellen
oder organisierten Gruppen begange-
nen Straftaten beträchtlich sind. We-
nigstens ein Viertel aller Straftaten,
die nachweislich von Ausländern aus-
geführt worden sind, wurden von Per-
sonen verübt, die entweder illegal in
Deutschland waren oder für eine kur-
ze Zeit durch das Land reisten. Mehr
als ein Viertel aller Strafverdächtigen
(einschließlich der deutschen Staats-
bürger) für den Handel und Verkauf
von illegalem Rauschgift und Mord
waren Asylbewerber.18

In Deutschland umfaßten 1994 Aus-
länder 58,7% aller verdächtigen Mit-
glieder organisierter krimineller Ban-
den. Der Anteil der Ausländer in der
Organisierten Kriminalität ist auf
rund 60% gestiegen, was für Gruppen
in der Organisierten Kriminalität
heißt, daß die hohe geographische
Flexibilität ihrer Mitglieder berück-
sichtigt werden muß.19 Die größte
Gruppe der in Deutschland festge-
nommenen verdächtigen und krimi-
nellen Nichtdeutschen kam aus der
Türkei, gefolgt von Angehörigen der
Staaten des früheren Jugoslawien.20

Ein weiterer Indikator für die interna-
tionale Dimension der Kriminalität ist
das Beispiel der deutschen Untersu-
chungen Organisierter Kriminalität,
die ergaben, daß 77% aller Straftat-
analysen für 1996 eine internationale
Dimension hatten, nur 9,9 % auf re-
gionale Aktivitäten beschränkt waren
und 13,1 % sich über mehr als eine
Region in Deutschland erstreckten.21

Eine generelle Schlußfolgrung ist hier,
daß die Wohnsituation der Ausländer
in allen westlichen Ländern ein klarer
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Faktor ist, der kriminelles oder
strafbares Verhalten beeinflußt. Aus-
länder, die z. B. länger in Westeuropa
leben und die eine feste Aufent-
haltsgenehmigung haben, sind weit
weniger an kriminellen Aktivitäten
beteiligt als illegale Einwanderer, Be-
sucher/Touristen, Asylbewerber oder
Personen mit sonstigen kurzfristigen
Aufenthaltsgenehmigungen.

Zur Verdeutlichung: Asylbewerber
richten sich nicht ein, sondern müs-
sen manchmal lange auf das Ergebnis
ihres Antrages warten und sind da-
durch nicht motiviert, sich in das
Gastland zu integrieren. Das Asylver-
fahren (Antrag-Warten-Antwort-Blei-
ben oder Gehen) entmutigt potentiel-
le Einwanderer vom Versuch, sich zu
integrieren und beläßt sie in einer un-
sicheren Situation, in der die Mög-
lichkeiten, schnell Geld zu verdienen,
immer attraktiver werden, auch wenn
sie klar gegen das Gesetz verstoßen.

Wenn wir alle Delikte gegen die 
Asylrechts-/Aufenthaltsbestimmungen
durch Asylbewerber wie auch der sich
legal aufhaltenden Ausländer heraus-
lassen, können wir eine interessante
Schlußfolgerung ziehen: Je weniger
Ausländer nämlich empfinden, daß
sie sich in die Gesellschaft integrieren
können oder müssen, umso leichter
begehen sie eine Straftat.

Das zeigte sich in einer Studie des
Schweizer Büros für Bundesstatistik
für 1991: Von den 44% ausländischer
Straftäter/Krimineller (1997 waren es 
51,5%) hatten 16 % einen Wohnort
in der Schweiz, 7% waren Asylbe-
werber und die verbleibenden 21%
waren „Touristen“ und illegale Ein-
wanderer.22

Von der Art der Straftaten sind es nur
wenige, die öfter von Ausländern be-
gangen werden als von ihren einhei-
mischen Gegenspielern in Deutsch-
land, Frankreich und der Schweiz.
Das sind in unterschiedlicher Anzahl:
Geldwäsche, Geld- und Ausweisfäl-
schung, Menschenhandel und die
Hilfestellung bei der illegalen Ein-
wanderung, Diebstahl und Einbrüche
in Privathäuser, gewaltsamer Dieb-
stahl/Raub in den Städten und der
Handel und Verkauf von illegalem
Rauschgift.23 Viele Diebstähle, ob ge-
walttätig oder nicht, sind mit dem 
Bedürfnis der Drogenkonsumenten
verbunden, ihre Nachfrage zu finan-
zieren – eine weitere Konsequenz des
internationalen Drogenhandels.24

Straftaten im Zusammenhang mit
Diebstahl werden in der Schweiz
mehr von Ausländern begangen als
von Staatsbürgern; sie sind für ältere
Menschen und für Besitzer von Häu-
sern in Gebieten der Mittel- bis Ober-
klasse eine Herausforderung. Ähnlich
wie in der Schweiz haben auch die
Ausländer in Deutschland eine Vor-
liebe für Taschenraub/Raub und Dro-
genkriminalität.25 Die Folge ist, daß
unter der ansässigen Bevölkerung ein
Gefühl der Unsicherheit gepflegt wird
mit einer Zunahme der negativen
Einstellungen gegen „Ausländer“ als
Gruppe allgemein.

Das führt uns zu einer wichtigen
Schlußfolgerung: Wenn man den
„Sinn“ oder das „Gefühl“ für Sicher-
heit in der allgemeinen Öffentlichkeit
und die daraus folgenden politischen
Argumente (einschließlich der extre-
men rechten Stimmen) in Betracht
zieht, folgt daraus nämlich, daß, je
mehr über Ausländer in Zusammen-
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hang mit Diebstahl, gewalttätigem
Raub und Einbruch in Privathäuser
berichtet wird, umso mehr das öffent-
liche Vertrauen in Polizei und Regie-
rung herausgefordert wird.

6. Nicht alle von Ausländern
begangenen Straftaten haben
die gleichen Ursachen, denn
manche sind besorgniserregen-
der als andere: oder, warum
begehen Ausländer Straftaten?

Die Ursachen für kriminelles, gewalt-
tätiges oder straffälliges Verhalten von
Ausländern können nur erklärt wer-
den, wenn man die Gründe berück-
sichtigt, aus denen sie in den Westen
gekommen sind.26 Es ist gut, daß einige
Einwanderer nur kommen, um ihre
wirtschaftliche und soziale Situation zu
verbessern, während andere mit klar
definierten kriminellen Absichten nach
Westeuropa reisen. Die Berücksichti-
gung der Absichten von Einwanderern
muß notwendigerweise die Form der
Einreise einschließen, mit der sie die
westlichen Zielländer erreichen und
betreten, die Art der Aufenthaltsgeneh-
migung, die sie haben (wenn eine), die
wirtschaftlichen Möglichkeiten, die sie
(hoffen zu) haben, wie auch die In-
tegrationserleichterungen und Hilfs-
strukturen (Sozialhilfe, Krankenversi-
cherung), die sie im Gastland erhalten.
Die Wahl, die Migranten treffen, ist das
Ergebnis von zwei allgemeinen Fak-
toren, der „Druck“ und der „Sog“-Wir-
kung, die Männer und Frauen entweder
dazu führen, ihre Heimat zu verändern
und nach Westeuropa umzuziehen
oder „Nomaden“ zu werden, die sich
Möglichkeiten der legalen Beschäfti-
gung und/oder des illegalen Geldver-
dienens ausfindig machen.

Auf der einen Seite kommen Einwan-
derer und Reisende nach Westeuropa
wegen der Verlockungen („Sogwir-
kung“) der Arbeit, besserer Löhne,
materiellem Komforts, der Familien-
zusammenführung und den Möglich-
keiten, mit Drogenschmuggel oder
illegalem Handel von Waren und
Dienstleistungen, Geld zu machen.

Auf der anderen Seite gibt es die
„Druckwirkung“, die den Weggang
der Migranten aus ihren Heimatorten
erklärt wie die demütigende Armut,
der Mangel an Einkommensmöglich-
keiten, strenge Kontrollen der Steuer-
hinterziehung, den Zwang zur Flucht
vor den Auswirkungen polizeilicher
Ermittlungen zu Hause, etc..

Bei der Vielzahl der Gründe und Vor-
haben, wegen denen die Menschen
nach Westeuropa kommen, sind
diejenigen Ausländer am wenigsten 
ein Grund zur Besorgnis, die sich
gezwungen sahen, zu fliehen oder
sich einfach ihrer Familie wieder an-
schließen wollten.

Eher von Interesse sind die Einwande-
rer, die vorbereitet für kriminelle Akti-
vitäten kommen oder die bei illegalen
Tätigkeiten enden, wenn sie erstein-
mal in der westlichen Hemisphäre an-
gekommen sind.

Zur Prävention oder mindestens zur
Eingrenzung der internationalen „Wan-
derung“ von Kriminellen müssen ein
paar Unterscheidungen gemacht wer-
den, um die generellen Absichten von
Einwanderern aufzuklären:

● Die größte Zahl der Einwanderer
sind Menschen, die legal oder ille-
gal internationale Grenzen über-
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schreiten, um sich in westlichen
Staaten niederzulassen, sich der Fa-
milie oder Freunden anschließen
wollen und hoffen, eine Arbeit zu
finden, ohne zu planen, sich an
kriminellen Geschäften zu betei-
ligen.

● Es gibt Einwanderer (legal oder
heimlich), die sich normalerweise
nicht kriminell betätigen würden,
die aber durch ihre Art der Einreise
oder Arbeitssuche mit kriminellen
Netzwerken (Schleuser, Betreiber
von Ausbeutergeschäften auf dem
Schwarzmarkt) in Kontakt kom-
men und gezwungen werden –
manchmal mit Gewalt – sich ihnen
anzuschließen und für sie zu ar-
beiten.

● Es gibt Einwanderer, die absicht-
lich Gebrauch vom grenzübergrei-
fendem Verkehr machen, um ihre
kriminellen Geschäfte zu tätigen
und sie haben häufig schon vorher
solche Aktivitäten verfolgt (viel-
leicht in ihren Heimatländern) und

● schließlich gibt es einzelne und
Gruppen, die einen Vorteil aus der
illegalen Wanderung oder aus dem
Tourismus/den Reisemöglichkeiten
ziehen und die illegale Tätigkei-
ten nutzen, um ihr Einkommen 
in legalen wie auch in illegalen 
Firmen zu verbessern, indem sie
nationale Unterschiede bei den
Gesetzen, Polizeipraktiken und
Schwächen der offiziellen grenz-
übergreifenden Maßnahmen zur
Kriminalitätsprävention ausnutzen.

In bezug auf die transnationalen Be-
wegungen organisierter krimineller
Gruppen sind die zwei letzten Katego-
rien von Einwanderern deutlich be-
sorgniserregend; dennoch können
sich auch andere Immigranten, Rei-

sende oder einheimische Bürger an
großen oder kleinen kriminellen
Betätigungen beteiligen. Außerdem
müssen wir noch andere, indirekte
Motive und Ursachen für kriminelle
Tätigkeiten berücksichtigen. Es gibt
neben der obigen Kategorisierung der
Absichten auch andere Ursachen und
Motive, aus denen heraus sich Aus-
länder in Straftaten engagieren. Das
sind Faktoren, die die Neuankömm-
linge aus ihren Heimatländern mit-
bringen, d.h. kulturelle Charakteri-
stika, die Existenz der „ethnischen
Netzwerke“, ihre individuelle Ge-
schichte und Erfahrungen, Verbin-
dungen zu kriminellen Gruppen, etc..

Die kulturellen Charakteristika und
individuellen Erfahrungen decken
nicht nur einen Faktor unter den vie-
len Ursachen für kriminelles Verhal-
ten auf, sondern erklären auch in
einem gewissen Maß die Benachteili-
gung der Ausländer in den Gast-
ländern. Bestimmte ethnische oder
nationale Gruppen von Ausländern,
Immigranten oder Asylbewerbern
sind deutlich eher als Täter wie auch
Opfer in Verbrechen oder Gewalt-
tätigkeiten verwickelt. Manuel Eisner
bemerkt, daß die „kulturelle Orien-
tierung“ und die „Distanz vom kul-
turellen Milieu des Gastlandes“ oft
Faktoren sind, die das Verhalten
beeinflussen. Er zeigt, daß in aus-
gewählten städtischen Gebieten der
Schweiz, wie dem Kanton Basel-
Stadt, ausländische Einwohner aus
der Türkei und dem früheren Jugos-
lawien am wahrscheinlichsten als
Täter oder als Opfer in Straftaten
verwickelt sind.27

Bei der Einbeziehung des sozio-politi-
schen Geschehens in die kulturellen
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Konzeptionen, die die Einwanderer
mitbringen, wird die Neigung zum
Gebrauch von Gewalt, um ein Ziel zu
erreichen, vielleicht verständlicher.
Angesichts der Gewalt und der politi-
schen Aufstände in den Balkanstaaten
und der Türkei seit 1991 kann der
zunehmende Gebrauch von Gewalt
durch Einwanderer aus diesen Län-
dern ein Resultat ihres persönlichen
Leidens oder Erfahrungshorizontes
der physischen und/oder wirtschaftli-
chen Not sein, zusammen mit einem
sich verschärfenden Wettbewerb um
knappe Ressourcen. Aufgrund ihrer
Erfahrungen haben diese Menschen
manchmal eine niedrigere Schmerz-
grenze und fühlen sich weniger ge-
hemmt, anderen Schmerz zuzufügen.
Außerdem haben sie vielleicht we-
niger Respekt vor den üblichen
Geschäftspraktiken in der liberalen
Marktwirtschaft oder vor Strafgeset-
zen und der Ordnung, die diese un-
termauern sollen. Westliche Gesetze
und die europäische Geschäftskultur
könnten von Einwanderern als be-
deutungslos angesehen werden, die
aus Ländern kommen, wo Korrup-
tion, Konflikte in der Bevölkerung
oder gar Krieg zum Alltag gehören.

Aber kulturelle Einflüsse oder per-
sönliche Erfahrungen sind natürlich
nicht die einzigen Gründe, warum
Ausländer Straftaten begehen. Die 
am häufigsten angeführten Argumen-
te zu Erklärung von strafbarem oder
kriminellem Verhalten sind wirt-
schaftliche oder soziale Ausgrenzung,
die Lebensbedingungen in städti-
schen Ghettos, die Verringerung der
Arbeits- und sozio-politischen Mög-
lichkeiten, die Bildung, etc. auf der
einen Seite und das Vorhandensein
von Kriminalitätsmöglichkeiten auf

der anderen Seite. Hier ist zu betonen,
daß diese Faktoren als Ursachen kri-
minellen oder gewalttäigen Verhal-
tens für diejenigen akzeptiert werden
können, die nicht Gesetze brechen
oder andere absichtlich verletzen
würden, wenn ihre sozio-ökonomi-
sche Situation besser wäre. Und diese
sozio-ökonomischen Faktoren sind
genauso für einheimische Bürger wie
für ausländische Einwohner und Ein-
wanderer zutreffend.28

Trotzdem gibt es in bezug auf Auslän-
der Überlegungen, die Ursachen zei-
gen, warum diese als Reisende oder
Einwanderer besonders anfällig für
kriminelles Verhalten sind. Das sind:

● Die größere Wahrscheinlichkeit,
daß Einwanderer in städtische
Ghettos marginalisiert werden mit
geringeren Bildungs- und Beschäf-
tigungsmöglichkeiten als die Ein-
heimischen.

● Ausländer werden in zunehmen-
dem Maße von der einheimischen
westeuropäischen Bevölkerung als
„Außenseiter“ angesehen und viele
Ortsansässige äußern ihnen ge-
genüber ihre Mißbilligung und Ab-
lehnung.

● Ausländer werden öfter eines Ver-
brechens verdächtigt.29

● Sie sind in den westlichen Polizei-
statistiken und der Strafgerichts-
barkeit überrepräsentiert.30

● Ausländer nehmen wahrschein-
licher eine niedrig bezahlte Arbeit
an, die Einheimische nicht ma-
chen wollen und schließlich,

● Ausländer verwickeln sich leichter
in illegalen Beschäftigungen (Aus-
beuterbetriebe) und in den Handel
mit illegalen Waren und Dienstlei-
stungen (Rauschgift, Waffen, Pro-
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stitution, Schleusen von Einwan-
derern und Frauen, etc.).

Das oben genannte zeigt uns, daß die
gesamte legal wohnhafte Bevölke-
rung – mit oder ohne einheimischem
Paß – einen geringeren Anteil an der
steigenden Kriminalitätsrate hat und
daß diejenigen, die die Differenz bei
den steigenden Raten in der „Aus-
länder“kriminalität füllen, opportu-
nistische Asylbewerber, „migrieren-
de“ Kriminelle und sogenannte „Tou-
risten“ sind. Das bringt das zweifache
Problem der Wanderungen und der
illegalen Einwanderung zurück ins
Vorfeld der Grenzkontrollen und 
der Kriminalitätsprävention, mit al-
len Problemen und Friktionen wie
zuvor geschildert. Am offensichtlich-
sten werden hier die zunehmen-
den Rufe nach internationaler Zu-
sammenarbeit zur Verhinderung der
illegalen Einwanderung und der
grenzüberschreitenden Bewegung von
Kriminellen.

Letzten Endes sollten uns heutige
Trends ein warnendes Signal für
zukünftige Entwicklungen sein. Ange-
nommen zum Beispiel, daß die we-
sentlichen „Ursachen“ oder „Motive“
für ein Verbrechen die Frustration der
jungen Männer über die beschriebe-
nen niedrigen Lebensstandards (oder
gar Armut) ist und daß diese im
Zusammenspiel mit einem Mangel 
an Beschäftigungsmöglichkeiten und
dem täglichen Ansturm der west-
lichen (globalen) Medien verschlim-
mert wird, bilden die Bevölkerungen
im Balkan, in Nordafrika, dem Mittle-
ren Osten und Asien die zukünftigen
Gruppen von potentiellen Einwande-
rern und Kriminellen. Wie schon zu-
vor in dem Beispiel über die Bevölke-

rungsentwicklung in den Maghreb-
Staaten erwähnt, kann der Migra-
tionsdruck auf Westeuropa in den
nächsten Jahrzehnten nur zunehmen,
wenn in den Entwicklungsländern
zwischen 20 bis 30% oder mehr junge
Menschen arbeitlos sind.

Dies wird natürlich eine wesentliche
Herausforderung für die internatio-
nale Kriminalitätsprävention, die Ein-
wanderungskontrolle wie auch die
unbedingt benötigte westliche Wirt-
schaftshilfe in die Einwanderer-expor-
tierenden Länder werden, um lokale
Industrien und gesellschaftliche Ent-
wicklung anzukurbeln.

7. Die Herausforderung

Die Herausforderung für die staatliche
Autorität ist, wie bereits erwähnt,
viele verschiedene Sicherheits- und
die sozio-ökonomischen Erfordernisse
gleichzeitig zu vereinigen. Diese Be-
dürfnisse werden am stärksten unter
den Einwanderer- und Flüchtlings-
gruppen empfunden, die es sehr
schwer haben, sich in den Gastlän-
dern zu integrieren, dadurch in den
Augen der Einheimischen „ausländi-
scher“ bleiben und wahrscheinlich
mehr in die städtischen Ghettos ge-
drückt werden. 

Aber diese Probleme empfinden auch
die jungen Männer und Frauen in den
„Einwandererexportierenden Ländern“,
in denen die Lebensbedingungen und
ökonomischen Schwierigkeiten keine
Hoffnung auf eine bessere Zukunft las-
sen und daher die Auswanderung nach
Westeuropa und/oder die Teilnahme
an der transnationalen Kriminalität ein
verlockender Ausweg ist.
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Die große Schwierigkeit für alle
europäischen Länder ist, die folgende
Kombination von Herausforderungen
zu bewältigen: Die Aufnahme großer
Einwanderermengen und die Hilfe
zur Integration (was eine beträcht-
liche Menge öffentlicher Mittel er-
fordert,) die zunehmenden Bemü-
hungen um Hilfe zur wirtschaftlichen
Entwicklung im „Süden“ zu realisie-
ren und die Verhinderung der Aus-
wanderung in den „Norden“ und der
(opportunistischen) kriminellen Akti-
vitäten von In- und Ausländern zur
selben Zeit.

Der Mangel an sozio-ökonomischen
Erleichterungen im Westen und in
den Entwicklungsländern, besonders
dort, wo große Bevölkerungsgruppen
junger Leute an den Rand gedrückt
werden, hat sich als eine Hauptquelle
der sozialen Probleme und der Krimi-
nalität erwiesen. Es gibt einige Punk-
te, die uns helfen können, die Schwie-
rigkeit der Kriminalitätsbekämpfung
bei gleichzeitiger Integration neuer
Zuwanderer, zu verstehen. Das sind:

● Kennzeichnende (kulturelle, sprach-
liche und sichtbare) Charakteristi-
ka, die die Einwanderer von der
Bevölkerung des Gastlandes unter-
scheiden.

● Wirtschaftliche und gesetzliche
Faktoren wie die Nachfrage und
das Angebot von Jobs, Arbeitsplät-
zen, akzeptablen Lebensbedingun-
gen und bürokratischen Einschrän-
kungen zur Selbständigkeit, die die
Möglichkeiten für ein legales Ein-
kommen reduzieren.

● Die allgemeine Einstellung der
einheimischen Bevölkerung gegen
„Ausländer“, die sich in ihrer Mitte
niederlassen.

● Die Haltung der Einwanderer ge-
genüber den Einwohnern und

● die Einflüsse oder die Ausweitung
krimineller Gruppen in bestimm-
ten einheimischen oder sprachlich
unverkennbaren ethnischen, einge-
wanderten oder durchreisenden Be-
völkerungsgruppen in Westeuropa.

Eine andere Herausforderung an den
Staat ist die Handhabung des „Ge-
fühls“ der Unsicherheit in der ansässi-
gen Bevölkerung und ihre Einstellung
zu den „weniger erwünschten“ Aus-
ländern. Die zwei Begriffe „Krimina-
lität“ und „Ausländer“ werden in den
Medien und der Politik zunehmend
verbunden. Die Konsequenz ist, daß
die üblichen populären Annahmen
und Ängste, mit denen sich westliche
Gesellschaften füttern, durch Mythen
bewahrt werden wie: „Was schlecht
ist, muß von woanders her sein“.
Daher denken wir, wenn wir von „Or-
ganisierter Kriminalität“ sprechen,
zuerst an italienische, russische, tür-
kische Mafia-Gruppen oder albani-
sche, sudanesische oder nigerianische
Gangs. Aber, „ausländische Verbre-
chergruppen können in unserer Mitte
nicht effektiv operieren, wenn ihre
Mitglieder keine ortsansässige Unter-
stützung haben“.31

Das Ergebnis ist, daß Ausländer im
allgemeinen und Asylbewerber und
Einwanderer im speziellen nicht wirk-
lich begrüßt oder geschätzt werden
bei einer Vielzahl der Westeuropäer.
Auf die einfache Frage zum Beispiel,
wie Schweizer Bürger die Rolle von
Ausländern in ihrem Land beurteilen,
hat seit Mitte der 70er Jahre eine zu-
nehmende Anzahl negativ geantwor-
tet.32 Ein Beitrag im Radio Deutsche
Welle (2. Mai 1998) hat recht einfach
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festgestellt, daß die Mehrzahl der
Deutschen im Westen und im Osten
glaubt, daß zu viele Einwanderer und
Asylbewerber in das Land wollen und
daß die Regierung soziale Indikatoren
wie Rechtsextremismus und fremden-
feindliche Äußerungen nicht ernst ge-
nug nimmt.

Der besorgniserregende Aspekt die-
ser zunehmend ausländerfeindlichen
Haltung ist, daß die Bewohner West-
europas zunehmend der Meinung
sind, daß ihre Länder mit Außen-
seitern überfüllt sind. Das fordert ver-
schiedene Fragen wie:

● Kann ein Land jemals „voll“ sein?
● Gibt es ein Limit, bis zu dem ein

Land das Verhältnis von Auslän-
dern zu Inländern verkraftet?

● Kann eine wirksame Integration
das Problem lösen?

● Kann irgendein Staat sich die erfor-
derlichen „Investitionen“ in die In-
tegration leisten, wenn mehr Aus-
länder kommen wollen?

8. Fazit: Wenn das Geld nicht 
zu den Menschen kommt,
dann gehen die Menschen
dorthin, wo das Geld ist

Der Untertitel zu diesem Fazit kann
ausgeweitet werden: Wenn die Leute
dorthin gehen, wo das Geld ist, dann
sind Kriminelle sicher zuerst dort. Der
Realismus erfordert zu akzeptieren,
daß die Wanderungen von Süden und
Osten nach Europa für viele Jahre,
wenn nicht Jahrzehnte, anhalten wer-
den. Daher ist eine bestimmte Menge
von Einwanderern unvermeidbar und
wird eine gewisse Zahl von Kriminel-
len notwendig mit sich bringen.

Diese einfache Logik bringt uns zu
dem Schluß, daß ein gewisser, doch
kleiner Prozentsatz von Personen in
allen nationalen Bevölkerungen (ein-
heimisch, reisend und immigrierend)
immer einen Hang haben wird, das
„Gesetz zu brechen“ oder sich unsitt-
lich, aggressiv oder gewalttäig zu ver-
halten. Aber das heißt nicht, daß über
Reformen in der Verbrechensbekämp-
fung und den Einwanderungsgeset-
zen nicht nachgedacht werden müß-
te. Das heißt einfach, daß wir unsere
politischen, gesetzlichen, wirtschaftli-
chen, finanziellen und sozialen Insti-
tutionen anpassen müssen, um drei
grundlegende Ziele zu erreichen:

● Die Wahrscheinlichkeit zu redu-
zieren, daß einzelne in Gewalt oder
Straftaten einbezogen werden (durch
vorbeugende Maßnahmen wie Bil-
dung, Integrationshilfe, etc.).

● Die ständige Verbesserung der staat-
lichen Institutionen, die für die
Verfolgung und rechtliche Anzeige
von Kriminellen verantwortlich
sind, unabhängig davon, ob sie
einen einheimischen Paß besitzen
oder nicht und

● die Verbesserung der internatio-
nalen Zusammenarbeit mit den
Nachbarländern und multilatera-
len Institutionen, um die Einreise
und Einwanderung von potentiel-
len Kriminellen zu unterbinden
und zu verhindern.

Während eine bürgerliche Erziehung
und klare gesetzliche Regeln das Ver-
halten der lokalen Bevölkerung kon-
trollieren sollten, sind das proble-
matische Element die Ausländer, die
nicht in der lokalen Gemeinschaft
leben, mit ihr verbunden sind oder 
in anderer Weise zu ihr „gehören“
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und die sich kriminell betätigen. Das
ist besonders besorgniserregend in
Verbindung mit den internationalen
Wanderungstrends und den Erschei-
nungen der Korruption und organi-
sierten Kriminalität in Osteuropa, der
früheren Sowjetunion, den Balkan-
Staaten wie auch anderen Regionen
in der näheren oder weiteren Entfer-
nung von Westeuropa.33

Wir kommen soweit zu bemerken,
daß die Globalisierung von Wande-
rung und Kriminalität keine (substan-
ziellen oder geographischen) Schran-
ken und Grenzen besitzt. In der Tat
scheinen sie sich entlang der interna-
tionalen Handelswege und der besse-
ren Kommunikations- und Transport-
möglichkeiten freier zu bewegen. Wie
aggressive und stark konkurrierende
Firmen entdecken kriminelle Grup-
pen legale Schlupflöcher und Diffe-
renzen in den nationalen Gesetzen
unter den westeuropäischen Staaten.
Variationen der Strafgesetze, der Steu-
ergesetze oder Bankvorschriften kön-
nen eine Einladung an Kriminelle
sein, ihre Geschäfte zu tätigen. Außer-
dem, wenn politische und ökonomi-
sche Spannungen soziale Friktionen
verursachen, werden die Gesellschaf-
ten verletzbarer und unsicherer. Das
ist ein fruchtbarer Boden, auf dem
neue Märkte für illegale Güter und
Dienstleistungen durch Individuen
mit kriminellen Absichten erschlos-
sen werden können. Es ist allseits
bekannt, daß neue Nachfrage nach
unerwünschten Dingen (Neonazi-Me-
morabilia, Waffen, geschmuggelter
Alkohol und Zigaretten oder Prostitu-
ierte, etc.) in Situationen aufkommt,
wenn ökonomische Disparitäten groß
und sichtbar sind, wenn nachhaltige
strukturelle Arbeitslosigkeit den Ju-

gendlichen nur geringe Karriereaus-
sichten läßt oder wenn in extremen
Fällen politische Aufruhr in gewalt-
samen Konflikten endet.

Es verbleibt, in sehr einfachen Worten
zu schließen, daß, je mehr die west-
europäischen Länder ihre politischen
Maßnahmen und ihre Einwande-
rungspolitik, ihr Arbeits- und Banken-
recht wie auch ihre Sozialgesetze har-
monisieren können, desto weniger
Chancen gibt es für die Entwicklung
von illegaler Einwanderung und in-
ternationalen kriminellen Aktivitä-
ten. Aber in welchen Bereichen der
internationalen Migration und Krimi-
nalitätsbekämpfung könnte eine bes-
sere Kooperation sinnvoll sein? Die
kurze nachfolgende Liste zählt einige
Beispiele auf, bei denen es zu Interes-
senkonflikten kommt, d. h. wo natio-
nale/internationale Kriminalitätsbe-
kämpfung gegen die Einwanderungs-/
Asylpolitik steht und Brüche verur-
sacht – das sind möglicherweise Be-
reiche, in denen gesetzliche, institu-
tionelle und prozessuale Reformen
überdacht werden sollten.

Zum Beispiel:

● Wenn Touristen und Durchreisen-
de kriminelle oder gewalttätige
Delikte begehen und mit Absicht
der Polizei oder gesetzlichen Ver-
fahren entgehen wollen,

● wenn die Integration neuer Ein-
wanderer problematisch wird, z.B.
wegen nicht ausreichender Beschäf-
tigungsmöglichkeiten, gesellschaft-
licher Ausgrenzung in den städti-
schen Ausländerghettos, finanzieller
und bürokratischer Beschränkungen
der Selbständigkeit oder Berufsaus-
bildung, etc.,
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● wenn die in der einheimischen Be-
völkerung weit verbreitete Vorein-
genommenheit, Ängste und Frem-
denfeindlichkeit gegen Ausländer
die Spannungen zwischen den In-
und Ausländern anheizen,

● wenn das Aufeinandertreffen von
Merkmalen der Kultur oder des
Auftretens zwischen den Einheimi-
schen und Einwanderern zu einem
unzivilisierten Verhalten führt (oft
in den Ghettos und unter Jugend-
lichen) und zu Gelegenheiten für
eine Straftat,

● wenn die Binnenkonkurrenz die
Nachfrage nach billigen Arbeits-
kräften ohne soziale Sicherheit
oder Vorteile ansteigen läßt und
die dann schnell von ausländi-
schen Arbeitern und illegalen Ein-
wanderern erfüllt werden kann,

● wenn reisende Geschäftsleute oder
Transportfirmen die Menge oder die
Art der Güter, die sie transportieren
falsch deklarieren, mit dem Ziel,
entweder illegale Güter (oder sogar
illegale Einwanderer) zu schmug-
geln oder Steuern oder Importver-
pflichtungen vermeiden zu wollen,

● wenn Flüchtlinge, die legitime
Gründe haben, von zu Hause fort-
zugehen, sich nicht um ein Asyl
bemühen und stattdessen entwe-
der auf eigene Faust illegal nach
Westeuropa einreisen oder orga-
nisierte Schleuser-Netzwerke be-
nutzen,

● wenn Einwanderer Asyl beantra-
gen, obwohl sie genau wissen, daß
sie nicht aus einem vom Krieg zer-
rissenen Land oder vor Verfolgung
fliehen und daß ihnen kein Flücht-
lingsstatus zusteht, die aber zeit-
weise Vorteile aus dem Asylanten-
status und den Zuweisungen für
Flüchtlinge ziehen können,

● wenn die Zahl der Flüchtlinge
(oder Einwanderer, die hoffen, als
Flüchtlinge aufgenommen und als
Asylberechtigte anerkannt zu wer-
den) in einem Land in einer Menge
ankommen, die zu groß ist für die
finanziellen und institutionellen
Ressourcen des Landes, um das gut
zu verarbeiten und daher aus-
länderfeindliche Gefühle in der
Bevölkerung auslöst,

● wenn Asylbewerber, die mit be-
grenzten Aufenthaltsgenehmigun-
gen ausgestattet wurden, während
sie auf ihre Anhörung zum Asylan-
ten/Flüchtlingsstatus warten, die
Hilfen mißbrauchen, die ihnen zu-
teil wurden,

● wenn Asylbewerber mit begrenzten
Aufenthaltsgenehmigungen, wäh-
rend der Wartezeit auf die Anhö-
rung versuchen zu fliehen oder
„unterzutauchen“, um als Illegale
zu leben,

● wenn Asylbewerber die Sozialhife,
die sie bekommen (während sie 
auf die Beurteilung ihres Asylan-
ten-/Flüchtlingsstatus warten) auf-
stocken, indem sie sich illegal
betätigen wie beim Handel mit ille-
galem Rauschgift,

● wenn der Wunsch der Kriminal-
polizei nach Informationen über
die Herkunft illegaler Gelder mit
den Interessen des Finanzsektors
und der Privatbanken in Konflikt
kommen, die die Privatsphäre ihrer
ausländischen Investoren schützen
wollen;

● wenn Regierungen politisch ge-
drängt werden (durch die Medien
und öffentlichen Ängste), die Kri-
minalität zu bekämpfen und des-
wegen darauf zielen, ihre politische
und polizeitechnische Zusammen-
arbeit mit anderen Ländern zu ver-



Internationale Kriminalität und Migration 63

● tiefen, müssen sie unvermeidlich
mit entgegengerichteten Interessen
nationalistischer oder rechtslasti-
ger politischer Gruppen zusam-
menstoßen, die es vorziehen, die
souveräne Kontrolle über sensible
Informationen und politische Ent-
scheidungsprozesse zu „bewahren“;

● wenn die nationalen Regierungen
die transnationale/internationale
organisierte Kriminalität bekämp-
fen wollen, müssen sie sich der
Geldwäsche widmen; doch wenn
sie versuchen, die Bankgesetze und
Transaktionsprozesse zu straffen,
indem sie strengere Kontrollen der
Branche verstärken, sind die Profit-
interessen der Banken (um so viele

● ausländische Anleger wie möglich
zu gewinnen, unabhängig davon,
woher das Geld kommt) direkt
betroffen und müssen entweder
bekämpft oder ein Kompromiß ge-
schlossen werden und

● wenn nationale Regierungen oder
die Europäische Union eine neue
Gesetzgebung auf den Weg bringen
wollen, um Betrug und Steuerhin-
terziehung zu verhindern, sehen sie
sich bald dem lauten Protest der klei-
neren Länder oder besonderer Gebie-
te gegenüber, die für ausländische
Geldgeber attraktiv bleiben wollen,
ungeachtet, ob diese Anlagen in den
Heimatländern eigentlich versteuert
werden sollten oder nicht.
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1. Einführung

Es gibt viele gebildete Menschen und
es gibt viele Weisen sich zu bilden.
Der Singular in der Frage, wer ein
gebildeter Mensch ist, darf nicht so
mißverstanden werden, als gäbe es
nur eine Art gebildeter Mensch oder
eine Art und Weise, sich zu bilden.
Der gebildete Leser, die gebildete
Schriftstellerin, der gebildete Hand-
werker, Lehrer, Professor, Politiker,
Arzt, Rechtsanwalt, Künstler usf., sie
alle sind auf ihre Weise gebildet. Ihre
Bildung hat jeweils eine eigene
Prägung und Gestalt. Untereinander
ähnlich sind sich diese vielfältig Ge-
bildeten nach dem Muster der Fami-
lienähnlichkeit. So wie in einer Fa-
milie bei zweien die Haarfarbe, bei
zwei anderen die Augenfarbe und
wieder bei zwei anderen die Formen
von Nase und Ohren übereinstim-
men, aber keines dieser Merkmale
allen gemeinsam ist, stimmen die
Merkmale der Bildung überein.

Es ist gut, wenn Ärzte, Handwerker
und Künstler geschickte Hände, Leh-
rer, Rechtsanwälte und Professoren
fachliches Wissen und einen scharfen
Verstand und Politiker von allem
genügend haben. Kein einziges dieser
Merkmale von Bildung müssen sie

alle haben, um gebildet zu sein. Und
selbst die allgemeinen Bildungstech-
niken Lesen, Schreiben und Rechnen
benötigen sie nicht in der gleichen
Weise. Es kommt nämlich auch bei
den allgemeinen Merkmalen der Bil-
dung darauf an, wer sie hat und wie
sie benötigt werden.

Nehmen wir als Beispiele Bildungs-
merkmale, die typisch für einen ho-
hen Standard an Zivilisiertheit sind,
nämlich Fairneß und Ausdrucks- oder
Sprachvermögen.

Beim Sportler bedeutet Fairneß etwas
anderes als beim Anwalt und beim
Lehrer oder der Lehrerin bedeuten
Ausdrucks- und Sprachfähigkeit etwas
anderes als beim Handwerker oder
Künstler. Es wäre töricht zu meinen,
Fairneß und Sprachfähigkeit bedeute-
ten für jede Art Mensch und Beruf
dasselbe.

Nicht die abstrakte, sondern die kon-
krete Bedeutung eines Merkmals macht
das aus, was ’gebildet’ jeweils heißt.
Abstrakt betrachtet besitzt die über-
wiegende Zahl von Schülerinnen und
Schülern nach vier Schuljahren eine
Sprach- und Ausdrucksfähigkeit, mit
der sie durchs Leben kommt. Gebildet
sind sie deswegen aber noch nicht.

Wer ist ein 
gebildeter Mensch?

Wilhelm Vossenkuhl

Politische Studien, Heft 362, 49. Jahrgang, November/Dezember 1998
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Wenn wir besser verstehen wollen,
was ’Bildung’ heute bedeutet, sind
zweierlei Dinge wichtig. Wir müssen,

● erstens, unsere Aufmerksamkeit auf
den Bildungsprozeß selbst konzen-
trieren und darauf achten, daß wir
abstrakte Merkmale und allgemei-
ne Voraussetzungen von Bildung
nicht mit der konkreten Gestalt
eines Gebildeten verwechseln.

● Zweitens sollten wir über die Wege
und Entwicklungsweisen der Bil-
dung nachdenken; denn wir wol-
len etwas über sie erfahren und
nicht nur etwas über die vielfäl-
tigen Resultate der unterschiedli-
chen Bildungsarten.

Diesem Interesse am Bildungsprozeß
selbst wollte schon Martin Luther ge-
recht werden, als es ihm darum ging,
wie Menschen selig werden können.
Sie müßten, meinte er, drei Dinge wis-
sen, also in dreierlei Hinsicht gebildet
sein:

● Was sie tun und lassen sollten,
● wo sie dafür die Kräfte finden kön-

nen und
● wie sie diese Kräfte finden können.

Der religiöse Bildungsprozeß ist
nämlich seinem Typ nach, wie jeder
andere Bildungsprozeß auch, eine
Mischung aus Knowing-How und
Knowing-That, aus Wissen-Wie und
Wissen-Was, also aus erworbenen
Kenntnissen und aus der Fähigkeit,
besser gesagt aus der Fertigkeit, Kennt-
nisse und Fähigkeiten zu erwerben. Es
mangelt uns heute nicht am Wissen-
Was, aber sehr am Wissen-Wie, also
an dieser Fertigkeit des selbständigen
Erwerbs von Kenntnissen und Fähig-
keiten.

2. Freiheit durch Bildung

Übrigens dachten Luther und noch
mehr sein Bildungsexperte Melanch-
thon über den Bildungsprozeß in
einer ausgesprochen modernen Weise
nach. Es ging ihnen freilich nicht
vorrangig um die säkulare Seite der
Bildung und ihrer Nutzung in den
Geschäften des Lebens, aber auch um
sie. Luthers Frage war: „Wie werde ich
vor Gott gerecht mit all meinem
sündhaften Fühlen, Denken und
Tun?“ Melanchthons zeitgemäße und
gleichzeitig moderne Antwort war:

● Durch ein entsprechendes Bildungs-
wesen und

● durch Schulen und Wissenschaf-
ten, die den Menschen den direk-
ten Zugang zu den biblischen
Quellen der Religiosität ermögli-
chen.

Der Gebildete war also der, der durch
die alten Sprachen, aber auch durch
Kenntnisse in Physik und Astronomie
unmittelbar und ohne fremde Hilfe
die Bibel lesen und auslegen konnte.
Autonomie in Sachen Religion war
das hohe Bildungsziel für jeden ein-
zelnen.

Uns interessiert heute nicht mehr so
sehr dieses religiöse Ziel des groß an-
gelegten, damals revolutionären, die
ganze Moderne prägenden Bildungs-
prozesses. Dasselbe gilt für das eigent-
liche Motiv im Hintergrund, die
Rechtfertigungslehre, wie wir einen
gerechten Gott finden können. Uns
interessiert vielmehr der Weg zu je-
nem Ziel, also der Bildungsprozeß
selbst. Es ist ein Prozeß der Individua-
lisierung, der Gestaltung eines auto-
nomen, von Autoritäten zumindest
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geistig unabhängigen, also freien ein-
zelnen. Und dieser Prozeß ist zu Lu-
thers Zeit nur aus der Freiheit heraus
möglich und denkbar, die das Chri-
stentum gewährt. Deswegen hatte der
reformatorische Bildungsprozeß hi-
storisch gesehen eine so entfesselnde
Wirkung. Menschen lernten, auf eige-
nen Beinen zu gehen. Sie lösten sich
aus Traditionen und aus Bindungen,
die sie einengten und behinderten.
Sie brachen zu neuen Ufern auf, man-
che im wahrsten Sinne des Wortes.

Seit dieser ersten modernen Befreiung
durch Bildung wurden viele neue Ufer
erreicht. Es bildeten sich neue Tradi-
tionen, die sich wie etwa die Gegen-
reformation ebenfalls als Bildungs-
prozeß entwickelten. Die Gründung
und der Erfolg des Jesuiten-Ordens ist
dafür das beste Beispiel. Die besten
dieser neuen Traditionen der indivi-
duellen Bildung, die sich seit dem 15.
Jahrhundert entwickelten, wurden zu
Institutionen der Bildung, die sich in
den Zeitläufen behaupteten. Die aka-
demische, wissenschaftliche und bil-
dungspolitische Bedeutung von Uni-
versitäten wie Erfurt oder Heidelberg
in der frühen Neuzeit wäre ohne je-
nen neuartigen Bildungsprozeß nicht
erklärbar. Es dauerte aber noch mehr
als zweihundert Jahre, bis sich im
frühen 19. Jahrhundert das Gymna-
sium, wie wir es heute kennen, als
bürgerliche höhere Lehranstalt ent-
wickelte, damals allerdings mit einem
altsprachlich-philologischen Kanon,
der noch an die Bildungsziele Me-
lanchthons erinnert.

Bis zu diesem Zeitpunkt verlor der re-
ligiös motivierte Prozeß der individu-
ellen Selbstbefreiung durch Wissen
und Wissenschaft das ursprüngliche

Ziel der Rechtfertigung vor Gott all-
mählich aus dem Auge. Wissen und
Wissenschaft wurden um ihrer selbst
willen betrieben, aber nicht nur. Vor
allem im 19. und 20. Jahrhundert
wurden die Wissenschaften zum Nut-
zen der jungen Nationalstaaten und
zur Förderung der Ökonomie einge-
setzt. Die Kolonien mußten verwaltet
und kontrolliert werden und der welt-
weite Handel mußte Gewinn bringen.
Dafür waren gut ausgebildete Men-
schen nötig. Nationen wie England
oder Frankreich, die früh Kolonien
besaßen und ein weltweites Netz-
werk militärischer und wirtschaft-
licher Macht entwickelten, hatten 
die besten Schulen. Der säkulare Bil-
dungsprozeß mit seinen Bildungs-
eliten hatte begonnen.

Und dieser Prozeß hatte um 1900
auch in Deutschland schon eine Be-
schleunigung erreicht, die eine Indi-
vidualisierung jenseits der Freiheiten
bewirkte, die noch das Christentum
gewährt. Am augenfälligsten wurde
dies an den schon erwähnten Bil-
dungseliten der Kolonialstaaten. In
ihren privaten oder öffentlichen Bil-
dungsanstalten wurde Bildung nun
auch zur Förderung des individuellen
Selbstinteresses betrieben. Der Egois-
mus von einzelnen und Gruppen, der
dabei gefördert wurde, reifte schließ-
lich weltweit zu einer der größten Ge-
fahren des Gemeinwohls heran.

Heute bewegt sich der Prozeß der In-
dividualisierung durch Bildung be-
reits jenseits der Freiheiten, die ein
Staat oder eine politische Gemein-
schaft mit ihren Gesetzen und Rech-
ten gewähren kann. Der Bildungspro-
zeß durch Wissenschaft ist ebenso
international und grenzenlos wie die
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Bildung, die über das Internet erwor-
ben werden kann. Wir können es uns
kaum vorstellen, aber jedem Benutzer
des Internets, der sich z.B. für Philo-
sophie interessiert, stehen heute
schon über 40tausend Titel zur Aus-
wahl. Der vernünftige und leider
auch der unvernünftige Bildungs-
prozeß sind mittlerweile jeder Art
weltanschaulicher, politischer oder
sozialer Kontrolle entzogen.

Wir müssen erkennen, daß der Bil-
dungsprozeß heute nicht mehr von
dem Wissen orientiert wird, was Men-
schen tun und lassen sollten, und
natürlich auch nicht mehr von der
Suche nach den geistigen und seeli-
schen Kräften, die es möglich ma-
chen, dieser Orientierung zu folgen.
Wenn wir uns heute für den Bildungs-
prozeß und seine Ziele interessieren,
setzen wir keine religiösen Ziele vor-
aus, die für eine Gemeinschaft insge-
samt verbindlich wären. Wir setzen
noch immer, wie schon Max Weber
zu Beginn dieses Jahrhunderts, den
wissenschaftlichen Fortschritt und die
mit ihm einhergehende Entzauberung
der Welt voraus.

Anders als Weber, der nur die positi-
ven Seiten des Fortschritts sah und
meinte, Wissenschaft vermittle Klar-
heit über die „letzten sinnhaften Kon-
sequenzen“ des eigenen Wollens1,
sind wir heute skeptisch.

Wir lehnen Wissenschaft nicht ab, son-
dern sehen neben den Segnungen auch
die Probleme, die mit ihr in die Welt
kamen. Wir glauben nicht mehr – wie
Weber –, daß Wissenschaft die Persön-
lichkeit bilde, indem sie helfe, „sich
selbst Rechenschaft zu geben über den
letzten Sinn des eigenen Tuns“2.

Niemand würde irgendeiner Wissen-
schaft oder allen zusammen heute
diese quasi-religiöse Aufgabe der
Sinnstiftung zuschreiben. Wenn wir
heute über den Bildungsprozeß nach-
denken, tun wir dies nicht mehr un-
ter den Prämissen der Säkularisierung,
sondern nach dem Ende der Säkulari-
sierung. Die Säkularisierung war die
letzte Entzauberung und zwar keine
Entzauberung der Natur wie sie durch
die Naturwissenschaften bewirkt wor-
den war, sondern eine Entzauberung
der Gesellschaft. Ihr wurde die religiö-
se Sinn- und Zielsetzung der gemein-
samen Suche nach Heil im säkularen
Staat endgültig genommen. Auch der
Bildungsprozeß im säkularen Staat
kann nicht mehr der Sinnstiftung –
weder der individuellen noch der kol-
lektiven – dienen, selbst wenn dieses
religiös bestimmte Ziel noch in eini-
gen Verfassungstexten zu finden ist.

Deswegen können und sollten wir
über den Bildungsprozeß heute ohne
verbindliche Zielsetzungen nachden-
ken, also ohne Ziele, die noch von
Ferne an die Rechtfertigungslehre
oder die Sinnstiftung durch Wissen-
schaft erinnern. Wir haben ein Ni-
veau der Ziellosigkeit erreicht, das
nicht mehr unterboten werden kann.
Das einzig Positive daran ist, daß wir
nun den individuellen Bildungspro-
zeß selbst als Ziel begreifen können.

3. Bildung durch Freiheit?

Deswegen ging ich zu Beginn davon
aus, daß es zwischen den vielfältigen
individuellen Gestalten der Bildung
nur eine Familienähnlichkeit gebe,
aber kein einziges gemeinsames Merk-
mal. Die reformatorische Devise ’Frei-
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heit durch Bildung’ steht nun endgül-
tig auf dem Kopf und lautet nach der
langsamen Verkehrung in ihr Gegen-
teil: Bildung durch Freiheit, durch
eine Freiheit allerdings, die keine reli-
giösen, keine weltanschaulichen, son-
dern nurmehr politische, rechtliche,
letztlich aber wirtschaftliche Grenzen
hat.

Es liegt nahe, darüber nachzudenken,
welche Folgen diese Art Grenzen für
den Bildungsprozeß hat. Einerseits ist
die wirtschaftlich bestimmte oder
eingegrenzte Freiheit weiter, offener,
grenzenloser als jede andere. Und das
ist positiv. Andererseits macht sie aber
das Individuum, den homo oecono-
micus, zum Zentrum und gleichzeitig
zum Zielpunkt des Bildungsprozesses.
Dies ist negativ, weil damit die Selbst-
distanzierung aufgehoben wird, ohne
die es keine wirkliche Selbstgestaltung
geben kann. Wenn wir unsere Wün-
sche und Aspirationen nicht in kriti-
sche Distanz zu uns selbst bringen
können, ist es schwer, zu ihnen ’nein’
zu sagen. Wenn wir aber zu unseren
Wünschen, nicht nur zu den verwerf-
lichen, sondern auch zu den un-
erschwinglichen, nicht mehr nein
sagen können, sind es die Wünsche
und Aspirationen, die unser Selbst,
unsere eigene Person ausmachen.
Eine eigene Identität, die nur uns
allein ausmacht und kennzeichnet,
können wir unter solchen Bedingun-
gen nicht gewinnen. Ein eigenes
Selbst zu haben, eine eigenständige
Persönlichkeit zu sein, ist eines der
höchsten Güter, die wir in unserem
Leben gewinnen können.

Das eigene Selbst hat einen Wert
jenseits der eigenen Leistungskraft,
jenseits des eigenen Wissens und

Könnens. Ein eigenes Selbst zu ent-
wickeln ist ein Bildungsziel, dessen
Wert aus der menschlichen Person
und nicht aus etwas anderem
stammt, vor allem nicht aus quanti-
fizierbaren materiellen Leistungen.

In den Grenzen wirtschaftlicher Frei-
heit ist es schwieriger denn je, sich
selbst im Prozeß der Bildung zu iden-
tifizieren, besser gesagt, sich eine eige-
ne Identität in diesem Prozeß zu ge-
ben. Es erscheint uns widersinnig, ist
aber die Wahrheit: Je größer der
Spielraum der Selbstgestaltung, desto
schwieriger ist es, sich eine eigene un-
verwechselbare Gestalt zu geben. Wir
werden heute von der alten Einsicht
eingeholt, die schon Luther gewon-
nen hatte, daß dasjenige Selbst, das
sich allein auf den individuellen Er-
folg und die bloße materielle und
quantifizierbare Leistung gründet,
äußerst brüchig und flüchtig ist. Die-
ses Selbst ist aus zwei Gründen so
flüchtig, einmal, weil die Grenzen des
Erfolgs und der eigenen Leistungs-
kraft schnell erreicht sind; zum an-
deren, weil sehr viele andere dasselbe
oder sogar mehr leisten. Wenn die
eigene Begrenztheit nur ein kontin-
genter Nachteil ist, verdient sie kei-
nen Respekt. Dann ist die mensch-
liche Fehlbarkeit und Begrenztheit
nur noch eine Entschuldigung, aber
kein unabänderliches Wesensmerk-
mal des Menschen mehr.

4. Selbstidentifikation 
und Selbstwert

Wenn wir uns heute eine eigene Iden-
tität geben wollen und wenn dies das
Ziel des Bildungsprozesses ist, kom-
men wir nicht umhin, uns von uns
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selbst distanzieren zu lernen. Das
können wir aber nur, wenn wir ge-
lernt haben, uns Grenzen zu setzen.
Selbstbegrenzung und nicht Selbst-
entgrenzung muß ein Ziel des Bil-
dungsprozesses sein. Selbstbegrenzung
ist das Gegenteil von Entbindung und
bedeutet Selbstbindung. Die Frage ist
nur, wie die Fähigkeit dazu erworben
oder gefördert werden kann. Es ist
schließlich kein Geheimnis, daß in
den westlichen Gesellschaften ein
besonderer Mangel an Bindungsfähig-
keit herrscht. Nicht nur die Schei-
dungsraten in den westlichen Län-
dern sind ein Indiz für diese
Bindungsunfähigkeit. Wir müssen
aber auch in diesem Punkt darauf
achten, unser Augenmerk nicht auf
die abstrakten, sondern auf die kon-
kreten Bedeutungen von ’Bindungs-
fähigkeit’ zu richten. Für Eheleute
oder Lebenspartner bedeutet es etwas
anderes als für einen Anwalt oder Po-
litiker. Der treue Ehemann kann als
Anwalt durchaus das Recht beugen.
Die Bindung oder Selbstbegrenzung
durch das geltende Recht ist eben
eine andere als die Bindung durch
Liebe oder Zuneigung. Treue zum Ge-
setz erfordert andere Kräfte als ehe-
liche oder partnerschaftliche Treue.
Das war schon immer so. Nur war es
noch nie so schwer, sich durch Bin-
dungen selbst Grenzen aufzuerlegen
und sich an sie zu halten.

Wichtig ist, daß wir begreifen, daß 
der Bildungsprozeß, den wir heute
benötigen, um eine eigene Identität
zu erwerben, in eine Richtung gehen
muß, die dem Wirtschaftsprozeß ge-
nau und diametral entgegengesetzt
ist. Wenn die Beschleunigung der in-
dividuellen Leistungsfähigkeit durch
den Selbstbindungs- und Selbstbil-

dungsprozeß nicht verlangsamt wird,
überhitzt sie sich vollends. Dann ha-
ben am Ende auch das Leistungsden-
ken und die Leistungsbereitschaft
ihren Sinn verloren.

Ich habe bisher das Wort ’Schule’ nur
im historischen Zusammenhang ge-
braucht. Tatsächlich ist die Schule im
herkömmlichen Sinn nur noch eines
unter vielen Mitteln, sich zu bilden.
Es ist das einzige altersabhängige Mit-
tel nach dem Kindergarten. Was nach
der Schule kommt und was in der
Schule gemacht werden sollte, wird in
vielfachen Formen auf dem Bildungs-
markt angeboten. Die Schule hat
längst ihr Monopol im Bildungspro-
zeß verloren. Sie wird zusehends zu
einer Verwahranstalt für 7- bis 17-
jährige. Dennoch stellt die Schule die
entscheidenden Weichen dafür, ob je-
mand ein gebildeter Mensch wird. Sie
ist die entscheidende Anstalt, in der
das Wertebewußtsein der Menschen
geprägt wird, der Ort, an dem sie
überhaupt etwas von Werten in ei-
nem objektiven Sinn erfahren. Früher
waren dafür Familie und Kirche zu-
ständig. Sie sind es genau genommen
immer noch, aber leider nur noch für
zu wenige einzelne. Die Frage ist, wie
die Schule ihren Vorteil, ihre Präroga-
tive bei der Prägung des Wertebewußt-
seins nützt.

Wenn meine bisherigen Überlegun-
gen stimmen, sollte sich die Schule
darauf konzentrieren, die bestmögli-
che Hilfe bei der individuellen Selbst-
gestaltung zu geben. Sie sollte sich
nicht auf die Prägung der Leistungs-
kraft und der Leistungsbereitschaft
konzentrieren, sondern auf die Vertie-
fung der Einsichts- und Urteilsfähig-
keit, also nicht auf das Knowing-That,
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sondern auf das Knowing-How. So
wie Melanchthon in den alten Spra-
chen ein Mittel sah, zur Quelle christ-
lichen Denkens vorzustoßen, um sich
ein eigenes Urteil zu bilden, sollten
heute Bildungsinhalte wie Sprachen,
Kultur- und Naturwissenschaften Mit-
tel sein, die Welt, die Geschichte, die
Natur und die menschliche Gesell-
schaft zu verstehen, wenigstens besser
zu verstehen. Die Orientierung in
unserer Welt ist mit verwirrend ge-
gensätzlichen Zielen möglich. Sie
können egoistisch oder altruistisch,
religiös oder materialistisch sein. Die
Auswahl der Ziele wird eben nicht
mehr vorweg besorgt. Jeder kann
nicht nur selber wählen, sondern
muß es auch, weil es niemand für ihn
oder für sie tut. Die Massenmedien
und der Freundeskreis sind häufig die
einzigen Stützen und leider nicht
immer verläßliche.

Die gute Prägung des Wertebewußt-
seins setzt heute unerhört anspruchs-
volle Mittel voraus, Mittel, die die
Urteilsfähigkeit und das Weltverste-
hen fördern. Es muß aber auch der
Sinn, das Empfinden für die Welt, die
Mitmenschen, die Natur und die Ge-
schichte vermittelt werden, sonst hat
die Urteilsfähigkeit in den Augen der
Schüler und Jugendlichen keinen
Wert. Und diese Prägung, die sowohl
kognitiv als auch emotional ist, hat
eine grundlegende Bedeutung. Denn
gerade die emotionale Besetzung der
guten Werte stellt die Verbindung
zum eigenen Selbst her.

Erst wenn diese Verbindung herge-
stellt ist, gibt es eine Identifikation
des eigenen Selbst mit der Welt und
mit der Gesellschaft, die verstanden,
beurteilt und akzeptiert wird.

Gebildet ist schließlich derjenige, der
weiß, daß er erst verstehen und dann
selbst beurteilen muß, der weiß, daß
er nur urteilen kann, wenn er sich mit
den Bedingungen und Prämissen sei-
nes Urteils identifiziert, der weiß, daß
es nicht genügt, dies alles nur im stil-
len zu tun. Die Selbstidentifikation
muß sichtbar und hörbar sein; sie
muß sich zeigen und praktisch erwei-
sen. Die Selbstbindung muß erkenn-
bar und von anderen einschätzbar
sein. Der Bildungsprozeß sollte uns
für die anderen identifizierbar und
begreifbar machen. Wir beklagen, daß
die Bildungsgüter – Sprachen, Natur-
und Kulturwissenschaften – oft für
das Gegenteil der Selbstidentifikation
benutzt werden. Menschen verbergen
sich vor sich und anderen mit Hilfe
der erlernten Kulturgüter und Kultur-
techniken, statt sich mit ihnen einen
eigenständigen Ausdruck zu geben.

Natürlich können wir die Welt der
ökonomischen Freiheit nicht verges-
sen oder hintanstellen. Sie macht sich
nachhaltig bemerkbar. Eigentlich ist
die Wirtschaftswelt heute das, was
früher die Natur war. Der Kampf ums
Überleben ist heute kein bio-physi-
scher, sondern ein ökonomischer. Die
Techniken dazu müssen vermittelt
werden, und sie werden vermittelt; sie
haben einen ständig wachsenden
Markt. Hochkulturen konnten sich
erst entwickeln, als der Kampf ums
bio-physische Überleben die Men-
schen nicht mehr beherrschte und sie
sich einzeln und in Gesellschaften
um die Gestaltung des Lebens küm-
mern konnten. Hochkulturen wird es
nur geben, wenn der Kampf ums öko-
nomische Überleben die Kräfte zur
individuellen Lebensgestaltung nicht
völlig absorbiert. Es sieht so aus, als
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würden diese Kräfte immer stärker
ökonomisch gebunden. Deswegen
sollte der Bildungsprozeß die nicht-
ökonomischen Formen der Selbstge-
staltung fördern. Es gibt sie alle noch.
Sie stehen nur im Begriff, zu bloßen
Leistungstechniken umgemünzt zu
werden.

5. Humanität

Am Anfang dieses Jahrhunderts hatte
Max Weber den Wissenschaften die
entscheidende Rolle bei der Sinn-
stiftung des Lebens eingeräumt, eine
Rolle, die davor allein die Religion
hatte. Ich wies darauf hin, daß wir
heute den Wissenschaften diese quasi-
religiöse Rolle nicht mehr geben wol-
len. Wir müssen deswegen über die
Bedeutung der Wissenschaften im Bil-
dungsprozeß nachdenken. Im Wirt-
schaftsprozeß ist die Rolle der Wissen-
schaften klar. Das neu gewonnene
Wissen muß möglichst rasch ange-
wandt werden können. Die Halb-
wertszeit des Wissens sinkt nicht nur
rapide, die Wissensmenge verdoppelt
sich außerdem alle fünf Jahre. Das
Wissensmanagement ist daher min-
destens so wichtig wie die Wissens-
gewinnung. Was nützt schon das
Wissen, das sich nicht ökonomisch
gewinnbringend anwenden läßt. Die-
ses Wissen kann im Bildungsprozeß
aber nicht nur aufgrund seiner Kurz-
lebigkeit keine Rolle spielen. Es ist vor
allem nicht geeignet, den jungen
Menschen ein klares und zuverlässi-
ges Bild des Menschen, der Natur und
der Welt insgesamt zu vermitteln.
Deswegen kann das wissenschaftliche
Wissen für die menschliche Bildung
nicht mehr die Rolle spielen, die es
früher hatte.

Nur noch der Prozeß der Wissens-
gewinnung in den Wissenschaften ist
ein Ideal für den Bildungsprozeß. Das
liegt einfach daran, daß die perfek-
teste oder reinste Form der Selbstbil-
dung die eigenständige, autonome
und freie Bildung von Wissen durch
wissenschaftliche Forschung ist. Mit
wissenschaftlichen und geistigen Lei-
stungen nähert sich der Mensch sei-
nen Idealen der Vollkommenheit und
der Freiheit. Die Frage ist aber, wie
weit diese Ideale für den Bildungs-
prozeß heute tragen. In einer Zeit, in
der immer weniger Menschen eine
Aussicht auf Arbeit haben, in der
auch der Prozeß der Wissensgewin-
nung von immer weniger Menschen
mit immer perfekteren technischen
Mitteln vollzogen wird, kann die wis-
senschaftliche Leistungskraft nicht
mehr der vorrangige Maßstab der Bil-
dung durch Selbstbildung sein.

Wenn wir Menschen den Wert unse-
res eigenen Selbst von unseren Lei-
stungen und unserer Leistungskraft
abhängig machen, müssen viele von
uns schon früh und die anderen
etwas später mehr oder weniger
zwangsläufig scheitern. Die wirt-
schaftliche Selbstbehauptung hat eine
Grenze in den Beschäftigungsverhält-
nissen, also in der Zahl der verfügba-
ren Jobs und sie hat eine Altersgrenze.
Wenn allein die Leistungskraft den
Wert des eigenen Selbst ausmacht,
werden wir früher oder später wertlos.
Welche Leiden und Übel mit diesem
Wertverlust verbunden sind, zeigen
die vielen Langzeitarbeitslosen, die
Frührentner und die Menschen, die
sich selbst nicht mehr respektieren,
weil sie nicht mehr so viel leisten wie
früher. Bildung sollte diese Menschen
unabhängiger machen von Erfolg und
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Leistung. Ihre Bildung sollte ihnen
helfen, sich selbst in ihrem Mißerfolg
und in ihrer Schwäche zu achten. Sie
sollte außerdem ihre Kraft auch darin
zum Ausdruck bringen, daß die Ge-
bildeten alle diejenigen achten, die
keinen Erfolg haben. Kurz gesagt,
Bildung sollte auch seelisch und cha-
rakterlich bilden. Denn sonst spre-
chen wir vom eigenen Selbst nur als
einer abstrakten Größe, deren Inhalts-
losigkeit spätestens dann offenbar
wird, wenn Krankheit oder Mißerfolg
das Leben und die Selbstachtung
schwer machen.

Es geht mir nicht darum, Bildung als
Mittel zur Überwindung sozialer Pro-
bleme und als Kompensation von
Arbeitslosigkeit zu empfehlen. Ein
solches Mittel kann Bildung weder im
einen noch im anderen Sinn sein;
denn auch die Zahl der Jobs wird
durch die Zahl der Gebildeten nicht
gesteigert. Wenn Bildung weiterhin
den Weg zur Selbstgestaltung weisen
soll und der Wert des eigenen Selbst
nicht primär von quantifizierbaren
Leistungen bestimmt ist, dann muß
Bildung auch die Fähigkeit der Men-
schen stärken, sich und andere zu
achten und unabhängig von ihren
Leistungen zu respektieren. Kardinal
Newman nannte dieses Bildungsziel
Humanität. Es ist in seinen Augen das
Ziel von Bildung schlechthin. Huma-
nität ist Achtung vor

● dem Menschen,
● dem eigenen Selbst und
● dem der anderen

unabhängig von Geschlecht, Herkunft,
Religion, Leistungen und Fähigkeiten.
Der gebildete Mensch heute brilliert
nicht so sehr mit seinen Kenntnissen,

sondern mit seinen humanen Fähig-
keiten. Er macht seine Selbstachtung
nicht primär von seinen Leistungen
abhängig und respektiert den anderen
als Menschen und nicht nur als Lei-
stungsträger. Das Interesse am ande-
ren ist übrigens der beste Indikator für
die Achtung vor dem eigenen Selbst.
Ich sprach am Anfang davon, daß es
viele Arten von Gebildeten gibt und
nannte eine Reihe von Berufen und
Tätigkeiten, außerdem wies ich darauf
hin, daß es nicht ein einziges Merk-
mal von Bildung gibt, das allen Gebil-
deten gemeinsam ist. Es gibt tatsäch-
lich kein berufsbezogenes Merkmal
von Bildung, das allen Gebildeten ge-
meinsam wäre. Es gibt aber einen
Wert, den alle Gebildeten, jeder auf
seine Weise und unabhängig von
Beruf und Arbeit repräsentieren, die
Humanität.

Wenn wir heute über eine Reform der
Bildung nachdenken, sollten wir dem
Vorrang der Humanität vor allen an-
deren Bildungszielen gerecht werden.
Die kognitiven Bildungsziele, das wis-
senschaftliche und technische Wis-
sen, das heute unverzichtbar ist, wer-
den dadurch keineswegs relativiert,
im Gegenteil. Diese Ziele erhalten er-
neut einen Wertbezug. Dies ist um so
wichtiger, als das wissenschaftliche
und das technische Wissen keinen
Eigenwert haben, der unabhängig
von ihrer jeweiligen Funktion wäre.
Der gebildete Mensch weiß, daß dies
so ist; und er oder sie wissen auch, daß
sie an dem Platz, an dem sie stehen,
das Beste aus sich mit ihren Fähigkei-
ten machen sollten, um ihrem eige-
nen Selbst gerecht zu werden.

Eine Reform der Bildung sollte aber
auch der Tatsache gerecht werden,
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daß das akademische Bildungsideal,
Selbstbildung durch Wissenschaft,
nicht mehr das Ideal der Bildung
schlechthin sein kann. Wir haben viel
zu lange mit diesem falschen Ideal ge-
lebt und das Vorurteil gefördert, daß
Bildung nur akademisch vermittelt
werden kann. Die sozialen Folgen die-
ses Vorurteils kennen wir inzwischen.

Zu wenige Jugendliche können sich
vorstellen, daß sie sich als Bäcker, In-
stallateur oder Metzger achten könn-
ten. Zu viele Eltern meinen, allein das
Abitur sei das Tor zur Bildung. Je
länger dieser Irrtum wirkt, desto
wahrscheinlicher wird es, daß eher
ein Kamel durch ein Nadelöhr geht
als ein Gebildeter durch das Abitur.

Anmerkungen

1 M. Weber, Wissenschaftslehre, 607.
2 A.a.o., 608.



Ein Wissenschaftler, der sich nicht in
den Elfenbeinturm zurückzieht, son-
dern in stetem und lebendigem Kon-
takt mit anderen Forschern, Poli-
tikern und Publizisten im In- und
Ausland steht: Professor Dr. Jens
Hacker, einer der führenden Vertreter
der politik- und rechtswissenschaftli-
chen Deutschlandforschung, wurde
zum Ende des Sommersemesters eme-
ritiert. Seit 1982 hatte er Politik-
wissenschaft unter besonderer Be-
rücksichtigung der Internationalen
Politik an der Universität Regensburg
gelehrt. Seine wissenschaftlich-kriti-
sche Kommentierung der Deutsch-
landpolitik und der internationalen
Beziehungen reiht sich zusammen
mit seiner Tätigkeit in der Osteuropa-
Forschung zu einem beeindrucken-
den wissenschaftlichen Gesamtwerk.
Dessen besonderes Charakteristikum
ist die kontinuierliche Zusammen-
schau von Politik und Recht. Mehr als
160 Aufsätze und Beiträge in Sam-
melwerken, sechs Monographien und
fünf Bände, bei denen er als Mitver-

fasser mitwirkte, lieferten „eine wis-
senschaftliche Perspektive, an der
auch diejenigen nicht vorbeigehen
konnten, die im übrigen nur wenig
mit Jens Hacker gemeinsam hatten.
Ein höheres Lob ist für eine vergleich-
bare Situation kaum zu spenden.“
Dieser Auffassung des Saarbrücker
Völkerrechtlers Wilfried Fiedler über
Jens Hackers Beitrag zur deutschen
Politikforschung ist kaum etwas hin-
zuzufügen.

Jens Hackers wissenschaftliches Wir-
ken reicht weit über die deutschen
Grenzen hinaus. Als Mitglied der
amerikanischen German Studies As-
sociation und der britischen Associa-
tion for the Study of German Politics
repräsentiert Hacker die bundesdeut-
sche Deutschlandforschung in der
angloamerikanischen Wissenschaft –
und half, sie in der Bundesrepublik zu
institutionalisieren: 1978 gehörte er
zu den Mitbegründern der Gesell-
schaft für Deutschlandforschung, 1992
bis 1994 übernahm er deren Vorsitz.

Zwischen Deutschlandforschung
und Völkerrecht – 

dem Politikwissenschaftler 
Jens Hacker zu 

seinem 65. Geburtstag 
und seiner Emeritierung

Tanja Wagensohn

Politische Studien, Heft 362, 49. Jahrgang, November/Dezember 1998
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Von 1986 bis 1994 wirkte der Poli-
tikwissenschaftler als Mitglied des
Wissenschaftlichen Beirats der Bun-
deszentrale für politische Bildung. In
der Politik kennt man ihn als kompe-
tenten wissenschaftlichen Berater:
Seit vielen Jahren ist er Mitglied im
Außenpolitischen Arbeitskreis der CSU.

Studierende und Kollegen in und
außerhalb Regensburgs schätzen
neben dem Wissenschaftler den Men-
schen Jens Hacker, weil er Mensch-
lichkeit, Zuverlässigkeit und Hilfsbe-
reitschaft mit fachlicher Kompetenz
verbindet. In einer Zeit, in der an den
deutschen Hochschulen der Faktor
Zeit zu einer oft alles entscheidenden
Kategorie geworden ist, gehörte er zu
den wenigen, die sich auch außerhalb
von Sprechstunden Zeit nahmen und
zuhörten. Kein Hochschullehrer, mit
dem der Dialog am letzten Prüfungs-
tag endete. Hacker hat viele Studie-
rende auf den beruflichen Weg ge-
bracht.

Vom hohen Norden Deutschlands
zog der 1933 in Kiel geborene Wissen-
schaftler in den tiefen Süden: Sein
Studium der Rechtswissenschaft, Poli-
tikwissenschaft und Geschichte be-
gann Jens Hacker in München. Die
Landeshauptstadt ließ Bayern für 
ihn zur zweiten Heimat werden. Die
nächsten Stationen waren die Univer-
sitäten zu Kiel und Köln, wo er von
1965 bis 1982 als Wissenschaftlicher
Mitarbeiter am dortigen Institut für
Ostrecht tätig war. Im Jahr 1972
promovierte Hacker am Rechtswissen-
schaftlichen Institut bei Boris Meiss-
ner über den „Rechtsstatus Deutsch-
lands aus der Sicht der DDR“ zum 
Dr. jur.. An der Wirtschafts- und So-
zialwissenschaftlichen Fakultät folgte

1981 die Habilitation im Fach Politi-
sche Wissenschaft mit einer über
1000seitigen Studie über Entstehung,
Entwicklung und Struktur des Ost-
blocks, die in der Zunft der Ostwis-
senschaftler längst ein Klassiker ge-
worden ist.

1982 kehrte Jens Hacker nach Bayern
zurück und begann seine Lehrtätig-
keit an der Universität Regensburg.
Seit November 1984 wirkte er dort als
Professor für Politikwissenschaft. Er
lehrte internationale Politik, deutsche
Außenpolitik, Vergleich politischer
Systeme und deutsche Verfassungs-
geschichte. Zu den Schwerpunkten
seiner Forschungstätigkeit gehören
Deutschlandpolitik und Internationa-
le Politik, die Außen- und Sicherheits-
politik der Bundesrepublik Deutsch-
land und die Verbindung von Völ-
kerrecht und Internationaler Politik.

Seine Spezialgebiete hat er in Vorle-
sungen, Seminaren und Kolloquien,
aber auch als Diskussionsteilnehmer,
Tagungsreferent und Herausgeber im-
mer wieder mit rechtswissenschaft-
lichen und völkerrechtlichen Frage-
stellungen verknüpft. Gleichzeitig hat
der Politikwissenschaftler und Völ-
kerrechtler nie versäumt, seine For-
schungsergebnisse der Öffentlichkeit
zugänglich zu machen. Seine Publika-
tionen erregten häufig nicht nur die
Aufmerksamkeit der Fachwelt, son-
dern auch der politisch interessierten
außeruniversitären Öffentlichkeit –
etwa die seit 1992 in mehreren Auf-
lagen erschienene Studie „Deutsche
Irrtümer“, die die politische und
wissenschaftliche Diskussion der
Deutschlandfrage in den 70er und
80er Jahren beleuchtet. Der Wissen-
schaftler ging darin unter anderem
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der Frage nach, welche Positionen die
Parteien, gesellschaftlichen Organisa-
tionen, die Publizistik und verschie-
dene wissenschaftliche Disziplinen in
der Frage der deutschen Wiederver-
einigung einnahmen.

An der Festschrift zum 65. Geburtstag
von Jens Hacker, die den Titel „Wandel
durch Beständigkeit. Studien zur deut-
schen und internationalen Politik“
trägt, haben viele bekannte Autoren
mitgewirkt. Bundesminister Theo Wai-
gel hat ihr einen Prolog über Deutsch-

lands neue internationale Rolle vor-
angestellt; unter den Namen zahl-
reicher renommierter Wissenschaftler
aus dem In- und Ausland finden sich
die von Wjatscheslaw Daschitschew,
Siegfried Mampel, Michael Wolffsohn,
Eckhard Jesse oder Guido Knopp. Sie
alle haben den Wissenschaftler Jens
Hacker als Persönlichkeit kennenge-
lernt, von dem eine Vielzahl bedeuten-
der wissenschaftlicher Impulse ausge-
gangen ist und weiter ausgehen wird.

Der Elfenbeinturm kann warten.



1. Einleitung

Hinterher ist man immer schlauer.
Diese alte Lebensweisheit ist richtig,
vermag aber nicht die zentrale 
Frage zu beantworten, warum der
Westen, nicht nur die Bundesrepublik
Deutschland, von der Zeitenwende
1989 so überrascht worden ist. Die
gewaltlose Revolution im Herbst 1989
in der DDR, dem „ersten“ und wohl
letzten „Arbeiter- und Bauernstaat auf
deutschem Boden“, die zum Zusam-
menbruch der SED und dann des
Staates selbst geführt hat, ist in der
deutschen Geschichte ohne Beispiel.
Bezieht man die unter unterschied-
lichen Bedingungen vollzogenen Um-
wälzungen in den anderen Mitglied-
staaten des Warschauer Paktes ein,
dann ist das Jahr 1989 als „das Wun-
derjahr der europäischen Nachkriegs-
zeit“ (George Schöpflin) einzustufen.
Ehe die Frage beantwortet werden
kann, ob die Prüfung der DDR- und

SED-Archive eine totale oder zu-
mindest partielle Neuinterpretation
des „Deutschland“-Bildes notwendig
macht, wie es sich bis 1989/90 dem
kritischen, parteipolitisch nicht fixier-
ten Analytiker dargestellt hat, stellt
sich die Frage nach der Quellen-
Hierarchie und Analyse-Ebene.

2. Die Problematik 
der Quellen-Hierarchie

Die bisher vorgelegten Dokumenta-
tionen über die Bonner Deutschland-
Politik in den siebziger und achtziger
Jahren sind unter zwei Aspekten zu
betrachten:

● Ob und inwieweit haben neben den
DDR- und SED-Archiven sowie den
nun zugänglichen deutschlandpoli-
tisch relevanten Akten des Bundes-
kanzleramtes in der Ära Kohl, die
Karl-Rudolf Korte in seiner umfang-

Muß die 
Bonner Deutschland-Politik 

seit Herbst 1969 
nach der Öffnung 

der DDR- und SED-Archive 
neu geschrieben werden?

Jens Hacker

Politische Studien, Heft 362, 49. Jahrgang, November/Dezember 1998
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reichen, soeben erschienenen Habi-
litationsschrift „Deutschlandpolitik
in Helmut Kohls Kanzlerschaft – Re-
gierungsstil und Entscheidungen
1982 – 1989“ ausgewertet hat, die
Erinnerungen maßgeblicher Staats-
männer und Politiker das „Deutsch-
land“-Bild, wie es bis zur „Wende“
bestanden hat, verändert oder zu-
mindest tangiert? Anders ausge-
drückt: Welche Auswirkungen haben
die neuen Quellen auf die Ein-
schätzung der offiziellen Deutsch-
land-Politik in den beiden Jahr-
zehnten vor dem Herbst 1989?

● Sind zwischen der offiziell ver-
kündeten Deutschland-Politik un-
ter den Bundeskanzlern Brandt,
Schmidt und Kohl und den inzwi-
schen dokumentarisch aufgeklär-
ten Hintergründen solche Diskre-
panzen auszumachen, daß die
bisher übliche Quellen-Hierarchie
und Analyse-Ebene ins Wanken ge-
raten sind oder zu geraten drohen?
Ist es also noch statthaft, sich
zunächst an den offiziell verkünde-
ten Verlautbarungen zu orientieren?

Für mich war nie zweifelhaft, mich
bei der Prüfung deutschlandpoliti-
scher Vorgänge zuerst an die offiziel-
len und programmatischen Aussagen
der Bundesregierung zu halten. Das
waren die Regierungserklärungen des
Bundeskanzlers und von 1949 bis
1969 des Ministers für gesamtdeut-
sche Fragen sowie ihrer engsten Mit-
arbeiter mit offiziellen Funktionen.
Mit dem Amtsantritt der SPD/FDP-
Bundesregierung im Herbst 1969
übernahm das Bundeskanzleramt die
konzeptionelle Verantwortung für die
Deutschland-Politik, während das da-
für zuständige Ministerium, das von
nun an Bundesministerium für inner-

deutsche Beziehungen hieß, weitge-
hend, wenn auch nicht ausschließ-
lich auf humanitäre Aufgaben und
darauf beschränkt wurde, die DDR-
und spätere vergleichende Deutsch-
land-Forschung zu verwalten und zu
subventionieren.

In der Ära Kohl war es ähnlich. Nur
Rainer Barzel, der ab Herbst 1982 für
ein halbes Jahr das Ministerium lei-
tete, hatte zunächst beim Amtsantritt
versucht, die Kompetenzen seines
Ressorts zu Lasten des Kanzleramtes
auszuweiten. Doch war dazu Bundes-
kanzler Kohl nicht bereit, indem
Philipp Jenninger, bis 1984 Staats-
minister im Bundeskanzleramt, nicht
jedoch das Ministerium für inner-
deutsche Beziehungen „die zentrale
Anlaufstelle“1 bildete. Barzels Nach-
folger, Heinrich Windelen, war von
Anfang an einsichtig genug, nicht 
an Barzels Ambitionen anzuknüpfen.
Sein Versuch, das Bundesministerium
für innerdeutsche Beziehungen in
„Bundesministerium für deutschland-
politische Aufgaben“ umzubenennen,
blieb erfolglos, da ihm Wolfgang
Schäuble, von 1981 bis 1984 Erster
Parlamentarischer Geschäftsführer der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, „enge
Handlungsmargen“2 setzte.

Dorothee Wilms, „aus Proporzgesichts-
punkten nach den Bundestagswahlen
1987 überraschenderweise bis zur
Auflösung des Ministeriums am 18.
Januar 1991 Chefin des Hauses“,
konnte den von Schäuble definierten
Spielraum nicht ausweiten. So wurde
das Bundesministerium in seiner poli-
tischen Funktion immer unbedeuten-
der. Spätestens im Prozeß der Wie-
dervereinigung Deutschlands konnte
sich jedermann davon überzeugen:
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Nicht das Innerdeutsche Ministerium
agierte, sondern Schäuble – in sehr
enger Abstimmung mit dem Bundes-
kanzler – monopolisierte als Bundes-
innenminister, bis auf den Bereich der
außenpolitischen Aspekte, alle Poli-
tikfelder des Vereinigungsprozesses“.3

Auch wenn man schon vor der zu
früh erfolgten Auflösung des Inner-
deutschen Ministeriums wußte, daß
Bundeskanzler Kohl ihm nur eine ge-
ringe Bedeutung zumaß, wird dieses
Faktum nun anhand der Unterla-
gen des Bundeskanzleramtes voll be-
stätigt. Darüber kann auch die Tat-
sache nicht hinwegtäuschen, daß 
alle Inhaber dieses Ministeriums seit
Herbst 1969 – Franke, Barzel, Winde-
len und Wilms – sowie Ottfried Hen-
nig, seit Oktober 1982 Parlamentari-
scher Staatssekretär, ihre zahlreichen
Reden, teilweise auch im Ausland,
stets schnell in schmalen Broschüren
zu publizieren wußten. Das Bundes-
presseamt machte es möglich.

Korte verdanken wir den Nachweis,
daß Bundeskanzler Kohl dem „Bericht
zur Lage der Nation“ den subtilen Zu-
satz „im geteilten Deutschland“ per-
sönlich wieder einsetzte und damit
„ein Zeichen für das politische Ge-
wicht des Wiedervereinigungsgebots
des Grundgesetzes“4 setzen wollte.
Seine Vorgänger Brandt und Schmidt
hatten – mit Rücksicht auf die DDR –
alljährlich nur einen „Bericht zur La-
ge der Nation“ vor dem Bundestag
vorgetragen und den Hinweis auf das
geteilte oder gespaltene Deutschland
– so lautete der Auftrag – weggelassen. 

Mit vielen interessanten, bisher nicht
bekannten Informationen über das
Gesamtdeutsche und Innerdeutsche

Ministerium wartet Kurt Plück aus
eigener Erfahrung in seiner Studie
„Der schwarz-rot-goldene Faden –
Vier Jahrzehnte erlebter Deutschland-
Politik“ (Bonn 1996) auf.5

Auf der Analyse-Ebene folgen sodann
die veröffentlichten Stellungnahmen
kompetenter Deutschland-Politiker der
Parteien. Dabei war und ist darauf zu
achten, welche Funktionen sie jeweils
ausübten. Auch wenn man den Stel-
lenwert von Programmen der Parteien
in der Regel gering einschätzt, gelangt
man beim Studium der Deutschland-
Frage zu dem überraschenden Er-
gebnis, daß die Diskussion über die
Formulierung der „Deutschland“ be-
treffenden Passagen in den Program-
men, Leitlinien, Leitsätzen oder ande-
ren programmatischen Aussagen viel
Aufschluß zu geben vermag. Das trifft
in besonderem Maße für die CDU
und SPD, aber auch für die CSU, we-
niger für die FDP zu.6 In den achtziger
Jahren entwickelten auch die Mi-
nisterpräsidenten der von der SPD
regierten Bundesländer beachtlichen
Ehrgeiz im innerdeutschen Dialog.

Eine wichtige Rolle bei der Darstel-
lung und Interpretation der offiziel-
len Deutschland-Politik vor der Zei-
tenwende haben die Medien, vor
allem die begleitende Publizistik ge-
spielt. In meiner Quellen-Hierarchie
folgen erst jetzt die nach der Über-
windung der staatlichen Teilung
Deutschlands zugänglichen DDR-
und SED-Archive sowie die Darle-
gungen der damals an den deutsch-
landpolitischen Entscheidungen be-
teiligten Politiker. Die gelegentlich
anzutreffende ausschließliche Fixie-
rung auf die Aussagen dieser Doku-
mente und inzwischen publizierten
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Erinnerungen und Begründungen der
in den siebziger Jahren und danach
Deutschland-Politik treibenden Re-
präsentanten ist nicht nur unwissen-
schaftlich, sondern auch politisch
insoweit nicht vertretbar, als sie im
nachhinein dazu neigen, Positio-
nen vorzugeben, die die vor der
„Wende“ eingenommenen relativie-
ren und möglicherweise frühere Irr-
tümer und Fehleinschätzungen recht-
fertigen sollen.

Trotz der vorliegenden Dokumenta-
tionen und Kommentierungen der
innerdeutschen Beziehungen vom
Herbst 1969 bis 1989/90 kann von
einem vollständigen Bild noch keine
Rede sein. Einmal sind die in den
DDR- und SED-Archiven lagernden
Materialien noch nicht vollständig
ausgewertet, zum anderen sind die
Bonner Akten aus der Regierungs-
zeit der Bundeskanzler Brandt und
Schmidt der interessierten Öffentlich-
keit bisher nicht zugänglich gemacht
worden. Damit teile ich nicht die Auf-
fassung Helmut Schmidts, der große
Zweifel an der Richtigkeit und Zu-
verlässigkeit der Ost-Berliner Verhand-
lungsnotizen hegt. So hat er die
Bundesregierung aufgefordert, die amt-
lichen Akten aus seiner Regierungs-
zeit für die Nutzung freizugeben.7

Bisher liegen keine Hinweise dafür
vor, daß die Ost-Berliner Wortproto-
kolle über innerdeutsche Verhandlun-
gen und Gespräche manipuliert, un-
zulässig verkürzt wiedergegeben oder
gar verfälscht worden sind. Es besteht
keine Veranlassung, die Authentizität
der DDR- und SED-Dokumente in Fra-
ge zu stellen. Welchen Zweck sollten
sinnentstellende oder gar verfälschen-
de Niederschriften gehabt haben? 

Das wäre für einen totalitär verfaßten
Staat, wie man nach dem Kollaps der
DDR und in Übereinstimmung mit
den Materialien der Enquête-Kom-
mission „Aufarbeitung von Geschich-
te und Folgen der SED-Diktatur in
Deutschland“ die DDR wieder be-
zeichnen darf, höchst ungewöhnlich.

Die von Heinrich Potthoff in seiner
Dokumentation „Die ’Koalition der
Vernunft’“ ausgewerteten „zur ver-
gleichenden Betrachtung geeigneten
west-ost-symmetrischen Aufzeichnun-
gen über Unterredungen des SED-Chefs
mit Hans-Jochen Vogel, Wolfgang
Mischnick, Otto Graf Lambsdorff,
Eberhard Diepgen, Alfred Dregger
oder Johannes Rau ... reichen aus, 
um zu erkennen, daß die Nieder-
schriften, die auf DDR-Seite Staats-
sekretär Frank Joachim Herrmann
oder der Abteilungsleiter im Außen-
ministerium Karl Seidel angefertigt
haben, zutreffend die Gesprächsin-
halte festhielten“.8 Zu diesem Resultat
gelangt auch Herausgeber Potthoff
selbst:

„Diese Gesprächsaufzeichnungen sind
eine Quelle von Rang. In ihrer Aus-
führlichkeit und Genauigkeit sind sie
ein Zeugnis für eine Beamten- und
Funktionärskorrektheit, die bei Seidel
fast preußische Züge aufwies, und für
eine Manie des obersten Herrschers,
über umfassendes schriftlich fixiertes
Material zu verfügen ... .“9

Helmut Schmidts Zweifel an der Rich-
tigkeit und Zuverlässigkeit der Ost-
Berliner Gesprächsnotizen vermögen
auch insoweit nicht zu überzeugen,
als Karl Seidel in einem Interview für
das Fernsehmagazin „Kontraste“ vom
20. Januar 1994 den Charakter und
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Inhalt der von ihm gefertigten Ge-
sprächsvermerke dahingehend kom-
mentiert hat, sie seien „keineswegs
verfälscht worden, das hätte ja gar
keinen Sinn gehabt. Das waren ... Ar-
beitsniederschriften, also wem hätte
das nützen sollen, wenn man irgend-
was geschönt hätte. Es ging darum,
daß man damit arbeiten konnte. ...
Ich habe sie dann an Honecker wei-
tergegeben. Was er damit gemacht
hat, weiß ich nicht ... .“10

Von der Authentizität der seitens der
DDR und SED vorliegenden Wort-
protokolle zeugen nicht nur die Re-
cherchen Heinrich Potthoffs, Jochen
Staadts u. a., sondern auch verglei-
chende Studien Karl-Rudolf Kortes.
Natürlich kann man darüber streiten,
ob es zulässig und opportun ist, vor
Ablauf des 30jährigen Persönlich-
keitsschutzes die Bonner Archive zu
öffnen. Im Gegensatz zum „ZEIT“-
Mitherausgeber Helmut Schmidt plä-
diert der Bonner politische „ZEIT“-Re-
dakteur Gunter Hofmann vehement
gegen diesen Vorschlag: „Die Dreißig-
Jahre-Regelung schützt den Raum der
Politik, wo vertrauensvoll verhandelt
werden kann, gerade damit sie sich
nicht ins Geheimdiplomatische, Vor-
demokratische zurückzieht.“

Es wäre nur schwer zu verstehen,
wenn Bundeskanzler Kohl die Archive
lediglich „für einen sorgsam ausge-
wählten Kreis von Wissenschaftlern
geöffnet und danach sofort wieder ver-
schlossen“ habe: „Politik wird damit
privatisiert. Archive auf, Archive zu, al-
les nach dem Willen des Herrn. Wenn
es noch ein gemeinsames Verständnis
für intakte Institutionen, ihre Spiel-
regeln und Gesetze gäbe, müßte man
von einem Skandal sprechen.“11

In der Tat wäre es nicht nur politisch
unvertretbar, sondern auch nicht
nachvollziehbar, wenn Bundeskanzler
Kohl nur ihm politisch genehmen
Wissenschaftlern Einblick in die Kor-
respondenz, Protokolle und andere
Vermerke über die von ihm geführten
Gespräche und Verhandlungen mit
der DDR- und SED-Spitze und den
Staatsmännern der drei Westmächte
und der UdSSR gewährte. Ein solches
Vorgehen wäre auch nicht mit dem
Hinweis zu rechtfertigen, daß der
SPD-Historiker Potthoff die bisher
maßgeblichen bundesdeutschen Do-
kumentationen über die Bonner
Deutschland-Politik der Bundeskanz-
ler Brandt, Schmidt und Kohl zusam-
mengestellt und dabei seinen poli-
tischen Standort nicht verhehlt hat.12

So verdienstvoll Andreas Vogtmeiers
gleichfalls umfangreiche Studie über
„Egon Bahr und die deutsche Frage“13

auch ist, zumal ihm das Privatarchiv
Bahrs zur Verfügung stand, war er
fortwährend bemüht, Bahrs in immer
neuen Varianten vorgetragene Thesen
zu relativieren, die staatliche Teilung
Deutschlands nicht nur zu stabilisie-
ren, sondern auch zu zementieren.
Besser wäre es gewesen, wenn von
Anfang an die deutschlandpolitischen
Vorstellungen der führenden Bonner
Repräsentanten nicht von Partei-
gängern mit wissenschaftlichem An-
spruch analysiert und interpretiert
worden wären.

Einen weiteren und wichtigen Aspekt
der Bonner Deutschland-Politik gilt es
im Auge zu behalten: Nicht nur in
den siebziger, sondern auch und erst
recht im Verlauf der achtziger Jahre
kann sie nicht ohne Berücksichtigung
der Beziehungen zwischen Ost-Berlin
und Moskau betrachtet werden. Dazu
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liefern die von Daniel Küchenmei-
ster herausgegebene Dokumentation
„Honecker – Gorbatschow: Vieraugen-
gespräche“ (Berlin 1993) sowie Erich
Honeckers „Moabiter Notizen – Letz-
tes schriftliches Zeugnis und Ge-
sprächsprotokolle vom BRD-Besuch
1987 aus dem persönlichen Besitz
Erich Honeckers“ (Berlin 1994) und
die „Persönliche Erklärung von Erich
Honecker vor dem Berliner Landge-
richt am 3. Dezember 1992“ wichtige
Hinweise. Sehr instruktiv, ausführlich
und teilweise persönlich informiert
Michail Gorbatschow über die Bezie-
hungen des Kreml zur DDR- und SED-
Führung in seinen „Erinnerungen“
(München 1995). Er, seit dem 11. März
1985 amtierender KPdSU-Chef, hat
erstmals der Bundesrepublik Deutsch-
land neben der DDR eine gleich-
gewichtige Position zugewiesen und
das Beziehungsgeflecht zum „Dreieck
Bonn – Ost-Berlin – Moskau“ ent-
wickelt. Er verdeutlicht darüber hin-
aus, wie schwierig der Umgang mit
Staats- und Parteichef Honecker und
der übrigen Führungsspitze der DDR
und SED für ihn war.14

Hier sei abschließend noch auf eine
politische und wissenschaftliche Fund-
grube für alle Aspekte der Deutsch-
land-Frage hingewiesen: die schon
erwähnten Materialien der Enquête-
Kommission „Aufarbeitung von Ge-
schichte und Folgen der SED-Diktatur
in Deutschland“, neun Bände in 18
Teilbänden (Baden-Baden 1995).

Mit Recht spricht Bundestags-Präsi-
dentin Süssmuth in ihrem Geleit-
wort von einem „in seiner Fülle und
Vielfalt einzigartigen Zeugnis der Ver-
gewisserung gerade eben erlebter Ver-
gangenheit“.15 Darin kommen insge-

samt mehrere hundert Zeitzeugen
und Sachverständige zu Wort.

3. Einzelaspekte

Überblickt man die seit dem Fall der
Mauer am 9. November 1989 und 
der Wiederherstellung der staatlichen
Einheit Deutschlands am 3. Oktober
1990 in Politik, Wissenschaft und
Publizistik unter Heranziehung der
inzwischen ausgewerteten Archive
geführte Diskussion, dann schälen
sich vor allem fünf Fragenkomplexe
heraus:

● Hat man das in der Präambel des
Grundgesetzes verankerte Wieder-
vereinigungsgebot, das vom Bun-
desverfassungsgericht zum Wah-
rungsgebot erweitert worden ist
und damit eine nationalstaatliche
Lösung der „deutschen Frage“ zu
gering geachtet? War man sich im-
mer bewußt, daß es in Art. 7 des
am 5. Mai 1955 in Kraft getretenen
Deutschland-Vertrags hieß: „Bis zum
Abschluß der friedensvertraglichen
Regelung werden die Unterzeich-
ner-Staaten zusammenwirken, um
mit friedlichen Mitteln ihr gemein-
sames Ziel zu verwirklichen: Ein
wiedervereinigtes Deutschland, das
eine freiheitlich-demokratische Ver-
fassung, ähnlich wie die Bundes-
republik, besitzt und das in die
europäische Gemeinschaft inte-
griert ist.“

● Beruhen manche Fehleinschätzun-
gen nicht darauf, daß man den
deutschlandpolitischen Spielraum
Ost-Berlins über- und den Grad 
der Abhängigkeit der DDR von 
der Schutz- und Ordnungsmacht
UdSSR unterschätzt hat?
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● Nach der Öffnung der DDR- und
SED-Archive sehen sich die politi-
schen Parteien in den alten Bun-
desländern in starkem Maße mit
der Frage konfrontiert, ob sie im
Rahmen der innerdeutschen „Dia-
log“-Politik den nötigen und rich-
tigen Abstand zu dem in Ost-Berlin
diktatorisch agierenden SED-Re-
gime bis zur „Wende“ im Herbst
1989 gewahrt haben. Das noch
nicht bewältigte „Aktengebirge“
(Rainer Eppelmann) trägt noch für
lange Zeit dazu bei, daß sich nicht
nur die Führungen der Parteien,
sondern auch wichtiger gesell-
schaftlicher Organisationen – vor
allem der evangelischen Kirche
und des Deutschen Gewerkschafts-
bundes – mit der eigenen Rolle in
der deutsch-deutschen Vergangen-
heit auseinandersetzen und lang-
fristig eine bisher verweigerte, breit
und pluralistisch angelegte Dis-
kussion konzedieren müssen.

● Lief das von Egon Bahr entwickelte
Konzept „Wandel durch Annä-
herung“ auf eine „Liberalisierung
durch Stabilisierung“ und in der
weiteren Konsequenz auf eine „Sta-
bilisierung ohne Liberalisierung“
hinaus, wie Timothy Garton Ash 
in seiner materialreichen Studie
„Im Namen Europas – Deutschland
und der geteilte Kontinent“ meint?

● Eng verknüpft ist damit die weitere
Frage: Die Beziehungen zwischen
Bonn und Ost-Berlin dürfen bis
1989/90 nicht isoliert betrachtet,
sondern müssen in den Rahmen
der internationalen Politik, der
politischen „Großwetterlage“ ein-
geordnet werden: Inwieweit hat 
die Ostpolitik der westlichen Welt,
also nicht nur der Bundesrepublik
Deutschland, zum „Relativismus

der Systeme“, zur Einebnung oder zu-
mindest zur Bagatellisierung der fun-
damentalen Unterschiede zwischen
den demokratischen Verfassungsstaa-
ten des Westens und den diktatorisch
regierten Staaten des Ostblocks beige-
tragen oder ihm zumindest Vorschub
geleistet?

3.1 Zur Wiedervereinigungs-
Problematik

Die bis heute nicht abgeschlossene
Diskussion über die Frage, warum
viele prominente deutsche Politiker
vornehmlich sozialdemokratischer Pro-
venienz, ein guter Teil der Zeithisto-
riker und Politikwissenschaftler sowie
der Publizistik die Endgültigkeit der
Teilung Deutschlands als eine zwin-
gende und einzig vernünftig erschei-
nende Grundbedingung der Bonner
Politik und ihrer wissenschaftlichen
Analyse vorausgesetzt haben, kann
hier nicht rekapituliert werden.

Einen wichtigen Beitrag dazu hat
Sören Roos in seiner zeitgeschicht-
lichen Bonner Dissertation „Das
Wiedervereinigungsgebot des Grund-
gesetzes in der deutschen Kritik zwi-
schen 1982 und 1989“ geliefert. Darin
möchte er die Frage beantworten,
„wie der immer wieder unternom-
mene Versuch in Politik und öffentli-
cher Meinung begründet wurde, dem
Sinnlosen Sinn zu geben, die Illusion
für wahr zu erklären und die Teilung
Europas und Deutschlands als Bedin-
gung für Sicherheit und Frieden zu
rechtfertigen“.16

Roos ist zu attestieren, daß er alle we-
sentlichen Argumente der Teilungs-
apologeten geprüft hat, zu denen
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neben friedens- und sicherheitspoliti-
schen der „Mitteleuropa“-Aspekt ge-
hört. Anschließend analysiert er das
„geschichtspolitische“ Argument, wo-
bei er die These jener Autoren hinter-
fragt, die die Teilung Deutschlands
„in einer moralischen Argumentation
als das Verdikt der Geschichte zur
Sühne angesehen“ haben, „das ange-
sichts der deutschen Verbrechen in
der Zeit des Nationalsozialismus irre-
versibel sei“.17

Roos Studie ergänzt, ersetzt aber nicht
die grundlegenden, zuvor erschiene-
nen Arbeiten zum Thema wie Tilman
Mayers „Prinzip Nation“ (Opladen
1986), der darin u. a. minuziös die
Vertreter mehrerer wissenschaftlicher
Disziplinen zusammengestellt hat,
die mehr oder weniger eindeutig er-
klärt hatten, sie sähen den westdeut-
schen Staat als eine Nation an. Mayer
hält ihnen die „moralische Fragwür-
digkeit“ entgegen, die Deutschen in
der DDR sich selbst überlassen zu
haben.18

Seltsam ist, daß die meisten Politiker,
Wissenschaftler – vor allem Historiker
und Politologen – und Publizisten,
die den Fortbestand der Teilung
Deutschlands aus unterschiedlichen
Gründen heraus für notwendig, rich-
tig oder gar gerecht gehalten haben,
seit der „Wende“ nicht geneigt wa-
ren, ihre Irrtümer einzugestehen.

Der Mehrzahl der Staats- und Völker-
rechtler fiel es sehr viel leichter, 
der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts mit dem Diktum aus
dem Grundlagenvertrags-Urteil vom
31. Juli 1973 „Die Wiedervereinigung
ist ein verfassungsrechtliches Gebot“
zu folgen.19

Das höchste deutsche Gericht hatte
im Gegensatz zu zahlreichen Politi-
kern, Wissenschaftlern und Publizi-
sten keine Probleme mit der Formel
„Wiedervereinigung“, die ihrer An-
sicht nach zu sehr mit dem Bismarck-
Reich assoziiert würde oder sich 
territorial auf „Deutschland in den
Grenzen von 1937“ beziehe. Zutref-
fend hat Helmut Berschin in seiner
1990 verfaßten Analyse „Quo vadis,
Wiedervereinigung? Wege eines Wor-
tes“ betont, richtig sei diese Wort-
kasuistik nicht, weder sprachlich
noch rechtlich: „Sprachlich steckt in
einem vereinigten Deutschland eben-
sowenig eine Gebietsangabe wie in
einem wiedervereinigten. Völkerrecht-
lich besteht zwischen ’Wiederverei-
nigung’ und den ’Grenzen von 1937’
kein zwingender Zusammenhang –
ansonsten hätten die alliierten Sie-
germächte ... ihr deutschlandpoliti-
sches Ziel früher wohl nicht als
Wiedervereinigung bezeichnet. Eine
’Wiedervereinigung in den Grenzen
von 1989’ ist also möglich.“20

3.2 Das Verhältnis zwischen 
der UdSSR und der DDR

Auf viele DDR-Zeithistoriker wirkte es
„wie ein Schock“21 nun aus den geöff-
neten Archiven und Erinnerungen
hochrangiger Partei-Funktionäre das
ganze Ausmaß der Abhängigkeit der
DDR von der Sowjetunion zu erfah-
ren. Doch war in dem am 7. Oktober
1975 zwischen der UdSSR und der
DDR erneuerten Bündnispakt die
Bestandsgarantie der DDR durch die
UdSSR völkerrechtlich verbindlich
festgeschrieben: „Die Deutsche De-
mokratische Republik ist für immer
und unwiderruflich mit der UdSSR
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verbündet. Das enge und brüderliche
Bündnis mit ihr garantiert dem Volk
der DDR das weitere Voranschreiten
auf dem Wege des Sozialismus und
des Friedens“. Zutreffend hat der Ber-
liner Historiker Stefan Wolle bemerkt,
„die Existenz der DDR war an den
politischen Willen der sowjetischen
Führungsmacht gebunden, ihre impe-
riale Einflußsphäre im strategischen
Vorfeld des Landes zu erhalten. Die
Macht der SED ruhte in letzter Konse-
quenz auf sowjetischen Bajonetten.
Dies haben westliche Beobachter ge-
legentlich vergessen ... .“22

Das Verhältnis zwischen der UdSSR
und der DDR hat Leonid Breschnew 
in einer Unterredung mit Erich
Honecker am 28. Juli 1970 auf den
Punkt gebracht: „Erich, ich sage Dir
offen, vergiß das nie: die DDR kann
ohne uns, ohne die Sowjetunion, ihre
Macht und Stärke – nicht existieren.
Ohne uns gibt es keine DDR.“23

Staats- und Parteichef Honecker hat
diese für die DDR vernichtende Aus-
sage in seinen „Moabiter Notizen“
wiederholt. Und Pjotr Abrassimov,
der langjährige „regierende Botschaf-
ter“ der Sowjetunion in der DDR,
sprach 1992 in der „Iswestija“ von der
DDR wie von einem Kunstprodukt
der UdSSR: „Streng genommen kann
man die DDR mit einem Homunkulus
vergleichen, der in der sowjetischen
Retorte aufgezogen wurde.“24

Festzuhalten gilt, daß – im Gegen-
satz zu einem guten Teil der politik-
wissenschaftlichen DDR-Forschung – 
die meisten bundesdeutschen DDR-
Rechtsforscher das Abhängigkeits-
verhältnis der DDR von der UdSSR
richtig einzuschätzen und zu klassi-
fizieren wußten. Sie haben immer

wieder gefragt, mit welchen Begriffen
es am besten zu kennzeichnen sei.
Verfehlt war es, den sowjetischen
Machtbereich als „Hegemonie“ zu apo-
strophieren, da der Begriff den Zwangs-
charakter der sowjetischen Herrschaft
nicht zum Ausdruck brachte.

Das Ende des Ostblocks, nicht nur der
DDR war spätestens seit November
1986 vorprogrammiert, als Michail
Gorbatschow den Staats- und Partei-
führern der übrigen Warschauer-Pakt-
Staaten intern in Moskau verkündete,
daß „bedrängte kommunistische Par-
teien nicht mit sowjetischen Panzern
rechnen könnten, um ihre Macht zu
sichern“.25 Honecker hat in seinen
„Moabiter Notizen“ den erstmaligen
Verzicht der UdSSR auf ihre Funktion
als „Ordnungsmacht“ bestätigt.26

3.3 Der Umgang mit 
der DDR in der Politik

Während die nun zugänglichen DDR-
und SED-Archive die Positionen der
bundesdeutschen Politiker bestätigen,
die schon vor der „Wende“ im Hin-
blick auf die Offenhaltung der „deut-
schen Frage“ bekannt waren, ent-
halten sie zahlreiche Überraschungen
über die Art des Umgangs der politi-
schen Repräsentanten in beiden Staa-
ten Deutschlands miteinander. Hier
gebietet die zeithistorische Wahrheit,
gravierende Unterschiede im Verhal-
ten von CDU- und CSU- sowie FDP-
Politikern auf der einen und seitens
der SPD auf der anderen Seite im Auge
zu behalten. Das Bestreben Heinrich
Potthoffs und anderer Analytiker, die
von der „zweiten Phase der Entspan-
nungspolitik“ und „Neben-Außenpo-
litik“ der SPD so viel wie möglich ret-
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ten wollen, den teilweise kumpelhaf-
ten Umgang führender SPD-Politiker
mit jenem der CDU/CSU auf eine
Stufe zu stellen, wird anhand einer
kritischen Prüfung der diversen Ge-
sprächsprotokolle nicht gestützt.

In einem zentralen Punkt stimmen
die Aussagen bundesdeutscher Poli-
tiker aller Parteien überein: Alle ach-
teten darauf, nichts zu tun oder zu
sagen, was auf eine Destabilisierung
der DDR hinausgelaufen wäre. Reprä-
sentativ dafür ist das Telefonat, das
Bundeskanzler Kohl am 19. Dezember
1983 mit Honecker führte: „Sie spre-
chen hier mit einem Mann, der nichts
unternehmen wird, um Sie in eine
ungute Lage – ich will es nicht näher
interpretieren – in eine ungute Lage zu
bringen ... .“27 Wenn man über Strauß’
Umgangsstil auch streiten kann, darf
man nicht vergessen, daß er in seinen
Gesprächen mit Staatssekretär Schalck
und auch Honecker stets Fragen der
innerdeutschen Kommunikation und
der inneren Situation der DDR an-
gesprochen hat. Bedenklich ist vor
allem eine Bemerkung Strauß’ gegen-
über Schalck am 10. Juni 1985 in
München: „Eigentlich darf ich Ihnen
dies gar nicht sagen, Herr Schalck,
aber nehmen Sie das mal mit, ich 
und meine politischen Freunde sind
froh darüber, daß Erich Honecker als
Staatsratsvorsitzender und General-
sekretär der Partei die Geschicke der
DDR leitet. Wir hoffen, daß das noch
viele Jahre der Fall ist.“28 Die friedli-
che Revolution in der DDR hat Strauß
nicht mehr erlebt.

Zum Gesprächsstil namhafter SPD-
Politiker mit Honecker und anderen
SED-Funktionären stellt selbst Pott-
hoff fest: „Offenbar unterlagen einige

Sozialdemokraten einer Fehlperzep-
tion der DDR-Wirklichkeit oder hat-
ten sogar das Gespür für das Sehnen
und Denken der Menschen in der
DDR verloren ... . Kritisch zu fragen
ist, ob die SPD bzw. präziser eine
Reihe ihrer führenden Politiker den
Umgang mit Regierenden des SED-
Systems nicht übertrieben ... . Zumin-
dest partiell drohte in den Hinter-
grund zu treten, daß es sich bei 
dem SED-Regime nicht um eine
demokratisch gewählte Regierung
handelte. .. .“29

Mit dem Verlust der normativen Di-
stanz zum SED-Staat und der Aufgabe
des anti-totalitären Konsenses durch
die SPD war die Politik der Anbiede-
rung führender SPD-Akteure in einem
Ausmaß verbunden, daß Honecker
meinte, seine Gespräche mit west-
deutschen Sozialdemokraten seien „ka-
meradschaftlich“30 gewesen. Der schon
erwähnte Oxforder Historiker Garton
Ash kommt anhand zahlreicher 
Belege zu dem Ergebnis, „daß sich 
Vertreter der SPD und der SED ge-
meinsam überlegten, wie man die
Bundestagswahlen für die SPD gewin-
nen könnte, gegen die Union. Die
Vertreter einer demokratischen Partei
überlegten gemeinsam mit Vertretern
einer kommunistischen Diktatur, wie
man gegen eine andere demokrati-
sche Partei Wahlkampf machen soll,
mit Wahlhilfe aus Ost-Berlin.“31

Es ist schon überraschend festzu-
stellen, mit welcher Selbstverständ-
lichkeit prominente SPD-Politiker die
von Honecker zugesagte Wahlhilfe
akzeptierten. So meinte der SED-
Chef in einem offiziellen Gespräch
mit Willy Brandt am 19. September
1985 in Berlin, „er mache aus dem
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Interesse auf unserer Seite kein Ge-
heimnis, daß die SPD die Bundes-
tagswahlen gewinnt ... die DDR halte
Kurs auf die Unterstützung der SPD 
... .“32 Bei seinem Besuch des Saar-
landes erklärte Honecker am 10. Sep-
tember 1987 gegenüber Ministerprä-
sident Lafontaine, er könne „auch
zukünftig der Unterstützung durch
die SED sicher sein ... .“ Lafontaine
erwiderte, Honecker sei gut beraten
gewesen, auf die Rede Kohls vom 
7. September „so zu reagieren“.33 In
der Bonner Redoute hatte Bundes-
kanzler Kohl zu Beginn des Arbeits-
besuches Honeckers mit aller Klarheit
und Entschiedenheit die deutschland-
rechtlichen und -politischen Grund-
positionen der Bundesregierung um-
rissen. Er verwies nicht nur auf das 
in der Präambel des Grundgesetzes
verankerte Wiedervereinigungsgebot,
sondern auch auf den Brief zur deut-
schen Einheit zum Grundlagenver-
trag, um hinzuzufügen, die „deutsche
Frage“ bleibe offen.34 Als der baye-
rische Ministerpräsident Strauß am
11. September 1987 Staats- und Partei-
chef Honecker in München empfing,
ließ er es ebenfalls an der nötigen
Deutlichkeit nicht fehlen.35

Strauß’ historisches Verdienst liegt
darin, die bayerische Landesregierung
1973 veranlaßt zu haben, die Ver-
fassungsmäßigkeit des Grundlagen-
vertrags durch das Bundesverfas-
sungsgericht prüfen zu lassen, da die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion für die-
sen Schritt mehrheitlich nicht zu ge-
winnen war. Aus den inzwischen aus-
gewerteten detaillierten Unterlagen,
die im Archiv für Christlich-Soziale
Politik der Hanns-Seidel-Stiftung la-
gern, geht hervor, daß dies für Strauß
sehr viel schwerer war, als seine „Erin-

nerungen“ verraten. So haben Karl
Carstens, Vorsitzender der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion, und Kurt Georg
Kiesinger, damals Mitglied des Bun-
destags, Ministerpräsident Goppel
angerufen und ihm dringend von
einer Klage abgeraten. Goppel sagte
zu Strauß, „wir haben das Grundge-
setz abgelehnt, jetzt streiten wir, um
es zu retten ... .“36

In seinen posthum (1993) veröffent-
lichten „Erinnerungen und Erfahrun-
gen“ hat Carstens, einer der schärf-
sten Kritiker des Grundlagenvertrags,
sehr knapp begründet, warum er die
Anrufung des Bundesverfassungs-
gerichts abgelehnt habe. Immerhin
hat er Bayern attestiert, einen beacht-
lichen politischen Erfolg erzielt zu
haben.37 Das Urteil vom 31. Juli 1973,
dessen Bedeutung für den gesamten
Staat und alle seine Bürger – so Otto
Kimminich – durch keine andere Ent-
scheidung seit der Konstituierung der
Bundesrepublik Deutschland über-
troffen wurde, hatte eine beachtliche
integrative Wirkung auf die Politik
sowie Staats- und Völkerrechts-Wis-
senschaft, da die Bonner Deutsch-
land-Politik von nun an bis 1989
weitgehend von Regierung und parla-
mentarischer Opposition gemeinsam
getragen wurde.

4. Vom „Wandel durch Annähe-
rung“ zur „Stabilisierung 
ohne Liberalisierung“?

In einem Interview mit der „ZEIT“
vom 13. März 1992 sagte Egon Bahr:
„Unsere eigentliche Aufgabe ist es,
Europa oder Rußland von der Krank-
heit zu befreien, die Kommunismus
genannt wird. Ich habe das nur ein-
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mal gesagt, das wäre sonst kontrapro-
duktiv gewesen. Ich habe nicht mehr
geglaubt, daß ich es erleben würde.
Und vor allen Dingen nicht, daß es
als Implosion stattfindet, fast ohne
Blut und Gewalt.“38 Bahr fügte hin-
zu, er habe vor 20 Jahren seinem
damaligen DDR-Verhandlungspartner
Michael Kohl das Ende des Kommu-
nismus vorausgesagt.

Mit Recht fragte umgehend „ZEIT“-
Chefredakteur Robert Leicht, ob die
Ostpolitik „wirklich subversiv, als ein
Beitrag zum Sturz der kommunisti-
schen Systeme“ gemeint gewesen sei:
„Mit einer solchen Absicht wäre sie
von Anfang an überfordert gewesen.
War doch gerade dies ihr Ausgangs-
punkt: daß man sich auf die Realität
dieses Systems erst einmal einstellen,
ja daß man seine äußere und damit
notgedrungen auch innere Stabilisie-
rung bewußt in Kauf nehmen muß,
wenn man den Menschen in der DDR
helfen will.“39

Wenn Bahr seine Ost- und Deutsch-
land-Politik unter diesem subversiven
Aspekt verfolgt hat, durfte man in der
Tat von einer politischen Sensation
sprechen. Diese blieb jedoch aus, da
er bisher nicht den Nachweis für seine
Behauptung führen konnte.

Leider hat Bahr in seinen Erinnerun-
gen „Zu meiner Zeit“ (München
1996) seine These nicht nachzu-
weisen gesucht. Selbst Peter Bender,
der wichtigste publizistische Reprä-
sentant der im Herbst 1969 prokla-
mierten „neuen Ost- und Deutsch-
land-Politik“, gelangte retrospektiv zu
diesem Ergebnis: „Die DDR starb an
sich selbst – zu fragen ist: Hat die Poli-
tik der Kanzler Brandt, Schmidt und

Kohl ihr Dahinscheiden behindert
oder begünstigt? Sicher ist, daß diese
Politik nicht darauf angelegt war, die
DDR zugrunde zu richten – im Gegen-
teil: Bonn erklärte, es wolle die DDR 
nicht destabilisieren; denn nur auf
dieser Geschäftsgrundlage funktio-
nierte der Austausch von Geldern und
Leistungen ... .40

Einen entscheidenden Beitrag zur De-
stabilisierung der politischen Systeme
der Warschauer-Pakt-Staaten und lang-
fristig des Ostblocks insgesamt haben
die KSZE-Schlußakte vom 1. August
1975 und der sich anschließende KSZE-
Prozeß geleistet.

5. Die Problematik des 
„Relativismus der Systeme“

Als Egon Bahr in seiner vielzitierten
Tutzinger Rede vom 15. Juli 1963
seine These „Wandel durch Annähe-
rung“ begründete, bezog er sich auf
die vom amerikanischen Präsidenten
John F. Kennedy entwickelte „Strate-
gie des Friedens“, die sich durch die
Formel definieren lasse, „daß die
kommunistische Herrschaft nicht be-
seitigt, sondern verändert werden
soll. Die Änderung des Ost-West-Ver-
hältnisses, die die USA versuchen
wollen, dient der Überwindung des
Status quo, indem der Status quo
zunächst nicht verändert werden soll.
Das klingt paradox, aber es eröffnet
Aussichten, nachdem die bisherige
Politik des Drucks und Gegendrucks
nur zu einer Erstarrung des Status quo
geführt hat.“41

Diesen richtigen Ausgangspunkt – zu-
erst keine Modifizierung des Status
quo mit dem langfristigen Ziel, ihn zu
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überwinden – hat Präsident Kennedy
bereits während seiner knapp drei-
jährigen Amtszeit aufgegeben, indem
er dem ersten Teil seiner Aussage
absolute Priorität einräumte. Davon
zeugte vor allem sein Schreiben an
den Regierenden Bürgermeister von
Berlin, Willy Brandt, vom 18. August
1961, in dem er sich wenig einfühl-
sam, ja geradezu brutal mit dem Bau
der Mauer in Berlin abfand und be-
tonte, nun ginge es vornehmlich nur
noch darum, die West und Ost tren-
nende Grenze soweit wie möglich
durchlässig zu machen.42 Das Junktim
zwischen den beiden Ausformungen
des Status-quo-Denkens hat dann
Kennedys Nachfolger, Präsident Lyn-
don Johnson, mit seinem „Brücken-
schlag“-Konzept endgültig ad acta
gelegt.

Die von Bahr übernommene, dialek-
tisch zu verstehende Status-quo-These
Kennedys bedarf der Erweiterung um
einen zentralen Gedanken, den Ken-
nedy ein Jahr vor seinem Amtsantritt,
Anfang Januar 1960, vorgetragen hat:
den bereits in der Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte vom 10.
Dezember 1948 so eindrucksvoll for-
mulierten Zusammenhang von Men-
schenrechten und Frieden. Sie beginnt
mit der Feststellung, daß „die Aner-
kennung der allen Mitgliedern der
menschlichen Familie innewohnenden
Würde und ihrer gleichen und un-
veräußerlichen Rechte die Grundlage
der Freiheit, der Gerechtigkeit und des
Friedens in der Welt bildet“. Ebenso
wird in den Präambeln der beiden Men-
schenrechtspakte der UNO von 1966
die Anerkennung der Menschenrechte
als „Grundlage des Friedens“ bezeich-
net. Prägnant ist dieser Gedanke auch
in Art. 1 II des Grundgesetzes umrissen:

„Das deutsche Volk bekennt sich ... 
zu unverletzlichen und unveräußer-
lichen Menschenrechten als Grund-
lage jeder menschlichen Gemeinschaft,
des Friedens und der Gerechtigkeit in
der Welt.“

John F. Kennedy sprach 1960 in
seinem Beitrag „Die Möglichkeiten
des Friedens“ von einem „System der
Freiheit im Rahmen des Rechts. Im
Hinblick auf die Welt draußen ist
unser Ziel, nicht nur die Unversehrt-
heit unserer demokratischen Gesell-
schaftsordnung zu verteidigen, son-
dern auch die Sache der Freiheit, der
ganzen Menschheit und des Völker-
rechts fördern zu helfen – die univer-
selle Sache eines gerechten und dau-
ernden Friedens.“43

Freiheit und Völkerrecht als Voraus-
setzung für den Frieden – diese These
hat schon Immanuel Kant in seinem
philosophischen Entwurf „Zum ewi-
gen Frieden“ 1795 vertreten, um sie
allerdings mit einem weiteren und
dritten zentralen Aspekt zu verbin-
den: „Die bürgerliche Verfassung in
jedem Staate soll republikanisch
sein.“ Darunter verstand Kant eine
gewaltenteilende Verfassung: „Der Re-
publikanismus ist das Staatsprinzip
der Absonderung der ausführenden
Gewalt (der Regierung) von der ge-
setzgebenden; der Despotismus ist das
der eigenmächtigen Vollziehung des
Staates von Gesetzen, die er selbst ge-
geben hat, mithin der öffentliche Wil-
le, sofern er von dem Regenten als
sein Privatwille gehandhabt wird ... .“44

Martin Kriele gebührt das große Ver-
dienst, 1987, zwei Jahre vor der
„Zeitenwende“ in seiner Studie „Die
demokratische Weltrevolution“ dar-
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gelegt zu haben, „warum sich die
Freiheit durchsetzen wird“ – so der
Untertitel. Der enge Zusammenhang
zwischen Freiheit, Menschenrechten,
Frieden und Völkerrecht wurde im
Verlauf der sechziger, endgültig dann
ab Mitte der siebziger Jahre auf westli-
cher Seite im Zuge der relativistischen
Entspannungspolitik endgültig auf-
gelöst. Kriele hat Carl Friedrich von
Weizsäckers 1982 vorgetragenem Dik-
tum heftig widersprochen:

„Eine Politik, welche die Welt in Gut
und Böse einteilt und welche die
größte Macht, mit der zusammenzu-
leben unser Schicksal ist, als Haupt
des Bösen ansieht, ist selbst dann kei-
ne Friedenspolitik, wenn ihre mora-
lischen Urteile richtig sind.“45

Mit Recht fragt Ulrich Bartosch in
seiner Dissertation „Weltinnenpoli-
tik“ – Zur Theorie des Friedens von
Carl Friedrich von Weizsäcker: „Müs-
sen wir uns wirklich um des Friedens
willen vor richtigen moralischen Ur-
teilen hüten? Es geht natürlich zwi-
schen Ost und West nicht um Gut
und Böse, aber doch um die prinzipi-
elle Anerkennung oder Nichtanerken-
nung des Rechtsprinzips ... .“46

Zur Auflösung des von Kant postulier-
ten Zusammenhangs zwischen Frei-
heit, Frieden, Völkerrecht und dem
Prinzip der Gewaltenteilung hat der
seit der zweiten Hälfte der sechziger
Jahre propagierte „Relativismus der
Systeme“ entscheidend beigetragen.
Um mit Karl Dietrich Bracher zu
sprechen: „Der Generation von 1968
schien es nicht nur möglich, son-
dern geradezu notwendig, mit dem
Schwinden der abschreckenden Er-
fahrung des Alt-Totalitarismus die

antitotalitäre Ausrichtung der west-
lichen Gesellschaft überhaupt abzu-
werfen. Wenn sie nicht gar die Not-
wendigkeit von Herrschaft selbst in
Frage stellte, verdrängte oder baga-
tellisierte diese revisionistische Ten-
denz jedenfalls den grundlegenden
Unterschied zwischen den politischen
Systemen von Demokratie und Dik-
tatur.“47

So sehr auch die gegenseitige atomare
Bedrohung West und Ost zu Arrange-
ments zwang, schwand im Westen
der Glaube an die nicht nur von Kant
beschworenen Ideale und das Emp-
finden dafür, daß sich diese eines
Tages weltweit durchsetzen werden.

Zu dieser Einsicht war selbst Michail
Gorbatschow gelangt, als er in seiner
geradezu revolutionär anmutenden
Rede vor der UNO-Generalversamm-
lung am 7. Dezember 1988 ein Be-
kenntnis zu Selbstbestimmung, Frie-
den und Menschenrechten sowie
dem allgemein geltenden Völkerrecht
ablegte.48 Hier fehlte vor allem 
noch der Hinweis darauf, daß die 
Gewaltenteilung, die institutionelle
Trennung von Gesetzgebung und
Exekutive, eine der zentralen Voraus-
setzungen für einen demokratischen
Verfassungsstaat bildet. Nach der Auf-
lösung des Ostblocks und der Sowjet-
union hat Gorbatschow mehrfach die
Unterlegenheit der von ihm als tota-
litär bezeichneten UdSSR und ande-
rer Staaten des Warschauer Paktes in
schonungsloser Offenheit zugegeben
und den notwendigen Übergang zur De-
mokratie beschrieben. Zahlreiche bun-
desdeutsche Politiker, Wissenschaftler
und Publizisten hatten vor 1989 die
zentralen System-Differenzen und Wert-
unterschiede, die den Ost-West-Kon-
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flikt bestimmten, aus den Augen verlo-
ren. Darin liegt für mich die wichtigste
Erkenntnis, die aus den DDR- und SED-
Archiven zu gewinnen ist.

Die Bonner Deutschland-Politik von
1969 bis 1989 muß nicht neu geschrie-
ben werden.
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Die heutigen Streitkräfte der Russi-
schen Föderation bieten ein recht
zwiespältiges Bild.

● Einmal zeigen sie sich als eine
wirklich marode Militärmacht, wo-
bei die verschiedenenartigen Ge-
fahren ihrer A-, B- und C-Kampf-
mittel nicht zu unterschätzen sind,

● andererseits entwickelt Moskau trotz
all seiner außerordentlich großen
Schwierigkeiten neue, gefährliche
Waffensysteme.

Bereits Anfang Oktober 1996 sprach
der damalige Verteidigungsminister
Rodionow von der „schwersten Krise
der Armee seit ihrem Bestehen“. Noch
deutlicher wurde er in seiner Neu-
jahrsbotschaft für 1997 mit diesen
Worten: „Während des letzten Jahres
hat sich die Situation der Armee nicht
einfach verschlechtert – sie wurde ab-
solut unerträglich“.1

Der am häufigsten genannte Klage-
grund und der zugleich auch wohl
größte soziale Sprengstoff betrifft die
unregelmäßige Sold-Auszahlung. Lech
Rochlin, seinerzeit Vorsitzender des
Komitees für Verteidigung in der Du-
ma, führte dazu einmal gegenüber
„Radio Rußland“ aus: „Wie soll man
leben, wenn man zwei Monate lang

kein Geld bekommt? Die Offiziere 
des Generalstabs jobben nebenher 
als Verladearbeiter und Bodyguards.
Doch die Offiziere des Generalstabs
leben in Moskau, hier gibt es etwas zu
verladen und zu beschützen. Wie aber
steht es um die Leute in den fernen
Garnisonen auf dem Lande, bei der
Luftabwehr, in den Bergen, wo zwei
bis drei Monate lang kein Sold gezahlt
wird und man keinen Gemüsegarten
und auch keinen Nebenjob hat? Und
wie ist es mit den Raketenschächten?
Sie sind auch nicht in den Städten
placiert, sondern irgendwo in der
Ussuri-Taija. Wie sollen diese Men-
schen leben? Keinesfalls ist hier die
Rede von einer Partei oder von der
Loyalität gegenüber der Regierung.
Hier geht es darum, wie man über-
lebt. Und wenn es kein Mensch, son-
dern ein Hund wäre: Kriegt er eine
Woche lang nichts vorgesetzt, ist er
bereit, seinen Herrn anzufallen, wenn
er sich dadurch satt essen kann. So
sieht es also in der Armee aus. Und
wenn man davon spricht, ob die
Armee nun loyal gegenüber der Re-
gierung sei oder nicht, so ist dies
sicherlich nicht ganz richtig – denn
ist die Regierung loyal gegenüber der
Armee?“2 Die Rückstände an der 
Sold-Auszahlung im Spätsommer
1998 stellten einen Tiefpunkt der
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vergangenen Jahre dar und betrugen
zumeist vier Monate. Das galt ebenso
für die allgemein privilegierten Ein-
heiten der Nuklear-Unterseeboote in
Murmansk oder ebenso für die Strate-
gischen Raketentruppen etwa im Ge-
biet Krasnojarsk, die auf die Beihilfen
für ihre Kinder schon seit letztem Jahr
warten. In Teilen des Leningrader
Militärbezirks haben Soldaten sogar
seit zweieinhalb Jahren kein Geld
mehr gesehen.3 Es kam bereits zu
Hungerstreiks und ähnlichen Protest-
Reaktionen, doch hält sich deren
Häufigkeit bisher noch in engeren
Grenzen. Die Schulden des russischen
Verteidigungsministeriums gegenüber
den Offizieren und Soldaten beliefen
sich Ende 1996 auf eine Milliarde
Rubel, Mitte September 1998 waren es
bereits 16 Milliarden Rubel.4 Wie-
derholt wurde von Präsident Jelzin,
dem Premier und dem Verteidigungs-
minister „fest versprochen“, alle aus-
stehenden Sold-Zahlungen bis zu be-
stimmten Terminen im Herbst 1997
zu begleichen – was jedoch nie erfolgte.

Es ist seit langem ein offenes Geheim-
nis, daß die Offiziere – soweit über-
haupt möglich – einer zivilen Neben-
beschäftigung nachgehen. In einer
Sendungdes„Russischen Fernsehens“5,
die sich auf Mitteilungen des Verteidi-
gungsministeriums stützte, hieß es,
„82 % aller Offiziere und Offiziers-
anwärter ergänzen ihre Armee-Bezüge
durch Nebentätigkeit.“ Für ein Drittel
von ihnen sei dies sogar ihr Haupt-
Einkommen. Ein interviewter Offizier
äußerte dazu: „Offiziere wissen um
das Verbot und nehmen das Verbot
hinsichtlich einer Nebenbeschäftigung
zur Kenntnis, aber das Leben selber
veranlaßt uns, so zu handeln: Falls
wir die Nebenbeschäftigung aufgeben,

würden unsere Familien einfach ver-
hungern.“

Glaubt man den unterschiedlichen
Medien in Rußland, so wurden bereits
Anfang Oktober 1996 die Essensra-
tionen für die Armee gekürzt und vie-
lerorts die Verpflegungs-Notreserven
angegriffen; Ende desselben Jahres
mußten im Transbaikal-Gebiet die
ersten Einheiten für unterernährte
Soldaten aufgestellt werden! März
1997 befahl Jelzin, umgehend die
Lebensmittel-Versorgung für das Mi-
litär sicherzustellen, doch Rodionow
räumte zwei Monate später ein,
„Auch dieses Jahr gibt es keine Än-
derung zum Besseren.“6

In der Tat: Das Staatsbudget teilte von
den für die Verpflegung der Streit-
kräfte eigentlich erforderlichen 9,7
Milliarden Rubel nur 7,6 zu und noch
im November 1997 waren lediglich
ganze drei Milliarden bereitgestellt –
also weniger als ein Drittel! Schon im
damaligen Sommer bekam Verteidi-
gungssminister Sergejew bei seinen
Truppenbesuchen in Fernost zu hö-
ren: „Die Essensbelieferungen an 
das Regiment wurden gestoppt. Das
Verteidigungsministerium hat vorge-
schlagen, die Soldaten sollten Beeren
und Pilze essen.“7 Seit etwa Juli 1998
erhalten viele Militär-Einheiten über-
haupt keine Gelder für den Kauf von
Lebensmittel mehr. Ihre Schulden
vom letzten Jahr sind immer noch
nicht beglichen. Die Kommandeure
waren daher gezwungen, die Reserve-
Depots zu öffnen und die „Eisernen
Rationen“ anzugreifen. Noch im Sep-
tember des Jahres klagte das „Öffent-
liche Russische Fernsehen“8 : „Es gibt
von allen Gegenden des Landes Be-
richte, daß sich die russische Armee
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am Rande des Hungerns befindet.
Vergangenen Monat hat die gesamte
Armee kein Geld bekommen, um
Lebensmittel einzukaufen. Die Kom-
mandeure vieler Regimenter und Di-
visionen versuchen, ihre Untergebe-
nen zu versorgen.“

In den fernöstlichen Bezirken bestand
während des Herbstes 1998 bei nicht
wenigen Einheiten der Grenztruppen
das einzig verfügbare Essen aus Perl-
graupen und Tee; Bauern aus dem
Amur-Gebiet schickten ihnen Kartof-
feln und gesalzene Gurken zu.

Ein weiteres schwerwiegendes Problem
sind die etwa 100.000 fehlenden Woh-
nungen für Offiziersfamilien. Bei den
Grenz-Einheiten hat jede vierte, bei
den Truppen des Innenministeriums
sogar jede dritte kein eigenes Dach
über dem Kopf. In der Baltischen
Flotte betraf bereits 1997 die Woh-
nungsnot 1.470 Offiziere, doch ka-
men 1998 weitere 6.000 hinzu; ande-
rerseits wurden infolge Geldmangels
lediglich 400 neue Wohnungen ge-
baut. Die Offiziere „hausen in aus-
gemusterten Schiffen, Eisenbahn-
waggons, Zelten, Wohnheimen, oft
dichtgedrängt auf winzigem Raum
unter unsäglichen hygienischen Be-
dingungen. In dem Maß, wie der
Staat für die Armee immer weniger
Geld aufbringt, schrumpft auch das
militärische Bauprogramm“.9

Gerade in diesem Zusammenhang
stößt man auf eine weitverbreitete
Korruption. Rodionow warnte bereits
im Sommer 1996: „Man kann die
Autorität der Armee nicht stärken,
wenn die Armee – und dazu noch ihr
Führungspersonal – korrupt ist.“ Jel-
zin selber erklärte im März 1997, „die

wichtigste Aufgabe ist es, Unterschla-
gungen, Korruption, Diebstahl von
Militäreigentum und andere Machen-
schaften zu beenden“, und nur we-
nige Monate später war aus seinem
Mund zu hören, „Bei uns ist es so, daß
der Soldat abmagert und der General
fett wird.“10 Der Verlust, welcher den
Streitkräften durch korrupte Komman-
deure zugefügt wurde, habe 1995/96
immerhin 656 Milliarden Rubel betra-
gen, meldete „Interfax“ kurz danach.
Im gleichen Zusammenhang wurden
zwar 21 Generäle und Admiräle vor
Gericht gestellt, doch sind inzwi-
schen lediglich 14 verurteilt worden
und eine Amnestie hat sie zudem alle
wieder auf freien Fuß gesetzt.11

An dem Kasernen-Leben der russi-
schen Soldaten mit 50- bis 60-Mann-
Schlafräumen, keinem Wochenend-
ausgang, kaum Jahresurlaub und
faktischer Rechtlosigkeit der Rekruten
hat sich auch in den letzten Jahren
nichts geändert. Duma-Chef Seles-
njow erklärte offen, daß „eines der
schwierigsten Probleme der derzei-
tigen Armee die ungeheuerliche
Schikanierung und Quälerei durch
Vorgesetzte ist. Wir müssen ehrlich
erkennen, daß die Situation in diesen
Fragen deprimierend ist. Es ist
peinlich, darüber zu sprechen, aber
notwendig.“12 Bei seiner kurz danach
erfolgten Radioansprache zum Staats-
haushalt 1997 streifte Jelzin kurz die
Lage in den Streitkräften, „dazu ge-
hören auch so außerordentlich bren-
nende Probleme wie die Schikanie-
rung jüngerer Soldaten durch ältere
(Dedowschtschina).“

Noch Ende September 1998 erklärte
der Militär-Generalstaatsanwalt, dies
bleibe „eines der ernstesten Proble-
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me“ der russischen Armee. Während
der ersten acht Monate 1998 wurden
wegen derartiger Schikanen über
2.000 Uniformierte verurteilt, wobei
sich die Fälle, in denen Soldaten von
Offizieren geschlagen wurden, ge-
genüber 1997 sogar verdoppelten,
und von 1.000 derartiger Vorfälle (so
wenigstens „Nesawissimaja Gaseta“
im Herbst 1998) lediglich ein einziger
bekannt werden dürfte.13 Dieselbe
Zeitung wußte wenige Wochen da-
nach zu berichten, die Verbrechen
innerhalb der Armee hätten im Laufe
des letzten Jahres um über 20% zu-
genommen, mit 25 v.H. am stärksten
ausgerechnet in den Elite-Einheiten
der Nuklear-Streitkräfte! „Interfax“
hatte zuvor festgestellt, das Drogen-
Problem in den Streitkräften sei „sehr
gravierend“. Die Anzahl der Straf-
taten, die damit in Zusammenhang
stünden, habe sich in der ersten Hälf-
te des Jahres um 70% und die auf
Trunksucht zurückzuführenden Ver-
gehen und Verbrechen um nahezu 
50 % erhöht.14

Es kann nicht verwundern, daß diese
Negativa zu einer weitverbreiteten
Ablehnung des Wehrdienstes führen.
Die Zahl der Wehrpflichtigen, die sich
dem Antritt ihres Militärdienstes ent-
ziehen, betrug

● im Herbst 1996 rund 32.000,
● ein Jahr später waren es 40.000 und
● im Frühjahr 1998 über 20.000.

Verschiedenen Äußerungen von Ge-
nerälen zufolge sind von den Einberu-
fenen überdies lediglich 17 bis 38 %
wirklich wehrtauglich.15

Die Anzahl der Deserteure aus den
Streitkräften wurde im April 1998 mit

30.000 angegeben, davon hätten sich
17.000 nach Gründung der russi-
schen Armee von der Truppe entfernt;
drei Monate danach sprach man –
ebenfalls offiziell – allerdings von nur
13.000 Fahnenflüchtigen.16 Gewiß gab
es im Februar 1998 im Raum Moskau
eine Amnestie für solche Soldaten,
doch hatten sich von den – geschätz-
ten – 1.500 Fällen nur ganze 74 De-
serteure gestellt; ausgegangen war die
Aktion von der Militär-Generalstaats-
anwaltschaft Moskau in Zusammen-
arbeit mit dem (bis dato so verfeinde-
ten) „Komitee der Soldatenmütter“ in
der Lutschnikonaja-Straße Moskaus;
dort rechnet man für Gesamt-Ruß-
land alljährlich mit 6.000 Fahnen-
flüchtigen. Anfang April ging in
Rußland dann der „Monat des De-
serteurs“ zu Ende: Unter der Parole
„Deserteur – stelle Dich!“ war eine
landesweite Amnestie durchgeführt
worden, bei der sich bis zum letzten
Tage 798 Soldaten den Militärstaats-
anwälten stellten. Nach Ablauf der
Frist verlautete, es wären 2.956 Deser-
teure gewesen; zwei Wochen später
stieg jene Zahl sogar auf 5.856 –
neuerdings sprechen die Medien von
„über 4.000“ Fahnenflüchtigen, die
sich gemeldet hätten.17

Recht nachdenklich sollte die Zahl
derjenigen Soldaten machen, die in-
nerhalb des normalen Dienstbetriebes
– also außerhalb von Kampfhandlun-
gen! – ihr Leben verloren. Offiziell
kam es 1997 zu insgesamt 1.625 sol-
cher Todesfälle. Eine eigentlich eher
niedrig zu bewertende Ziffer: Im Juli
1997 nämlich erwähnte Sergejew, in
seiner Armee würden „täglich fünf 
bis sechs Soldaten sterben“ – das aber
wären wenigstens 1.800. Nach der
Gruppe „Rechte der Mütter“ beläuft



Rußlands Armee – quo vadis? 101

sich diese Zahl hingegen „alljährlich
auf über 5.000 – bei steigender Ten-
denz“.18 In den ersten fünf Monaten
1998 verloren 594 Soldaten ihr
Leben, wie der Pressedienst des Ver-
teidigungsministeriums Anfang Juni
mitteilte.

Erschreckend wirkt die Höhe der
Selbstmorde von Soldaten, wenn-
gleich die hierzu in Moskau veröffent-
lichten Zahlen recht widerspruchs-
voll erscheinen müssen: Nach dem
Militär-Generalstaatsanwalt waren es
1997 insgesamt 487 Fälle, davon stan-
den 15% im Offiziersrang. Einer an-
deren Quelle zufolge kam es bereits
im ersten Halbjahr in 550 Vorfällen
zu einem Freitod von Soldaten. Der
Vorsitzende der Menschenrechtskom-
mission bei Präsident Jelzin wiederum
räumte einige Monate danach ein, die
Selbstmorde im Offizierskorps seien
um 28 v.H. gestiegen;19 diese beliefen
sich aber nach der Erklärung des
Chefs des Generalstabes schon 1996
auf über 500.20 Im Sommer 1998 be-
hauptete „Itar-Tass“, in jüngster Zeit
sei in dieser Frage generell ein erfreu-
licher Rückgang festzustellen; Tage
zuvor hatte ein Armee-Magazin hin-
gegen festgestellt, „die Zahl von Selbst-
morden unter Soldaten wächst“.21

Das „Öffentliche Russische Fernse-
hen“ zog dazu einen doch überaus
erschütternden Vergleich: Vor der
bolschewistischen Revolution von
1917 kamen auf 100.000 russische
Soldaten nur drei Selbstmorde,
während 1996 jene Zahl 36 betrug –
also das Zwölffache!22

Muß dieses „innere Gefüge“ der heu-
tigen russischen Streitkräfte schon als
mangelhaft bewertet werden, so ent-
spricht auch der Ausrüstungsstand

ihrer herkömmlichen Waffen längst
nicht mehr modernen Anforderun-
gen. Nach mehreren, voneinander
unabhängigen Urteilen hoher Militärs
ist er beim Heer heutzutage bereits zu
etwa 70% veraltet23; 1999 dürften nur
noch 8,5 % mit modernen Waffen
ausgestattet sein, wie ein interner Be-
richt des Verteidigungsministeriums
vom Herbst 1996 prognostiziert. Von
den Panzern kann lediglich knapp ein
Drittel als neu bezeichnet werden –
„Die übrigen sind Opas“, meldete „In-
terfax“.24 Eine neue Panzer-Genera-
tion aber wird nicht vor dem Jahre
2005 in Dienst gestellt werden; bis
dahin sollen die vorhandenen T-80
und T-90 modernisiert werden. In der
zurückliegenden Zeit wurden für 
den russischen Inlands-Gebrauch nur
ganze 25 Panzer pro Jahr produziert,
während es in den 60iger Jahren noch
bis zu 3.000 Kampfpanzer jährlich ge-
wesen waren. Im Herbst 1998 wurde
zudem nicht selten über fehlenden
Treibstoff geklagt. Von den 1.500
Hubschraubern der Bodentruppen
müßten eigentlich zwei Drittel erneu-
ert werden, doch wurden seit 1991
jährlich nicht mehr als 20 Helikopter
ausgebessert. Bei den Flugzeugen der
taktischen Luftwaffe – so ein rus-
sischer General – „gehören lediglich 
30 % der vierten Generation vom Typ
MiG 29 und Su-27 an. Die übrigen
Flugzeuge sind veraltet und müssen
bis zum Jahre 2000 aus dem Dienst
gezogen werden.“25

1996 und 1997 erwarben die Luft-
streitkräfte nach eigenen Angaben
kein einziges Kampfflugzeug; in den
80iger Jahren belief sich die Zahl auf
400 bis 500 jährlich, 1993 bis 1995
dann waren es jeweils nur mehrere
Dutzend. Betrugen die Flugstunden



Friedrich-Wilhelm Schlomann102

eines russischen Piloten 1995 pro Jahr
30 bis 40, sank ihre Zahl bereits zwölf
Monate später auf lediglich 19 – ob-
wohl es eigentlich 300 sein müßten.
Generaloberst Bukrejew vom Haupt-
Direktorial der Streitkräfte äußerte
Mitte März 1998, es gebe nicht genug
Geld, um die notwendigen Reparatu-
ren an der Ausrüstung der Flugzeuge
durchzuführen. Im September melde-
te der Sender NTW, beim Luftwaffen-
Regiment 209 (das „verantwortlich ist
für die Verteidigung der Luft-Front im
Süden“ des Landes) seien von 28 Flug-
zeugen noch ganze vier einsatzbereit:
„Die Su-27-Maschinen stehen wie ver-
wundete Vögel zusammen auf einem
Haufen. Nur Vertreter der Flugzeug-
werke in Irkutsk sind in der Lage, 
ihr dienstliches Leben zu verlängern,
doch das Verteidigungsministerium
hat kein Geld, um die Irkutsk-Arbeiter
nach dort zu schicken und die Arbeit
zu verrichten.“26

Die Marine, die früher 23 % des Ver-
teidigungsbudget bezog, erhielt 1998
lediglich noch 13%. Sie muß nach
Äußerungen des russischen Flotten-
chefs Flottenadmiral Wladimir Kiuro-
jedow die Konstruktion neuer Schiffe
auf fünf Jahre verschieben, bis dahin
ist die bestehende Flotte aufrechtzu-
erhalten. Die im Bau befindlichen
Schiffe wie etwa der auf der Werft in
Königsberg liegende Raketen-Kreuzer
sollen allerdings fertiggestellt werden.27

Eine baldige Verbesserung der Situa-
tion ist aber ebenfalls in diesem Be-
reich nicht in Sicht: Auf der Sitzung
des Verteidigungsrates am 4. Oktober
1996 in Moskau wurde festgestellt,
angesichts des Geldmangels könn-
ten neue Waffensysteme kaum noch
angeschafft werden. Tschernomyrdin

gestand einige Zeit danach vor der
Führung der Streitkräfte, vor 2005 
bis 2010 sei eine Modernisierung der
Truppen nicht zu erwarten. Noch pes-
simistischer bewertet neuerdings Ge-
neral Potjomkin vom Generalstab die
Zukunft: Nach ihm „muß Rußland
die nächsten 25 bis 30 Jahre dazu
nutzen, eine Armee aufzubauen, die
imstande ist, nationale Interessen zu
verteidigen. Schon früher diesen Auf-
gaben gerecht zu werden, ist kaum
möglich.“28

Eine recht bedeutsame Finanzquelle
für die Streitkräfte und ihre Aus-
rüstung stellte bislang der Verkauf
sowjetisch-russischen Kriegsmaterials
ins Ausland durch das staatliche Un-
ternehmen „Roswooruschenije“ dar.
In der Tat beliefen sich diese Exporte –
besonders nach Indien und in die
Volksrepublik China – 1993 auf 1,2
Milliarden US-Dollar, um drei Jahre
später die Höhe von 3,5 Milliarden zu
erreichen; für 1997 waren vier ange-
strebt und für das Jahr 2000 sogar
zehn Milliarden! Nach mehreren
Rückschlägen in neuester Zeit glaubt
man in Moskau jetzt, als Maximum
pro Jahr höchstens drei Milliarden
US-Dollar erreichen zu können.29

Doch ob diese Verkaufssumme tat-
sächlich erzielt wird, erscheint frag-
lich: Denn die russische Rüstungsin-
dustrie wurde seit etwa Juli 1998 von
etlichen Streiks heimgesucht, die Ar-
beiter hatten seit etlichen Monaten,
teilweise sogar seit Jahren, keinen
Lohn erhalten. Die Behauptung, die-
ser Sektor befände sich „in einem
kritischen Zeitpunkt eines Kollaps“
und „über 80 v. H. der Fabriken“ seien
„völlig bankrott“, dürfte in etwa der
Realität entsprechen.30 Die zugleich
geforderte „drastische Besserung in
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naher Zukunft“ wird indessen kaum
zu realisieren sein: Die den Mitarbei-
tern der Rüstungsindustrie geschulde-
ten Löhne und Gehälter beliefen sich
bereits im April 1998 auf 4,5 Milliar-
den Rubel.

Verständlicherweise können all diese
verschiedenartigen Punkte nicht oh-
ne Auswirkungen auf die Offiziere
und Soldaten bleiben. Ein entschei-
dender Faktor – der allerdings in 
den russischen Massenmedien nie er-
wähnt wird – dürfte der damalige Ab-
zug der Armeen aus dem Baltikum,
den bisherigen Warschauer-Pakt-Staa-
ten sowie aus Kuba und der Mongolei
gewesen sein, der mit Familienan-
gehörigen und Zivilangestellten rund
1,2 bis 1,6 Millionen Menschen um-
faßte. Generell zeigte sich Moskau bei
dieser Entwicklung unvorbereitet und
überfordert. Insbesondere aber wird
es für die Rückkehrenden aus der
einstigen DDR ein psychologischer
Schock gewesen sein, die dort nach
1990/91 den Wiederaufbau und das
westliche Warenangebot miterlebten.
Zudem kehrten die einst ruhmreichen
Rotarmisten – früher Symbol der
Größe und Stärke eines mächtigen
Vaterlandes – in eine wirtschaftlich
zerrüttete und innerlich zerrissene
Heimat zurück, ohne Zukunftsaus-
sichten und oft sogar von wirtschaft-
licher Not bedroht. Bereits Anfang
1997 war dem Sprecher des Verteidi-
gungsministeriums nach die Kampf-
bereitschaft der Armee seit dem Zer-
fall der UdSSR um das Sechsfache
gesunken, diejenige der Flotte sogar
um das Zehn- bis Zwölffache.31 In der
Zwischenzeit haben sich die Verhält-
nisse weiter verschlechtert: Ein gu-
tes Jahr später machte Sergejew auf
einem Treffen mit pensionierten hö-

heren Offizieren das Eingeständnis,
daß mit Ausnahme der Strategischen
Raketentruppen und der Fallschirm-
jäger „keine Einheit in der Lage ist,
militärische Aufgaben durchzufüh-
ren“. Auch „Nesawissimaja Gaseta“
kam nach der Meinung „fast aller
Spezialisten“ zu der Ansicht, die russi-
schen Streitkräfte seien heute nicht
kampffähig und ergänzte dies mit
dem Hinweis, die kampffähigen Ein-
heiten umfaßten 200.000 bis 300.000
Soldaten, „während der Rest als nicht
anders als sich auflösende Formatio-
nen militärischen Typs betrachtet
werden kann.“ Der Überzeugung von
General Putilin im Herbst 1998 zufol-
ge ist eine wesentliche Verbesserung
der Kampfbereitschaft für die nächste
Zukunft auch „nicht zu erwarten“.32

Ohnehin drängt sich schon eher die
Frage auf, wie lange die Streitkräfte
dies alles hinnehmen werden. Es kam
während der vergangenen Jahre be-
reits zu Meutereien auf Nuklear-U-
Booten, ebenso in der U-Boot-Garni-
son der Pazifik-Flotte, im Januar 1997
bei einer Luftlande-Einheit und drei
Monate später zu einem Hungerstreik
in Tula – viele weitere dürften im We-
sten nicht bekannt geworden sein. Bei
der Bewertung der Situation sollte
man allerdings nicht in den sehr häu-
fig gemachten Fehler des Westens ver-
fallen, Rußland, die Mentalität seiner
Bevölkerung und gerade auch die
Armee mit westlichen Augen und
Wertmaßstäben zu betrachten: Die
Leidensfähigkeit des russischen Vol-
kes ist riesengroß – wenn auch nicht
grenzenlos. Vor nunmehr rund zwei
Jahren veröffentlichte die Moskauer
Forschungsgruppe „Rat für Außen-
und Verteidigungspolitik“ eine Erklä-
rung, welche zu der Schlußfolgerung
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kam: „Innerhalb der nächsten drei
Jahre wird die Armee, sollte sie nicht
reformiert werden, als solche ver-
schwinden oder in bewaffnete Grup-
pen zerfallen, die sich durch Verkauf
von Waffen oder durch Raub über
Wasser halten, oder es könnte einen
Militärputsch geben, der zur Diktatur
oder einem Bürgerkrieg führen könn-
te.“ Im Gegensatz zu ihren Beurtei-
lungen und Einschätzungen noch vor
einigen Jahren warnen heute nicht
wenige nordamerikanische Speziali-
sten vor einer „militärischen Kata-
strophe – Implosion, Meuterei oder
Putsch –, falls sich die gegenwärtigen
Trends fortsetzen sollten.“33 Immer-
hin verhielten sich die Streitkräfte in
den bewegten Wochen des Herbstes
1998 durchweg ruhig. Es fällt nicht
leicht, an einen direkten Militär-Auf-
stand zu glauben. In einem, vom Volk
getragenen Bürgerkrieg wäre eine Be-
teiligung der Armee allerdings durch-
aus zu unterstellen. Eine wirklich
seriöse Prognose aber kann zum jetzi-
gen Zeitpunkt keine einzige Stelle im
Westen stellen.

Die A-, B- und C-Waffen

Gegenwärtig dürfte Rußland etwa
6.000 bis 6.500 Gefechtsköpfe strate-
gischer Nuklearwaffen besitzen; die
meisten von ihnen befinden sich in
den Regionen Murmansk und Sara-
tow (nördlich von Wolgograd) sowie
im Gebiet Krasnojarsk (nordwestlich
des Baikal-Sees). An taktischen Atom-
waffen schien das Land Anfang 1998
über 7.000 bis rund 9.000 zu ver-
fügen.

Die von ihnen drohende Gefahr be-
steht indes nach Ansicht mancher

Experten nicht mehr primär in ihren
Fähigkeiten, sondern vielmehr in
ihrem Verfall: Es gibt erhebliche Män-
gel bei der technischen Verläßlichkeit
des Systems zur Führung und Kon-
trolle. Nicht nur einmal haben sich
ihre elektronischen Sicherheitssyste-
me spontan in einen „Kampfbereit-
Status“ geschaltet. Einige Satelliten
des Frühwarnsystems sind nicht mehr
einsatzbereit, da es an der notwendi-
gen Wartung fehlt; andere Satelliten
fallen regelmäßig durch Stromknapp-
heit aus. Von neun Fernwarn-Radar-
systemen scheinen nach westlichen
Erkenntnissen nur noch drei zu ar-
beiten! Ein ehemaliger Oberst schrieb
in der „Komsomolskaja Prawda“ im
März 1997: „Das Raketenüberfall-
Frühwarnsystem verfällt nicht täg-
lich, sondern stündlich.“34 In weiterer
Folge kann Moskau sich nicht mehr
voll und ganz darauf verlassen, einen
Angriff von außen rechtzeitig zu be-
merken! Die weitere Konsequenz: Alle
strategischen Streitkräfte sind in die
überaus risikovolle Alarmstufe „Start
nach Warnung“ versetzt worden, wo-
nach beim ersten Anzeichen eines
Angriffs sofort zurückgeschossen und
nicht erst der Einschlag der gegneri-
schen Sprengköpfe abgewartet wird.
Es gab in wenigstens zwei Vorfällen
bereits die Gefahr eines Fehlalarms,
nur in wirklich letzter Sekunde
konnte ein russischer Gegenschlag
gestoppt werden.

In diesem Zusammenhang kommt
dem START-II-Abkommen eine unmit-
telbare Bedeutung zu, welches der da-
malige US-Präsident Bush und der
russische Präsident Jelzin am 3. Ja-
nuar 1993 unterzeichneten und in
dem sich beide Seiten verpflichteten,
bis zum Jahre 2003 ihre strategischen
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Atomwaffen auf 3.000 bis 3.500
Sprengköpfe zu reduzieren (das wäre
etwa ein Drittel ihres heutigen Be-
standes). In den USA wurde es bereits
Anfang 1996 auch ratifiziert; Jelzin
versprach damals, die Duma werde
innerhalb von drei Monaten folgen
und äußerte, „daß der unterzeich-
nete Vertrag die Sicherheit für Ruß-
land nicht herabmindert, sondern
festigt.“35 Auch nach der Ansicht der
Deputierten damals wäre die „Rati-
fizierung des START-II-Vertrages über-
aus nützlich für Rußland.“

Bald aber schlug diese in eine wach-
sende Ablehnung um, und führende
Mitglieder der Duma sprachen nun-
mehr von einem „Ausverkauf von
Rußlands nationalen Interessen.“ Den
wahren Grund räumten einige Poli-
tiker und Militärs mit dem Hinweis
ein: „Wir werden weder wirtschaftlich
noch technisch in der Lage sein, den
Vertrag zeitgerecht zu erfüllen.“36 Tat-
sächlich dürfte die Verschrottung eine
zweistellige Milliarden-Dollar-Summe
ausmachen. Bei den späteren Abrü-
stungsgesprächen in Helsinki ver-
einbarten Clinton und Jelzin, nach
Inkrafttreten des START-II-Vertrages
unverzüglich Verhandlungen über
START-III aufzunehmen; danach soll
die Zahl der Atomsprengköpfe bis En-
de 2007 auf 2.000 bis 2.500 auf jeder
Seite reduziert werden. Jelzin sicherte
die baldige Ratifizierung von START-II
erneut zu, doch lehnte die Duma eine
solche Mitte September 1997 ab. Im
Juni 1998 verlautete aus dem russi-
schen Parlament, diese Frage wird
„frühestens im Herbst“ erörtert wer-
den, um dann Ende Oktober von
einer Verschiebung „für einige Zeit“
zu sprechen. Nicht zu übersehen ist
allerdings auch: Der Vertragstext sagt

nichts über ein Kontrollverfahren.
Gewiß werden die Raketen in die
russischen Vernichtungsanlagen ge-
bracht, welche über keine Lagerungs-
möglichkeiten verfügen; es wurde
bisher auch kein unüblicher Weiter-
transport festgestellt, eine echte und
umfassende Kontrolle jedoch gibt es
nicht.

Wissen muß man ebenfalls: Die Si-
cherheitsvorkehrungen für Depots und
Lager dieses Kriegsmaterials sind kei-
neswegs selten als minimal anzuse-
hen. So berichtete etwa das „Russi-
sche Fernsehen“ Mitte Dezember 1997,
sein Korrespondent habe im Gebiet
Murmansk an einem bisherigen Mi-
litärstandort 70 S-300-Boden-Luft-Ra-
keten entdeckt, „die ihrem Schicksal
überlassen worden waren.“ Wochen
zuvor prangerte ein Bericht des Fern-
sehsenders NTW die Basis 25512 in
der Nähe von Irkutsk an, auf der 200
S-75-Boden-Luft-Raketen liegen: „Je-
der, der Interesse hat, kann die Basis
besuchen. Die Warnschilder haben
keine Bedeutung. Sieben unbewaffne-
te Soldaten bewachen die Basis unter
dem Kommando eines Offiziers ...
(Bei einem Zwischenfall) ist Irkutsk
lediglich wenige Schritte von einem
großen Desaster entfernt.“37 Mitte Juli
1998 fand ein Arbeiter in einer 
Halle der Schiffsreparaturwerft Lajskij
Dok in Archangelsk 16 Kampftorpe-
dos, die mit Nuklearsprengköpfen be-
stückt werden können. Nur einige
Beispiele von überaus vielen!

Große Gefahren drohen gerade von
den Uran-Reaktoren der ausrangier-
ten Atom-Unterseeboote. Ende 1997
existierten 107 solcher Boote, aus de-
nen zumeist der atomare Brennstoff
noch nicht entfernt wurde. Die ent-
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sprechenden Kosten für ein solches
Schiff betragen nach russischen Anga-
ben rund acht Millionen US-Dollar.
Die Gefahren einer radioaktiven Ver-
seuchung – und die Entfernung zu
den nächsten bewohnten Häusern
beträgt in einigen russischen Orten
knappe 200 Meter! – hatte das Mos-
kauer Fernsehen bereits seit 1993
mehrfach aufgezeigt, doch nach wie
vor muß man sagen, „daß die ganze
Nordmeer-Region sich von der Strah-
lenbelastung her als eine tickende
Zeitbombe darstellt.“ Diese U-Boote,
so gab NTW noch vor wenigen Mo-
naten zu, gehören „zu den größten
Sicherheitsproblemen des Landes.“38

Zu ihrer Lösung benötige man fünf
bis zehn Jahre, betonte der Stellvertre-
tende Atomenergieminister Ende Mai
1998 und fügte hinzu, „Nicht eine
einzige Kopeke haben wir 1997 und
auch nicht 1998 (hierfür) bekom-
men.“ Der russische Atomenergiemi-
nister selber hingegen hatte nur 23
Tage zuvor die Ansicht vertreten, die
Bewältigung dieses Problems bleibe
„vorrangige Aufgabe“ für die näch-
sten „15 bis 20 Jahre.“39

Biologisch-bakteriologische Kampfstof-
fe dürften die gefährlichsten Waffen
sein, kann bei einigen doch schon
weniger als ein Millionstel Gramm
den Tod eines Menschen herbeifüh-
ren! 1975 trat eine internationale
Konvention zum Verbot biologischer
sowie von Toxin-Waffen in Kraft; sie
verbietet, solche zu entwickeln, zu
produzieren und zu lagern. Drei Jahre
zuvor war ein inhaltsähnlicher Ver-
trag zwischen Washington und Mos-
kau ratifiziert worden, wonach sie in-
nerhalb der nächsten neun Monate
zerstört werden sollten. In den folgen-
den Jahren aber gab es immer wieder

Nachrichten und Erkenntnisse über
eine weitere Herstellung von B-Waf-
fen in Rußland, was Gorbatschow bis
zuletzt abstritt. Jelzin hingegen gab
die andauernde Produktion zu und
befahl im April 1992 angeblich per
förmlichem Dekret die Beendigung.
Bald erklärte Igor Wlassow, Abtei-
lungsleiter im Komitee für Vertrags-
probleme der B- und C-Waffen: „Auf
dem Territorium Rußlands gibt es kei-
ne Depots von biologischen Waffen,
deshalb stellt sich den russischen Mi-
litärbehörden nicht das Problem ihrer
Vernichtung.“40 Ebenso beteuerte der
damalige Verteidigungsminister Grat-
schow, „daß Rußland die Herstellung
dieser Waffenarten völlig eingestellt
hat und jetzt auf deren Basis medizi-
nische Präparate produziert und zwar
Antibiotika.“41 Indes ist der Westen
überaus sicher: Auch heutzutage ar-
beitet Rußland an B-Waffen. Als Orte
werden dabei genannt das Virolo-
giezentrum Koltsowo, nördlich der
Grenze zwischen Kasachstan, China
und der Mongolei sowie das 60 Mei-
len südlich von Moskau gelegene
Mikrobiologiezentrum Obolensk.

Die heute in Rußland befindliche
Menge an C-Kampfstoffen wird offi-
ziell ständig mit 40.000 Tonnen ange-
geben. Der Westen erachtet diese Zahl
als zu niedrig; auch der bekannte rus-
sische Wissenschaftler Wil Mirsoja-
now nennt für die damalige UdSSR
einen Vorrat von 65.000 bis 75.000
Tonnen. Ihr Verbleib ist allerdings
„völlig unklar“, wie das Armee-Organ
„Krasnaja Swesda“ sowie „Radio Ruß-
land“ eingestanden42 – ein Eindruck,
der inzwischen auch bei Experten 
im Westen dominiert. Zudem wurde
eine unbekannte Menge chemischer
Waffen während der vergangenen
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Jahrzehnte einfach in die Karaund,
die Barentsee sowie in das Ochotski-
sche und das Japanische Meer ver-
senkt. Die eigentliche Zentrale für
derartige Waffen stellt heute das Mos-
kauer „Institut für organische Chemie
und chemische Technologie“ dar mit
seinem Direktor Viktor Petrunin und
insgesamt 3.500 Bediensteten, darun-
ter etwa 600 Wissenschaftler. Zen-
trum der Forschung und auch der
Erprobung ist der Ort Schichanij an
der Wolga. Es gibt sieben weitere
Fabriken, die C-Kampfstoffe herstel-
len – sie sind im Westen bekannt
ebenso wie die Orte, an denen die
Lagerung erfolgt. In einem am 1. Juni
1990 abgeschlossenen – von Moskau
endlich am 5. November 1997 rati-
fiziert – Abkommen mit den USA,
welches am 15. Januar 1993 durch die
Pariser Konvention bestätigt wurde,
versprach die damalige Sowjetunion,
Ende 1992 mit der Zerstörung ihrer
chemischen Waffen zu beginnen,
nach sieben Jahren die Hälfte ver-
nichtet zu haben und Ende 2002 nur
noch über 5.000 Tonnen zu verfügen.
In der Folgezeit versicherten führende
russische Militärs und Wissenschaftler
wiederholt, die Herstellung an sol-
chen Kampfmitteln sei eingestellt
worden43, doch der genannte Mirsoja-
now beschuldigte in der russischen
Zeitung „Kuranty“ am 10. Oktober
1991 sein Land in aller Offenheit,
auch weiterhin C-Waffen zu produ-
zieren. Nach westlichen Erkenntnis-
sen handelt es sich im einzelnen um
die Nerven-Kampfstoffe Sarin und
Soman, die Haut-Kampfstoffe S-Lost,
Lewisit und das S-Lost-Lewisit-Ge-
misch sowie um den Lungen-Kampf-
stoff Phoegen. Einige Jahre danach
stellte Rußland einen neuen Nerven-
Kampfstoff – allgemein als „Nowo-

schok 5“ bekannt – her, der etwa
acht- bis zehnmal stärker als das bis-
her giftigste Kampfgas „VX“ ist.44

Besonders hierbei sind tiefe Sorgen
angebracht. Bereits im April 1996
mahnte Yurij Baturin, Sekretär des
Verteidigungsrates, in einem Brief:
„Die Container zerfallen. Die Konse-
quenzen eines möglichen Lecks wer-
den katastrophal sein. Wir sind verur-
teilt zu hoffen, daß ihr Inhalt sich
nicht in ein weiteres Tschernobyl ver-
wandeln wird.“ Eineinhalb Jahre spä-
ter bemerkte der Kommandeur der für
die C-Waffen zuständigen Truppen-
einheit in Gornij gegenüber NTW in
ähnlicher Weise, niemand könne ir-
gendeine Garantie geben: „Der Pro-
zeß der Korrosion läuft, ob es nun
regnet oder ob die Sonne scheint.“45

Schon 1995 hatte das russische Vertei-
digungsministerium auf die Gefahr
aufmerksam gemacht, daß sich kri-
minelle Kreise der Arsenale mit C-
Waffen bemächtigen könnten. Primär
fehle es dort an elektronischen Sen-
soren und sogar an Außenbeleuch-
tungen, die zumeist schlecht gewartet
seien; nicht nur in einem Fall würde
lediglich das Haupttor bewacht! Im
Frühjahr 1996 hatte der damalige
Kommandeur der ABC-Truppen in
Moskau um zusätzliche Finanzmittel
zur Verbesserung jener Sicherheits-
maßnahmen gebeten, doch sind An-
zeichen für echte Hilfen bisher immer
noch nicht erkennbar. Eine andere
Gefahr besteht darin, daß die nur
schlecht besoldeten Soldaten dieser
Arsenale einmal von Mafia-Gruppie-
rungen mit sehr hohen finanziellen
Angeboten angelockt werden könn-
ten und in weiterer Folge dann Che-
mie-Kampfstoffe auf den interna-
tionalen Schwarzmarkt gelangen und
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eines Tages von Terroristen eingesetzt
werden. Wurde doch schon 1993 ver-
sucht, 800 kg C-Waffen in den Nahen
Osten zu schmuggeln und ein Jahr
später sogar fünf Tonnen!46

Die Kosten für die Zerstörung der C-
Waffen in Rußland gab Moskau 1993
noch mit drei Milliarden Rubel und
543 Millionen US-Dollar an, in der
Zwischenzeit ist die Zahl auf 17 Billio-
nen Rubel hochgeklettert. Das Motiv
hierzu verriet die Vorsitzende des
Komitees für Umweltschutz des Par-
lamentes, Tamara Slotnikowa, als sie 
im Juli 1996 in der Duma recht un-
verhüllt forderte: „Wenn die Weltge-
meinschaft an der Vernichtung der 
C-Waffen in Rußland interessiert ist,
sollte sie unserem Lande erhebliche
Hilfe zukommen lassen.“47 Ende Juni
1998 gab der Kommandeur der ABC-
Truppen zu, die Zerstörung der Che-
mie-Kampfstoffe – mit der man erst
Ende 1999 beginnen will, also mit ei-
ner Verspätung von über sieben Jah-
ren! – sei auch innerhalb der nächsten
zehn Jahre nicht möglich, man
benötige über 2005 hinaus zusätzli-
che fünf Jahre.48 Nachdenklich stim-
men muß eine Fernsehsendung, nach
der russische Experten befürchten,
daß „ein beträchtlicher Teil“ der 
vom Westen zur Verfügung gestell-
ten Geldsumme – wie schon in der
Vergangenheit geschehen – auf Schwei-
zer Bankkonten verschwinden könn-
te.49 Überaus bedenklich sind eben-
falls Äußerungen hoher russischer
Persönlichkeiten, bei einer NATO-
Osterweiterung „gewinnen die che-
mischen Waffen wieder ihre militä-
rische Bedeutung“ und der Vertrag
„verbietet zum Beispiel nicht, C-Waf-
fen einer neuen Generation zu ent-
wickeln.“50

Die neuesten Waffen

Trotz der äußerst bedrängten wirt-
schaftlichen und finanziellen Lage
der Russischen Föderation läuft ihre
Waffen-Produktion und -Forschung
im Rahmen des Möglichen weiter.
Der für die Bewaffnung der Streit-
kräfte verantwortliche Generaloberst
Anatolij Sitnow betonte in der vor-
letzten Oktober-Woche 1998: „Ruß-
lands militärisch-industrieller Kom-
plex setzt alle Arten von Forschung
und experimentellen Arbeiten fort
und ist damit beschäftigt, eine wis-
senschaftliche Grundlage zu schaffen,
die wesentlich stärker ist als offiziell
zugegeben wird. Die Serienproduk-
tion von Waffen dauert an. Wir er-
halten sämtliche technologischen
Produktionslinien aufrecht, alle wich-
tigsten technologischen Linien, die
alle bedeutenden Waffengattungen
herstellen.“51

Für die Entwicklung neuester Waffen
stellte das Verteidigungsministerium
1997 umgerechnet 12,8 Milliarden
US-Dollar zur Verfügung. Im Frühjahr
1998 wurde einmal der neue Tarn-
kappenjäger „Suchoi-32“ eingeführt,
der allem Vergleichbaren im Westen
überlegen sein soll.52 Große Geheim-
nisse macht man um das ähn-
liche Stealth-Kampfflugzeug „S-37“,
das auch unter der Bezeichnung 
„Berkut“ bekannt ist.53 Viel verspricht
sich die russische Militärführung
ebenfalls von dem MiG-29-927-Mehr-
zweckflugzeug, das unter jedem Flü-
gel vier Tonnen Last tragen kann und
eine Geschwindigkeit von fast 3.000
km/h entwickelt.54 Neu ist die Moder-
nisierung der MiG-29 zu der MiG-29-
SMT, doch gab es Mitte August 1998
davon erst 30 Maschinen. Vor kurzem
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wurde Näheres über das neue Flug-
zeug „Su-34“ bekannt, das nach – al-
lerdings schon üblicher – russischer
Darstellung „das Flugzeug des 21.
Jahrhunderts“ werden könnte: „Der
Bomber, dessen Gewicht mit voller
Bewaffnung und voller Bombenlast
über 25 Tonnen beträgt, erreicht eine
Geschwindigkeit von 2.500 Stunden-
kilometern und eine Höhe von 20
Kilometern.55 Mitte August 1998 führ-
te das Verteidigungsministerium zu-
mindest in der Baltischen Flotte das 
S-300-PS mobile Luftabwehr-Raketen-
System ein. Auf der Sewmasch-Werft
in Sewerodwinsk soll bis 2001 ein su-
per-modernes Nuklear-Unterseeboot
mit der Bezeichnung „RSM-52“ fertig-
gestellt sein.

Sehr großen Wert legt die russische
Militärführung auf „Topol-M“ (wie
russischerseits die SS-25 bezeichnnet
wird), eine dreistufige Feststoffrakete
mit einem Gewicht von 47 Tonnen
und einer Länge von 27 Metern, die
einen eine Tonne schweren nuklearen
Sprengstoff tragen kann. Die Test-
versuche finden im nordrussischen
Plesetsk statt, wobei die Raketen zum
rund 7.000 km entfernten Ziel auf die
fernöstliche Halbinsel Kamtschatka
geschossen werden.56 Gebaut wird
„Topol-M“ in Wotkinsk (Ural-Gebiet),
im Laufe der nächsten Jahre soll sie
alle jetzigen elf Raketen-Typen der
russischen Streitkräfte ersetzen. Ist sie
doch, wie es immer wieder heißt,
„Die Waffe des 21. Jahrhunderts“.
Überaus stolz wird in zwei recht auf-
schlußreichen Sätzen hervorgehoben:
„In weniger als einer halben Stunde
kann sie das Territorium der USA oder
irgendeinen anderen Punkt der Erde
erreichen. Der vorhandene atomare
Bestand (ist) ausreichend, um die ge-

samte Bevölkerung des Erdballs 51
mal zu vernichten.“57 Vorgesehen ist,
ab 2000 nicht weniger als 35 bis 45
„Topol-M“ – pro Jahr rund zehn – in
Dienst zu stellen und ab 2002 zwi-
schen 450 und 650 Raketen-Abschuß-
vorrichtungen dieser Art beizubehal-
ten.58 Seit Sommer 1997 wird zudem
an einer verbesserten Ausführung ge-
arbeitet, und ganz offenbar sind
während des zweiten Halbjahres 1998
von dieser „RS-12 M 2“ (SS-27) bereits
mehrere Raketen an die entsprechen-
den Einheiten ausgeliefert worden.59

Damit sind die Strategischen Raketen-
truppen gemeint, deren Personalstär-
ke an Offizieren und Soldaten nach
ständiger russischer Darstellung 60.000
– in Wahrheit aber wohl 100.000 be-
trägt. Jelzin selber äußerte: „Vorrangige
Bedeutung messen wir der Beibe-
haltung und Entwicklung der stra-
tegischen Atomstreitkräfte bei. Sie
sind der grundlegende Garant“ und
in jüngster Zeit war aus dem Munde
des früheren Premierministers Sergej
Kirijenko zu vernehmen, diese Trup-
pen müßten – unabhängig aller
Schwierigkeiten – finanziert werden.60

Ähnliche Priorität besteht für die 27
strategisch-nuklearen Unterseeboote,
die in Sewerodwinsk, Archangelsk so-
wie bei Komsomolsk-na-Amur gebaut
werden. Ihre Übungen finden allge-
mein in der Barentsee statt, die Ziele
befinden sich auf Kamtschatka. Die
vor kurzem noch sehr hochgesteckten
Pläne Moskaus für den Ausbau dieser
Waffe sind allerdings bis in die näch-
ste Zukunft nicht finanzierbar.

Hinsichtlich neuer C-Waffen war Mit-
te März 1997 in westlichen Zeitungen
in einer nur kurzen Notiz zu lesen61,
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ein Offizier des russischen Geheim-
dienstes sei mit einer Probe eines völ-
lig neuen Nervengases – „A-232“ ge-
nannt – in den Westen geflüchtet. Die
Truppen Moskaus hätten es bereits 
im Tschetschenien-Krieg benutzt, bei
dem es bekanntlich zu mehreren
nicht aufzuklärenden Todesfällen ge-
kommen war. Inzwischen weiß man,

daß „A-232“ in Schichanij und Wol-
gograd getestet wurde und unter 
der Code-Bezeichnung „Foliant“ im
Khimprom-Produktionskomplex in
Nowoschenoksarsk hergestellt wird.
Die Produktion dürfte inzwischen an-
gelaufen sein, die jährliche Menge
schätzt man im Westen auf 2.000 bis
2.500 Tonnen.

Anmerkungen

1 Abgedruckt u.a. in „Krasnaja Swesda“,
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Moskau, 30.4.1998 sowie auch 24.7. und
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Das aktuelle Buch

Warnfried Dettling: Wirtschaftskummer-
land? Wege aus der Globalisierungsfalle.
Kindler Verlag München 1998, 336 Seiten,
39,90 DM.

„Globalisierung” ist zu einem dominierenden
Schlagwort im Kanon der Zeitkritik geworden.
Kaum eine öffentliche Diskussion, in der 
dieser Begriff nicht in einem Atemzug mit 
düsteren Perspektiven wie der Vernichtung 
heimischer Arbeitsplätze und der damit ver-
bundenen Gefahr für Wohlstand und sozia-
le Sicherheit genannt wird. Wirtschaftsauf-
schwung und Wachstum haben lange Jahre das
Erfolgsrezept der aufstrebenden Bundesrepublik
Deutschland ausgemacht und ihr das Prädikat
„Wirtschaftswunderland” verliehen. Droht uns
jetzt, da dieses Wachstum an seinen Grenzen
angekommen zu sein scheint, die Umkehr vom
„Wirtschaftswunderland” in ein „Wirtschafts-
kummerland”?

Bewußt hat Warnfried Dettling
das Fragezeichen im Titel seines
neuen Buches „Wirtschaftskum-
merland? Wege aus der Globa-
lisierungsfalle” gesetzt. Seine Ein-
schätzung des Wandels, der unse-
re Arbeits- und Familienwelt er-
faßt hat, als epochale Veränderung
unterscheidet Dettling nicht von
anderen kritischen Zeitgeistern,
wohl aber die Schlüsse, die er
zieht. „Recht verstanden”, so der
Autor, „geben die großen Verän-
derungen der Zeit keinen Anlaß
zur öffentlichen Tristesse, sondern allen Grund
zu einem bedingten Optimismus angesichts der
Möglichkeiten, die vor uns liegen.”

Dettling erteilt somit nicht nur jeglichem La-
mentieren eine Absage. Er stellt auch klar, daß
es keine Rückkehr in die vermeintlich „gute alte
Zeit” geben wird. Sein neues Buch ist ein lei-
denschaftliches Plädoyer dafür, den Umbruch,
in dem sich unsere Gesellschaft befindet, als
Chance für den Aufbruch zu neuen Ufern zu be-
greifen. Von einer Krise zu reden, weist der Autor
strikt von sich: „Familie, Arbeit und Wohlfahrt
sind am Ende des 20. Jahrhunderts nicht in
einer Krise, und sie machen auch keine Proble-
me. Etwas Neues entsteht.”

Bevor Dettling aufzeigt, auf welchem Weg die-
ses Neue in seiner Entstehung gefördert werden
kann, nimmt er eine umfangreiche Bestands-
aufnahme der aktuellen Situation unserer Fa-
milien-, Arbeits- und Sozialwelt vor, die alleine

schon das Buch lesenswert macht. Auf einen
Rückblick auf die Entstehungsgeschichte des
deutschen Sozialstaats folgt eine Analyse des
Strukturwandels und der Systemveränderung.
Die dabei diagnostizierten Defizite unseres So-
zialstaats bilden die Grundlage für Dettlings
These, wonach es struktureller Reformen be-
dürfe, um die ursprünglichen Ziele des Sozial-
staats auch in veränderten Zeiten zu erreichen,
ganz nach dem Motto „Erneuern, um zu be-
wahren”.

Als drei Entwicklungen, die die Rahmenbedin-
gungen für Staat, Wirtschaft und Gesellschaft
und somit ganz entscheidend für den Sozialstaat
dramatisch verändert haben, führt Dettling die
Globalisierung, die Digitalisierung und die In-
dividualisierung an. Familie und Erwerbsarbeit,
zwei Bereiche, die von diesen Strömungen be-
sonders betroffen sind, werden einer gründlichen

Untersuchung unterzogen. Doch
würde es der Intention des Autors
widersprechen, sich hier nur mit
dem Aufzeigen der zweifelsohne
gegebenen Mißstände zufrieden-
zugeben.

In seiner Auffassung darüber, daß
es auf beiden Gebieten um mehr
gehen wird als den Versuch, ledig-
lich den Fortbestand beider Insti-
tutionen zu sichern, erweist sich
Dettling als realistischer Visionär.
Weder will er die Erwerbsarbeit ge-
ringschätzen noch die Familie als
Lebensform in Frage stellen. Wenn

der Verfasser einen neuen Gesellschaftsvertrag
einfordert, so will er keineswegs die bewährten
Pfeiler unserer gesellschaftlichen Ordnung her-
absetzen. Jedoch werden sich Markt und Staat
entscheidenden Veränderungen unterziehen müs-
sen, wenn sie die Herausforderungen der Zeit
meistern wollen. Weil aber diese beiden Grund-
lagen unserer Gesellschaft in Zukunft alleine
nicht ausreichen werden, plädiert Dettling für
die Stärkung eines „Dritten Sektors” jenseits von
Markt und Staat. Diesen definiert er als „sozi-
al aktive Gesellschaft im eigentlichen Sinne, in
der dann allerdings Wohlfahrtsverbände, Selbst-
hilfegruppen, genossenschaftliche Unternehmen,
soziale Netzwerke, Familien einen ganz neuen
Stellenwert gewinnen werden.”

Der Weg aus der „Globalisierungsfalle” ist laut
Dettling durch die Schaffung einer sozialen Bür-
gergesellschaft möglich. Für diese entwirft der
Autor das Idealbild einer Gesellschaft, in der
sich wirtschaftlicher und sozialer Reichtum nicht
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gegenseitig ausschließen, eine neue Balance zwi-
schen Familie und Beruf möglich wird und in
der die Menschen zu sinnvoller Arbeit für die
Gemeinschaft und zur Teilhabe am politischen
Geschehen motiviert werden können.

Es spricht für die Qualität dieses Buches, daß
der Autor über das Zeichnen idealistischer Zu-
kunftsvisionen hinausgeht und sich selbst im-
mer wieder die Frage nach der Realsierbarkeit
seiner Vorstellungen stellt. Dettling macht eine
Reihe konkreter Reformvorschläge für die ver-
schiedenen sozialen Bereiche. Sowohl seine
Erfahrung als Ministerialdirektor im Bundes-
ministerium für Jugend, Familie, Frauen und
Gesundheit in den 80er und frühen 90er Jahren
als auch seine umfangreiche Vortrags-, Diskus-
sions- und Publikationsarbeit zu gesellschafts-
politischen Fragen kommen ihm hierbei zugute.

„Wirtschaftskummerland?” ist darüber hinaus
eine wertvolle Bestandsaufnahme aktueller Po-
sitionen in der Diskussion um die Zukunft un-
seres Sozialstaats. Kritisch und objektiv hinter-
fragt der Autor Reformvorschläge aus dem
konservativen wie aus dem linken Spektrum.
Ebenso beobachtet er Trends und Strömungen
in anderen europäischen Ländern sowie in den
Vereinigten Staaten, dem Ursprungsland der
mehr Gemeinsinn einfordernden Kommunita-
rismusbewegung. Aufgrund der thematischen
Aufbereitung der einzelnen Kapitel dient sich
dieses Buch als Handbuch für mit den Proble-
men unseres Sozialstaats befaßte Praktiker an.
Politiker, Mitarbeiter von Wohlfahrtsverbänden
aber auch kritische Bürger, denen die Zukunft

unseres Gemeinwesens ein Anliegen ist, be-
kommen hier eine präzise formulierte, sachliche
und verständliche Aufbereitung der aktuellen
Diskussion in die Hand. Bei der Gestaltung des
Buches hat Dettling an den eiligen Leser gedacht
und jedem Kapitel die zentralen Thesen voran-
gestellt. Am Ende der Kapitel faßt der Autor die
wichtigsten Ergebnisse zusammen. Gelegentli-
che Wiederholungen einzelner Sachverhalte sind,
wie der Autor selbst einräumt, darin begründet,
daß jedes Kapitel aus sich selbst heraus ver-
ständlich sein sollte. Dies erleichtert dem eili-
gen Leser, der sich das für ihn Wesentliche
herauspicken möchte, die Lektüre.

Durch Dettlings sachliche und präzise Sprache
werden die Analysen und Reformvorschläge
verständlich für all jene, um die es bei dieser
sozialpolitischen Bestandsaufnahme geht: für
engagierte Zeitgenossen, die es als Verfechter
einer sozialen Bürgergesellschaft zu gewinnen
gilt. Denn Dettling möchte sein Buch nicht als
akademische Übung verstanden wissen, sondern
als Anleitung zum Handeln: „Für eine Politik,
die nicht die sozialen Antworten der Vergan-
genheit verfeinert oder einkassiert, sondern einen
Begriff bekommt von den sozialen Fragen der
Zukunft.” „Wirtschaftskummerland?” ist somit
ein Buch, das Mut macht, die Chancen, die 
der umfassende Wandel unserer Gesellschaft 
mit sich bringt zu nutzen, statt dem unwie-
derbringbar Verlorenen nachzutrauern. So ge-
sehen ist das Fragezeichen im Titel mehr als
berechtigt.

Susanne Luther



Stephan G. Bierling: Wirtschaftshilfe für
Moskau: Motive und Strategien der Bun-
desrepublik Deutschland und der USA
1990 – 1996. Verlag Ferdinand Schöningh,
Paderborn 1998 (= Studien zur Politik, Bd. 33),
355 Seiten, 88,- DM.

Nach den Revolutionen im Osten Europas
1989/90 tauchten für den Westen neue Fragen
auf: Wie sollten die westlichen Industriestaaten
die Transformation der östlichen, in die Welt-
gemeinschaft drängenden Staaten unterstützen?
Der Weg zu Marktwirtschaft und Demokratie
ist nicht nur ideell steinig. Er kostet Geld. Bonn
und Washington übernahmen die Führung im
Hinblick auf westliche Finanzhilfen, Schen-
kungen und Subventionen für Moskau. Der
Politikwissenschaftler Stephan G. Bierling un-
tersucht in seiner Habilitationsschrift die Mo-
tive und Strategien dieser deutschen und ameri-
kanischen Wirtschaftshilfe für die Russische
Föderation. Welche Interessen leiteten das Vor-
gehen der beiden Staaten? Welche inneren Be-
dingungen bestimmten bzw. beeinflußten ihr
außenpolitisches Handeln? Wie ließen sich
nationalstaatliche Ziele auf internationaler Ebe-
ne umsetzen?

Neben Vertragstexten, deutschen und amerika-
nischen Kommuniqués sowie Memoiren und
Selbstzeugnissen am politischen Prozeß Betei-
ligter hat Bierling eine Vielzahl amerikanischer
Zeitungen und Zeitschriften ausgewertet. Eine
aufschlußreiche Studie ist dem Autor gelungen,
in der die starke Verquickung von national-
staatlichem politischem Kalkül und der Bereit-
schaft zur Wirtschaftshilfe beider Staaten zwi-
schen 1990 und 1996 eingängig dargelegt ist.
Der Anhang gibt einen Überblick über die
internationalen Hilfen für die neuen unabhän-
gigen Staaten, bilanziert die deutschen Zahlun-
gen von 1989 bis 1994 und offeriert eine Chro-
nik der Umschuldungsabkommen zwischen
1991 und 1996.

Bierling untersucht einleitend die Politik Michail
Gorbatschows, in der die Problematik von Ab-
rüstungsfragen allmählich vom Wunsch nach
wirtschaftlicher Hilfe für die Reformen in der
UdSSR eingeholt wurde; anschließend beschäf-
tigen ihn die Reaktionen der USA und der Bun-
desrepublik. Beide, so Bierlings Fazit, reagierten
zunächst im Rahmen ihrer wirtschaftspoliti-
schen Konzepte der 60er Jahre. In Washington
beschränkte man sich auf vorsichtiges Abwar-
ten bis zur Beilegung politischer Differenzen.
Bonn zeigte sich kooperativer: Von wirtschaft-
licher Zusammenarbeit erhoffte man sich posi-

tive Auswirkungen auf die politischen Bezie-
hungen zu Moskau. Beim „reibungslosen Voll-
zug der Wiedervereinigung“ zahlte sich dies
nach Auffassung Bierlings aus. Die Unterzeich-
nung des Zwei-plus-Vier-Vertrags am 12. Sep-
tember 1990 bildete einen Kulminationspunkt.
Als die Einheit verwirklicht war, „mußte allen
Beteiligten klar sein, daß die Unterstützung der
Bundesrepublik zurückgehen und ihre Form ver-
ändern würde“. Doch noch war der Zwei-plus-
Vier-Vertrag vom Obersten Sowjet nicht ratifi-
ziert, die Westgruppe der Streitkräfte stand noch
immer auf deutschem Gebiet und die UdSSR
blieb der wichtigste Abnehmer ostdeutscher In-
dustrieprodukte.

Mit dem Angriff des Irak auf Kuwait wandelte
sich im Sommer 1990 auch die amerikanische
Situation. Die Normalisierung der Wirtschafts-
beziehungen zu Moskau sollte dem Kreml die
Zustimmung zur amerikanischen Politik am
Golf im UNO-Sicherheitsrat erleichtern. War die
bisherige Maxime die Unterstützung der Sy-
stemtransformation in der Sowjetunion, näher-
te man sich nun dem deutschen Ziel: Gor-
batschow als Gewährsmann der sowjetischen
Reformpolitik in seiner Position zu stärken. Doch
angesichts desolater russischer Wirtschafts-
prognosen, der Absetzung von Reformpolitikern
und der Ereignisse in Litauen wollte Washing-
ton nicht auf den Kurs der Kontinentaleuropäer,
die unter Federführung Bonns für mehr Stützung
Moskaus plädierten, einschwenken. Beide Seiten
prallten schließlich beim Aufbau der Europäi-
schen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung
(EBRD), aufeinander. Bierling schildert das
europäisch-amerikanische Tauziehen bei den
Verhandlungen; konsultiert hat er dafür u.a. den
Initiator der Bank, Mitterrand-Berater Jacques
Attali.

Ab 1991 setzten sich die Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich und Italien für mehr
bi- und multilaterale Anstrengungen ein; die
USA, Großbritannien und Japan hielten sich
zurück. Der Staatsstreich in Moskau im August
1991 brachte Washington erneut in Zugzwang.
Gorbatschow und der die Kremlgeschäfte an sich
ziehende Boris Jelzin forderten den Westen zur
Stabilisierung der Lage in der UdSSR auf. 
Die Europäer, erneut unter Führung Kohls,
machten ebenso Druck. Doch der sich allmäh-
lich abzeichnende Zerfall der UdSSR schreck-
te Washington weiterhin von finanziellen Zu-
sagen ab. Die Hauptlast der Unterstützung blieb
bei Bonn. Zu Recht bemerkt Bierling, daß für
die Bundesrepublik aufgrund ihrer exponierten
geopolitischen Lage und des Geflechts vertragli-
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cher wie praktischer Abhängigkeiten und eines
großen finanziellen Engagements das Gelingen
der sowjetischen Systemtransformation weiter
besondere Bedeutung genoß.

Die Beweggründe Bonns, so das Fazit des
Autors, seien ab Sommer 1991 vor allem den
Erfordernissen der Innenpolitik entsprungen.
Seitdem sei als Ziel in den Mittelpunkt gerückt,
die Exporte der ostdeutschen Industriebetriebe
in die GUS zu unterstützen und damit Arbeits-
plätze zu sichern. Bierling hat Recht, hätte den
innenpolitischen Faden aber noch weiterspinnen
können. Arbeitsplätze waren in der deutschen
Geschichte immer von großer Bedeutung. Im
fünften Jahrzehnt der Bundesrepublik avancieren
sie wieder zu einem entscheidenden Faktor der
Stabilität des politischen Systems – und somit
des Erhalts der freiheitlich-demokratischen
Grundordnung. Wirtschaftshilfe für Moskau ist
im Kontext deutscher Innenpolitik auch im
größeren Rahmen ein auf Erhaltung von Sta-
bilität ausgerichteter Faktor. Wellen russischer
innenpolitischer Stürme erreichen die Deutschen
in kürzester Zeit. Bürgerkrieg, Flucht und Mi-
grationsbewegungen hätten auf die innen-
politische Situation der Bundesrepublik mittel-
fristig nicht unerheblichen Einfluß. Ähnlich
verhält es sich mit Fragen der sozialen Siche-
rung in Rußland, die eng mit transnationaler
organisierter Kriminalität verknüpft sind. Die
Bonner Regierung hatte Anfang der 90er Jahre
vermutlich nicht nur ostdeutsche Arbeitsplätze
im Sinn, wenn sie sich um Hilfe für Moskau ein-
setzte.

Bierlings Studie ist stilistisch hervorragend und
fachlich prägnant. Wohltuend für den Leser ver-
meidet er jegliche Redundanzen, bleibt diesem
Anspruch gehorchend an manchen Stellen aber
zu knapp. Sein Hauptaugenmerk liegt auf Bonn
und Washington – manchmal aber hätte er den-
noch gründlicher nach Moskau schauen müs-
sen. Die Aussage, der wichtigste Grund für die
Berufung Gorbatschows ins Amt des General-
sekretärs sei gewesen, „(...) daß er am ehesten
fähig zu sein schien, die seit den späten sieb-
ziger Jahren andauernde Wirtschaftskrise zu
überwinden“, ist nicht haltbar. Im Politbüro war
man sich der desolaten Wirtschaftssituation des
Landes sicherlich bewußt. Aber die Spitze der
sowjetischen Nomenklatura erklomm man nicht
mit Lösungskompetenz in plan- oder markt-
wirtschaftlichen Sachfragen. Mitte der 80er
waren ideologische Fragen des Systemerhalts
noch immer von weit größerer Bedeutung, woll-
te man ins Amt des Generalsekretärs berufen
werden. Und: Gorbatschow waren, wie sein Be-
rater Georgi Schachnasarow dies vermerkt, alle
Geheimnisse der Parteiherrschaft bekannt. Vor
allem deswegen setzte er sich durch.

Der Autor betrachtet Wirtschaftshilfe für Mos-
kau auch im Prisma amerikanischer Innenpo-
litik. Mit dem Zerfall der UdSSR endete für
Washington die Notwendigkeit, die Politik der
ökonomischen Eindämmung fortzusetzen. Trotz-
dem konnte sich die amerikanische Regierung
nicht zu mehr Hilfe durchringen. Weder die
amerikanische Öffentlichkeit noch der Kongreß,
so beschreibt Bierling die Situation, seien für
große Unterstützungsmaßnahmen zu gewinnen
gewesen. Der mangelnde innenpolitische Kon-
sens verhinderte ein großes Hilfspaket. Dafür
fehlte, wie der Autor überzeugend darlegt, die
„Aura der Dringlichkeit“, die in Amerika für die
Bewilligung großangelegter Wirtschaftshilfe un-
erläßlich ist. So half es auch nicht, daß sich die
amerikanische Regierung der Position der
(finanziell erschöpften) Deutschen annäherte.
Drei internationale Konferenzen 1992 schufen
keine Basis für ein konzertiertes Vorgehen.

Nach der Involvierung von IWF und Weltbank
im Jahr 1991 trat der neue amerikanische
Präsident Bill Clinton ab 1992/93 für mehr
Unterstützung der Reformstaaten ein. Er setzte
auf eine aktive Wirtschaftshilfe-Politik, um Ein-
fluß auf die Entwicklungen in Rußland zu
nehmen. Wie zuvor Gorbatschow entwickelte
sich nun der Name Jelzin zum Synonym für
Reformpolitik – und sollte entsprechend gestützt
werden. Die Übereinstimmung zwischen Bonn
und Washington in der Frage der Unterstützung
für Rußland erreichte einen Höhepunkt. Doch
die amerikanische Hilfspolitik ging wieder
zurück, als die erhoffte globale Zusammenar-
beit mit Moskau nicht wie erwartet funktio-
nierte. Rußlands Außenpolitik wurde selbst-
bewußter. Für Amerika und die anderen Staaten,
so der Schluß Bierlings, sei dies ein Grund mehr
gewesen, das finanzielle Engagement zu
drosseln, zumal sich in der politischen und
ökonomischen Transformation ein Stillstand
abzeichnete.

Zwischen den beiden Weltwirtschaftsgipfeln von
Neapel und Halifax im Juli 1994 und im Juli
1995 fiel die Moskau-Hilfe weit auf der Prio-
ritäten-Liste Washingtons und Bonns (ins-
besondere nach dem Abzug der letzten sowjeti-
schen Truppeneinheiten) zurück. Zum einen
schien Jelzins Position halbwegs gesichert; zum
anderen standen nach dem russischen Ein-
marsch in Tschetschenien im Dezember 1994
Finanzhilfen nicht mehr zur Debatte. In Hali-
fax erklärte Jelzin, Rußland bitte nicht länger
um Hilfspakete, aber es wünsche sich Gleich-
berechtigung in internationalen Handels- und
Finanzfragen. Seit dem Gipfeltreffen von Jelzin
und Clinton im Mai 1995, notiert der Autor,
rückte Washington sowohl von seiner ’Yeltsin-
first’- als auch von seiner ’Russia-first’-Politik
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ab. Mit dem G-7-Treffen in Halifax erreichten
die Bemühungen der westlichen Industriestaa-
ten, auf die Entwicklung in Rußland mit
Finanzmitteln Einfluß nehmen zu wollen, ihr
vorläufiges Ende. Nach einem fünfjährigen
„Interregnum“ wirtschaftlicher Themen, so der
Autor, dominierten erneut die klassischen po-
litischen Probleme die Ost-West-Agenda.

Tanja Wagensohn

Sabine Kropp/Roland Sturm, Koalitionen
und Koalitionsvereinbarungen. Theorie,
Analyse und Dokumentation. Leske und
Budrich Verlag, Opladen 1998, 218 Seiten, 
44,- DM.

Koalitionen gehören im politischen System der
Bundesrepublik Deutschland zum alltäglichen
Betrieb. Im Bund wie in den Ländern (und erst
recht in den Kommunen) wurde und wird weit
häufiger mit Koalitionen regiert als mit Allein-
regierungen einer Partei. Hierfür sind vor allem
das Wahlrecht, aber auch die soziale Struktur
sowie das jeweilige Parteiensystem und 
Partizipationsverhalten verantwortlich. Umso
erstaunlicher ist es, daß die Theorie und Praxis
von Koalitionsbildungen in der politikwissen-
schaftlichen Literatur in Deutschland bislang
nicht gerade überdurchschnittlich intensiv
behandelt wurde. Insofern füllt das Buch von
Sabine Kropp und Roland Sturm – beide an der
Universität Erlangen-Nürnberg tätige Politik-
wissenschaftler – eine Lücke, da es den Versuch
einer aktuellen Aufarbeitung aller bestehenden
Koalitionsbildungen und -vereinbarungen im
Bund und in den neuen Ländern unternimmt.
Darüber hinaus werden diese Ergebnisse kon-
trastiert mit den bisherigen Resultaten koali-
tionstheoretischer Forschung und Anregungen
für weitere Differenzierungen gegeben.

Im ersten Kapitel werden vorhandene theore-
tische Ansätze und politische Praxis von Koa-
litionsbildungen ausführlich miteinander ver-
glichen. Das zunächst vorgestellte klassische
„office-seeking“-Modell, wonach die Regie-
rungskoalition lediglich als rationaler Akteur da-
nach strebe, ihren Gewinnanteil in Form von
Ministersesseln zu maximieren, erkläre, so die
Autoren, aber bestenfalls 30 % der Koalitionen
in parlamentarischen Regierungssystemen. Statt-
dessen plädieren sie dafür, die Parteien nicht nur
als Akteure zu betrachten, die lediglich der Logik
des „office-seeking“ folgen, sondern auch im
Sinne eines „policy-seeking“ von „sachpoliti-

schen, inhaltlich definierten Präferenzen geleitet
werden“ (S. 37). Daher sind auch die Koali-
tionen am stabilsten, bei denen die Partner
ideologisch am nächsten zueinander stehen. Be-
sonderes Augenmerk wird von den Autoren auch
auf die Koalitionsvereinbarungen gelegt, die
zwar keine zuverlässigen Aussagen über den
policy-output ermöglichen, aber doch Hinweise
auf das Politikverständnis und die Politikfor-
mulierung eines Regierungsbündnisses geben.

Im zweiten Kapitel werden Zusammenhänge
zwischen dem Parteiensystem und dem Koali-
tionsverhalten untersucht. Dabei wird deutlich,
daß einige herkömmliche theoretische Modelle
der Koalitionsbildung die Praxis in den Bun-
desländern nicht unbedingt erklären können.
Die folgenden drei Kapitel behandeln Theorie
und Praxis von Koalitionsvereinbarungen und 
-verträgen. Dabei sei in den neunziger Jahren
der Koalitionsvertrag als Instrument der par-
teipolitischen Profilierung und des Erfolgsnach-
weises wieder aufgewertet worden; in den Län-
dern sei er aus dem Regierungsalltag nicht mehr
wegzudenken. Interessant ist die ausführliche
Behandlung der Entscheidungs- und Koopera-
tionsregeln in Koalitionsverträgen, wobei unter
anderem der Wirkung der Bundesratsklauseln
besondere Aufmerksamkeit geschenkt wird. Im
sechsten Kapitel werden Länderkoalitionen und
die föderale Ordnung näher untersucht und hilf-
reiche Zusammenstellungen und Auswertungen
vorgenommen wie z. B. die Aktivitäten der
Koalitionsregierungen im Bundesrat insgesamt
und aufgeschlüsselt nach Politikfeldern. Im ab-
schließenden Kapitel werden mögliche Weiter-
entwicklungen der Koalitionstheorie angedeutet,
die sich aus den empirischen Ergebnissen des
Buches ergeben. Der Band wird ergänzt durch
eine Dokumentation mit Auszügen wichtiger
Koalitionsvereinbarungen, einer Bibliographie
und einem Sachregister.

Den Autoren kann bescheinigt werden, daß sie
einen wichtigen Beitrag zu einem bislang nicht
ausreichend bearbeiteten Feld geliefert haben.
Im deutschen Koalitionswesen haben Koali-
tionsvereinbarungen eine so große Bedeutung,
daß sich deren theoretische wie praktische Ana-
lyse, wie dieses Buch gezeigt hat, in jedem Fall
lohnt. 

Das Buch ist ein Musterbeispiel für solide und
sachkundige politikwissenschaftliche Analyse
praktischer politischer Phänomene mit großem
intellektuellen und theoretischen Input. Ange-
sichts künftig erwartbarer Koalitionskonstella-
tionen in Deutschland wird den Forschern auf
diesem Gebiet der Stoff nicht ausgehen.

Gerhard Hirscher
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Fassbender, Bardo: UN Security Council Re-
form and the Right of Veto. A Constitutio-
nal Perspective (Legal Aspects of Interna-
tional Organization, Vol. 32). Kluwer Law
International, The Hague, London, Boston
1998, 436 Seiten, NLG 185 / USD 100 / GBP
63, ISBN 9041105921, UK £ 63,–.

Die Schrift, hervorgegangen aus einer juristischen
Dissertation an der Humboldt-Universität in
Berlin, befaßt sich ausführlich und differenziert
mit der aktuellen Diskussion der Reform des
Sicherheitsrates und des Veto-Rechts der stän-
digen Mitglieder. Bemerkenswert ist, daß der
Autor die Problematik in ein übergreifendes
„verfassungsrechtliches“ Verständnis stellt. Der
Grundgedanke ist die Herauslösung des Ver-
fassungsbegriffs aus seiner Bezogenheit auf den
(modernen) Staat und seine Anwendung auf die
UN-Charta. Ganz allgemein versteht er im
Anschluß an Konrad Hesse eine Verfassung als
„rechtliche Grundordnung eines Gemeinwesens“.
Daß man die UN-Charta insoweit als Verfas-
sung ansieht, ist noch nicht weiter bemerkens-
wert, erfüllt sie doch ohne weiteres die Kriterien
einer „rechtlichen Grundordnung“ für das Ver-
hältnis der UN-Mitglieder (einschließlich mate-
riell-rechtlicher Prinzipien) und die Ausübung
von Organgewalt. Fassbender geht einen ent-
scheidenden Schritt weiter: Unter Zugrunde-
legung idealtypischer Merkmale einer (Staats-)
Verfassung konstatiert er auch für die UN-
Charta Verfassungscharakter in einem quali-
fizierten Sinn. Zu diesen (wenn auch nur in
abgeschwächter oder unvollkommener Weise ver-
wirklichten) Merkmalen zählt er den „true con-
stitutional moment“ der Abfassung der Charta,
die Ausstattung mit den Grundfunktionen
hoheitlicher Gewalt in einem System von
„checks and balances“, die Bestimmung der
Mitglieder der Gemeinschaft, die Errichtung einer
Normenhierarchie, den Anspruch auf Geltung
„für die Ewigkeit“, aber auch die Begrifflichkeit
von „Charter“ im Verständnis einer „written
constitution“. Die Charta habe außerdem –
auch das eine Bedingung des Verfassungscha-
rakters, nicht aber eine Konsequenz hieraus –
universelle, auch Drittstaaten verpflichtende 
Geltung. Aus dieser verfassungsrechtlichen
Perspektive leitet Fassbender verschiedene Konse-
quenzen ab, etwa durch die Abschichtung in
ihrer Verbindlichkeit unterschiedlicher rechtlicher
Ebenen und die Betonung der Notwendigkeit
einer „constitutional interpretation“ der UN-
Charta, deren Bedeutung vor allem in einer ob-
jektiven, nach dem heutigen Verständnis einer
Charta-Bestimmung fragenden Interpretation
liegt.

Auf dieser methodischen Grundlage widmet er
sich im zweiten Hauptteil der Struktur des Si-

cherheitsrates und den diesbezüglichen Re-
formüberlegungen. Dabei zeigt sich, daß die
verfassungsrechtliche Perspektive teilweise Pro-
bleme aufwirft, die vor dem Hintergrund der tra-
ditionell-völkerrechtlichen Sicht bereits aus-
diskutiert schienen. Das gilt vor allem für die
Frage, inwieweit der Wortlaut des Art. 27Abs. 3
UN-Charta eine Interpretation zuläßt, wonach
die willentliche Abwesenheit und die Stimm-
enthaltung eines ständigen Mitglieds im Sicher-
heitsrat nicht als Einlegung des Vetos zu be-
greifen ist. Entgegen der ständigen Praxis unter
ganz überwiegender Billigung durch die Völker-
rechtswissenschaft (mit Unterschieden in der Be-
gründung) verlangt Fassbender aus „verfas-
sungsrechtlicher Perspektive“ eine ausdrückliche
und formale Ergänzung der Charta.

Sehr ausführlich berichtet der Autor über den
Verlauf der Diskussion zur Reform des Sicher-
heitsrates und die unterbreiteten Vorschläge.
Schwerpunkte sind die beabsichtigte Einbezie-
hung Deutschlands und Japans in den Kreis der
ständigen Mitglieder und die Vorschläge zur Er-
weiterung des Sicherheitsrates um eine „dritte
Kategorie“ von Mitgliedern, ohne daß allerdings
Einigkeit über deren Zusammensetzung und
deren Rechte besteht. Der entscheidende Punkt
in allen Diskussionen, der eine Einigung nach
dem Stand der Dinge als kaum wahrscheinlich
erscheinen läßt, ist und bleibt die Frage des
Veto-Rechts. Ausgangspunkt der eigenen Kon-
zeption Fassbenders zum „constitutional right
of veto“ ist das Prinzip der souveränen Gleich-
heit der Staaten als „principle of constitutional
equality“. Als wesentlich wird von ihm der Zu-
sammenhang von Veto-Recht und Verantwor-
tung für das Gemeinwohl der internationalen
Gemeinschaft dargestellt, das Prinzip der Re-
präsentation (dessen Gehalt aber weniger in
einer geographischen Komponente zu sehen ist,
als vielmehr im Aspekt der internationalen
Bedeutung und Verantwortung) sowie die Not-
wendigkeit einer „effective governance“ seitens
des Sicherheitsrates. Diese drei Prinzipien lassen
im Konkreten durch unterschiedliche Gewich-
tung und Ausbalancierung differenzierte Lö-
sungen zu, die von Fassbender abschließend dar-
gelegt werden.

Die Schrift zeichnet sich aus durch die Kon-
sequenz in der Verfolgung des methodischen
Grundgedankens, der Einordnung der UN-
Charta als „Verfassung“ der internationalen Ge-
meinschaft. Soweit der Autor sich der Grund-
legung der verfassungsrechtlichen Perspektive
widmet, hat sie Bedeutung auch über den kon-
kreten Untersuchungsgegenstand hinaus. Sie
enthält eine Vielzahl interessanter und an-
regender Gedanken, die den bisherigen Horizont
der Völkerrechtswissenschaft bewußt über-
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schreiten. Widerspruch wird nicht ausbleiben;
der Keim für einen fruchtbaren wissenschaft-
lichen Dialog ist damit gelegt. So mag der Ver-
gleich der UN-Charta mit einem (dem?) Ideal-
typus von (Staats-)Verfassung durchaus zur
Feststellung typischer Entsprechungen führen.
Doch gesteht der Autor selbst ein, daß die UN-
Charta unter etlichen Gesichtspunkten natürlich
noch keine vergleichbare Ausdifferenzierung er-
fahren hat. Dennoch werden aus dem „Verfas-
sungs“-Befund weitgehende konzeptionelle Un-
terscheidungen und Konsequenzen hergeleitet.
Andererseits lassen sich die vom Autor ent-
wickelten rechtlichen Vorgaben einer Reform des
Sicherheitsrates (einschließlich des Veto-Rechts)
wohl im wesentlichen auch ohne einen Rück-
griff auf die Verfassungskonzeption begründen.
Fazit: Eine wichtige Arbeit zu einem aktuellen
Problem, die über den Kreis der interessierten
Völkerrechtler hinaus auch im politikwissen-
schaftlichen Bereich Aufmerksamkeit verdient.

Burkhard Schöbener

Winner Ellen, Hochbegabt – Mythen und
Realitäten von außergewöhnlichen Kin-
dern. Ellen Winner. Aus dem Amerikani-
schen übersetzt von Maren Klostermann.
Klett-Cotta Stuttgart (Febr. 1998) ISBN, 3-608-
91907-4, 419 Seiten, 78,– DM.

Es gibt die leicht, mittelmäßig und extrem
Hochbegabten. Dazu kommen die Wunderkin-
der, die „Savants“, die Intelligenten und die
„außergewöhnlich Intelligenten“. Ebenso wich-
tig sind die „Kreativen“ und die „Schöpfe-
rischen“. Ellen Winner hebt hervor, daß das
Etikett „hochbegabt“ viele Facetten hat und zu
verbreiteten „fragwürdigen Annahmen“ führen
kann, die sie als „Mythen“ bezeichnet. Am Ende
der detaillierten Differentialanalyse trennt die
Verfasserin zwischen „Mythos und Realität“. Im
Zentrum stehen neun verbreitete „Mythen“ zum
Thema „Hochbegabung“: Universelle Hoch-
begabung – Talent und Hochbegabung – Der
außergewöhnliche IQ und die Hochbegabung –
Vererbung und Umwelt – Eltern als treibende
Kraft – Hochbegabung und Gesundheit – Alle
Kinder sind hochbegabt – Hochbegabte Kinder
und Ruhm. Wichtig ist die Orientierung an der
Realität und diese wird durch den aktuellen
Forschungsstand begründet.

Im Anschluß an die skizzenhafte Wiedergabe
der inhaltlichen Schwerpunkte dieses neuen
Werkes soll in der erforderlichen Kürze einer
zusammenfassenden Würdigung auf einige

zentrale Aussagen der Verfasserin eingegangen
werden. Vorwegnehmend kann festgestellt
werden, daß das Buch sowohl bei Eltern, bei
Lehrerinnen und Lehrern wie auch bei
Bildungsforschern und Bildungsplanern die
verdiente Beachtung finden wird. In seiner oft
zitierten Rede „Aufbruch in der Bildungspolitik“
(Berlin, 5. Nov. 1997) hat Bundespräsident
Roman Herzog u.a. folgendes ausgeführt: „Es
geht darum, Tabus zu knacken, Irrwege abzu-
brechen und falsche Mythen zu beseitigen“. Die
„falschen Mythen“ zum Thema Hochbegabung
sind ein zentraler Gegenstand, mit dem sich
Ellen Winner kritisch auseinandersetzt. Sie
verknüpft in gekonnter Weise eigene Beobach-
tungen und Fallbeispiele mit den Aussagen der
Forschung, um auf diese Weise ein solides Fun-
dament zum Thema „Hochbegabung“ zu ge-
winnen.

Nachfolgend soll vor allem aus schulpädago-
gischer Sicht auf einige Aussagen der Verfasse-
rin eingegangen werden. Dadurch wird allerdings
die Problemsicht eingeengt.

Ellen Winner konzentriert sich auf die Hoch-
begabung in zwei intellektuellen Bereichen (Spra-
che und Mathematik) und zwei künstlerischen
Bereichen (bildende Kunst und Musik). Auf die-
sen vier Gebieten sind kindliche Hochbegabun-
gen am häufigsten bemerkt und untersucht wor-
den. Ein frühes und begieriges Lesen, das bereits
vor dem Kindergartenalter beginnt, ist eines der
am häufigsten beobachteten Merkmale von Kin-
dern mit universeller Hochbegabung. Es gibt
hochbegabte Kinder, die gleichzeitig in einer be-
stimmten „Domäne“ (Csikszentmihalyi) lern-
behindert sind.

Will man „Hochbegabte“ charakterisieren, so
fallen folgende Persönlichkeitsmerkmale auf:
eine „gewisse Besessenheit“ von einer bestimm-
ten „Domäne“, ein leidenschaftliches Erkennt-
nisinteresse, eine unüberbietbare Hartnäckigkeit,
ein auffälliger Perfektionismus, ein Streben nach
geistiger Unabhängigkeit (Nonkonformismus),
eine beachtliche Ausdauer, ein Bemühen um
Vollendung, ein Unbehagen am Ungewissen, ein
Suchen nach eigenen Lernwegen, das Ertragen
von Mißerfolgen, ein gewisser Leistungsfanatis-
mus, das sehnsüchtige Streben nach sogenann-
ten „Flow-Erlebnissen“, das Ertragen von Ein-
samkeit, eine geradezu unstillbare „Lernwut“,
eine grenzenlose Neugier, ein überdurchschnitt-
liches Selbstvertrauen, eine auffällige Eigen-
willigkeit. Hochbegabte Kinder halten sich nicht
an die Normen, sie folgen ihren ganz eigenen
Vorstellungen. Sie erscheinen streitlustig, domi-
nierend, selbstbestimmt und machen andere ger-
ne auf Fehler aufmerksam. Die hochentwickel-
te moralische Urteilsfähigkeit der intellektuell



Buchbesprechungen 119

hochbegabten Kinder bildet zugleich einen we-
sentlichen Bestandteil ihres unabhängigen Den-
kens und ihres Nonkonformismus. Dadurch sind
sie unbequem und erscheinen nicht selten
rebellisch. Der soziale Bereich bereitet hoch-
begabten Kindern oftmals die größten Proble-
me. Die Einmaligkeit der hochbegabten Persön-
lichkeit ist für Eltern und Lehrer mit erheblichen
Schwierigkeiten verbunden. Auf diese geht 
E. Winner detailliert ein.

Es gibt Eltern, die immer etwas an der schuli-
schen Ausbildung ihres hochbegabten Kindes
auszusetzen haben, auch wenn es den besten,
anspruchsvollsten Hochbegabtenunterricht be-
kommt. Diese Eltern sind von der Idee besessen,
daß alle Methoden bei ihren Sprößlingen versa-
gen müssen. Auf diese Weise können sie ihre
Kinder als brillante Opfer sehen und sich selbst
als Retter der begabten Kinder. Das Kind ist
nicht nur ein Produkt der Familie: Die Familie
ist zum Teil auch ein Produkt des Kindes!

Es besteht allerdings ein starker Zusammenhang
zwischen Hochbegabung und einer fördernden
familiären Umwelt. Schöpferische Persönlich-
keiten berichten oftmals, daß sie einen Großteil
ihres Erfolges den hohen Erwartungen und dem
unerschütterlichen Vertrauen ihrer Mütter ver-
danken. Die elterlichen Erwartungen sind von
entscheidender Bedeutung für die kindlichen
Höchstleistungen. Wenn familiäre Wärme mit
Ansporn und hohen Erwartungen kombiniert
wird, sind optimale Bedingungen für die Talent-
entfaltung der Kinder gegeben. Eltern sollten
allerdings vermeiden, Kinder zu Höchstleistun-
gen zu hetzen, um auf diese Weise ihre eigenen
Bedürfnisse zu befriedigen. Bei diesen Kindern
stellt sich später oftmals ein unerwarteter Lei-
stungsknick ein!

Kinder, die als „hochbegabt“ etikettiert werden,
haben mehr soziale Probleme, als Kinder, die
nicht mit dieser Bezeichnung versehen werden.

Aus der Sicht der Schule beklagt E. Winner eine
weit verbreitete egalitäre, antielitäre Bildungs-
ideologie, die sich auf die Förderung der hoch-
begabten Kinder nachteilig auswirkt. Für diese
Kinder gibt es kaum geeignete Förderprogramme.
Begabtenförderprogramme sind oftmals dem
Vorwurf des Rassismus ausgesetzt. Schulbuch-
verlage veröffentlichen keine anspruchsvollen
Lehrbücher, weil sie wissen, daß solche Lehr-
werke keinen guten Absatz finden. An dieser
Stelle wird auch die kontrovers diskutierte TIMS-
Studie (Third International Mathematics and
Science Study – TIMSS) erwähnt. Die Schluß-
folgerung lautet: Alle Kinder, nicht nur die hoch-
begabten Mädchen und Jungen, müssen vor
größere intellektuelle Herausforderungen gestellt

werden. Besonders begabte Kinder langweilen
sich im Unterricht, reagieren mit Enttäuschung
oder Rückzug und bekommen außerdem den Un-
willen der Lehrerinnen und Lehrer zu spüren.
Die Kinder machen die Erfahrung, daß sie sich
überhaupt nicht anstrengen müssen, um er-
folgreich zu sein. Diese Erfahrung führt lang-
fristig zu einem geringen Selbstwertgefühl. Dar-
aus resultiert eine absinkende Motivation. In
einer Studie von über 400 berühmten Persön-
lichkeiten, die besondere Leistungen in den
unterschiedlichen Lebensbereichen vollbracht
hatten, wurde festgestellt, daß drei Fünftel die-
ser Personen entweder erfolglos oder unglücklich
in der Schule gewesen waren. Hochbegabte Kin-
der erscheinen in der Schule nicht selten als
arrogant, unaufmerksam, störrisch oder gar faul.

Man muß feststellen, daß hochbegabte Kinder
in ihrer Einmaligkeit die Möglichkeiten der nor-
malen Schule übersteigen. Solche Kinder brau-
chen einen Mentor, der ihre Fähigkeiten fördert
und ihnen bei der Bewältigung von Lebens-
problemen hilft. Dies gilt im intellektuellen wie
auch im künstlerischen Bereich. Aus der beson-
deren Situation der USA ergibt sich folgende
Konsequenz: Während in asiatischen Ländern
auf intellektuelle Leistungen besonderer Wert
gelegt wird, gelten gute Schulleistungen in den
USA häufig als kriecherische Anpassung an die
offizielle Wertvorstellung.

Zusammenfassend stellt E. Winner fest: In den
USA steht man der Begabtenförderung zutiefst
ambivalent gegenüber. Einerseits will man das
Streben nach Spitzenleistungen unterstützen, an-
dererseits will man eine nivellierende Gleichheit
haben. Wie man mit der Hochbegabten-
erziehung umgeht, hängt weit mehr von poli-
tischen Idealen und weltanschaulichen Posi-
tionen ab als von wissenschaftlichen Erkennt-
nissen. Es gibt zwar eine große Anzahl von
Forschungsarbeiten über die Auswirkungen ver-
schiedener Formen der Hochbegabtenförderung,
aber die Ergebnisse sind teilweise widersprüch-
lich.

Wünschenswert ist die Selbstbestimmung und
Selbststeuerung der Lernprozesse und des Lern-
tempos. Es kommt auf die Entwicklung koope-
rativer Lernumwelten an, in denen Kinder mit
ganz unterschiedlichen Fähigkeitsgraden effek-
tiv lernen können. Es kommt auf die allgemei-
ne Steigerung des Lernanspruchsniveaus für al-
le Kinder an. Davon profitieren nicht nur die
besonders begabten, sondern auch die durch-
schnittlich befähigten Schülerinnen und Schüler.
Es geht um die Steigerung der Lernleistungen
und eine Denkerziehung auf hohem Niveau. Auf
diese Notwendigkeit hat auch E.D. Hirsch, Jr. in
seinem Buch „Die Schulen, die wir brauchen
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und warum wir sie nicht haben“ (The Schools
we need and Why we dont have them“, 1996)
nachdrücklich hingewiesen.

Abschließend kann noch erwähnt werden, daß
ein hoher IQ (Intelligenz-Quotient) keine Vor-
hersage für eine besonders kreative Lebenslei-
stung erlaubt. Kennzeichnend für die kreative
Persönlichkeit sind Energie, Konzentrations-
fähigkeit, souveränes Auftreten, Unabhängigkeit
und Risikobereitschaft. Kreative Menschen ha-
ben in der Kindheit unter starkem Streß gestan-
den und leiden nicht selten unter psychischen

Erkrankungen. Eine frühe Hochbegabung erlaubt
keine zuverlässige Prognose über die kreativen
Leistungen im Erwachsenenalter. Es wirken sehr
unterschiedliche (teils nicht vorhersagbare) Fak-
toren zusammen: Familie, Bildungsmöglichkei-
ten, Persönlichkeit und Glück. Der Arzt und
Dichter Gottfried Benn schreibt: „Die schöpfe-
rischen, die vulkanischen Gehirne ... . Manche
steigen hoch, manche ergreift die Stunde, man-
che werden Genies, viele bleiben aber unten wie
nie geschehen!“

Gottfried Kleinschmidt
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